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Liebe Bürgerinnen und Bürger Sachsens,
am 1. September 2019 wählen Sie einen neuen
Landtag. Sie entscheiden an diesem Tag,
welche Weichen in den nächsten fünf Jahren 
für die Zukunft Sachsens gestellt werden. 

Die SPD hat in den letzten fünf Jahren gezeigt, dass es nicht egal ist, wer in Sachsen 
regiert. Es gibt mehr Lehrerinnen und Lehrer und mehr Stellen bei der Polizei. Wir haben
den Kitas mehr Geld gegeben und den Nahverkehr gestärkt. Wir haben den sozialen
Wohnungsbau gefördert und wir haben dafür gesorgt, dass die Löhne steigen. 
All das – und noch viel mehr – bei solider Haushaltsführung.

Doch wir sind noch lange nicht zufrieden. Und wir sind noch lange nicht fertig.  
Wir wollen kein Sachsen, in dem die Regierung gegen die Schwächsten hetzt, Frauen 
bevormundet und Arbeiternehmer entrechtet. Wir wollen keine schwarzen Listen für 
Journalisten, keine Schule, die zum Lehrerpranger wird, keine Hetze gegen
Andersdenkende und Minderheiten.

Wir haben eine Vision von einem modernen und gerechten Sachsen. Ein Sachsen, in dem 
wir unseren Kindern das Fundament für eine erfolgreiche Zukunft legen und kein Kind 
zurücklassen – deswegen darf Bildung nichts kosten, auch nicht in der Kita und im Hort. 
Ein Sachsen, in dem Bus und Bahn öfter kommen, mit einem einheitlichen, einfachen und 
preiswerten Tarifsystem und einer Landesverkehrsgesellschaft. Ein Sachsen, in dem wir 
klug konsumieren und klug produzieren. Ein Sachsen, in dem wir Respekt davor haben, 
was Menschen in ihrem Leben geleistet haben. Ein Sachsen, in dem gute Löhne und ge-
rechte Renten gezahlt werden.

Diese Landtagswahl ist eine Richtungsentscheidung. Wir als SPD möchten das Leben der 
Menschen in Sachsen ganz konkret verbessern. Wie wir das genau machen wollen, kön-
nen Sie auf den nächsten Seiten lesen. Dieses Regierungsprogramm ist unsere Einladung 
an Sie, dieses Land mitzugestalten. Und es ist ein Versprechen. Denn was uns am Herzen 
liegt ist: Sachsens Zukunft.  

Herzliche Grüße
Ihr Martin Dulig

Martin Dulig
Spitzenkandidat der SPD Sachsen 
zur Landtagswahl 2019
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Welchen Kurs unser Land nimmt, ent-
scheiden die Wählerinnen und Wähler. 
Das ist keine Floskel. Denn die Parteien, 
die sich in Sachsen zur Wahl stellen, 
haben sehr verschiedene Konzepte für 
unser Land. Dass es nicht egal ist, wer 
regiert, wird mit Blick auf die letzten 
zehn Jahre deutlich. Fünf Jahre CDU/
FDP-Koalition von 2009 bis 2014, das 
hieß fünf Jahre Stellenabbau, Sozialkür-
zungen und Spardiktat. An den Folgen 
leidet Sachsen bis heute. Fünf Jahre 
CDU/SPD-Koalition von 2014 bis 2019, 
das heißt mehr Lehrkräfte und Erzieher, 
mehr Richter und Polizeibeamte, mehr 
Mittel für Bildung und Sozialpolitik, 
mehr Gestaltungsfreiheit für die sächsi-
schen Kommunen, eine klare Haltung zu 
demokratischen Werten und Zukunfts-
konzepte in allen Bereichen.

MUTIGE IDEEN,
KLARE ZIELE,
REALISTISCHE SCHRITTE

Regieren heißt, Verantwortung zu über-
nehmen und Entscheidungen zu treffen. 
Es heißt auch, Kompromisse zu schlie-
ßen. Kompromisse mit anderen Parteien 
und Kompromisse mit der Realität. Ein 
Beispiel: Auf dem Papier ist der Lehrer-
mangel schon längst behoben, denn im 
Haushalt stehen inzwischen genügend 
Personalstellen zur Verfügung. Doch in 
der Realität können derzeit nicht alle 
Stellen besetzt werden. Es sind bundes-
weit zu wenige Lehrkräfte da und die 
Ausbildung dauert ihre Zeit.

So stutzt die Welt der Tatsachen biswei-
len mutige Ideen auf Schritt-für-Schritt-
Konzepte zurecht. Umso wichtiger ist 
es uns, in diesem Wahlprogramm klare 
Ziele zu formulieren. Denn solange man 
sein Ziel im Blick behält, kommt man 
auch mit kleinen Schritten voran. Man-
che unserer Ideen reichen weit in die 
Zukunft. Schon deshalb können sie nur 
Schritt für Schritt umgesetzt werden. 
Andere werden nicht von allen Parteien 
geteilt. Mit welcher Kraft wir sie verfol-
gen und umsetzen können, hängt somit 
vom Wahlergebnis ab.

ES IST DEIN LAND

Welchen Kurs unser Land nimmt, das 
entscheiden die Wählerinnen und 
Wähler. Mit welcher Stärke jede Partei 
im Parlament sitzt, welche politischen 
Mehrheiten möglich sind, das entschei-
den die Wählerinnen und Wähler. An 
welchen Zielen sich Entscheidungen 
ausrichten und welche Ideen Wirklich-
keit werden können, das entscheiden 
die Wählerinnen und Wähler. Wir sagen 
in diesem Programm klar, wohin wir mit 
Sachsen wollen. Wir wissen, dass wir 
Unterstützung brauchen, um unsere 
Ziele zu erreichen. Wir hoffen, dass viele 
Menschen Lust haben, unseren Weg 
mitzugehen. Es ist ein kluges Wort:  
„Sei du selbst die Veränderung, die du 
dir wünschst für diese Welt.“ Das treibt 
uns fünftausend Sozialdemokratinnen 
und Sozialdemokraten an. Nimm  
die Zukunft Sachsens mit in die Hand.  
Es ist dein Land.

Ob hier geboren oder hergezogen: In 
Sachsen ist unser Zuhause. Hier leben 
wir Sozialdemokratinnen und Sozialde-
mokraten: In Dreiheide und Vierkirchen, 
in Freiberg und Freital, in Leipzig, Chem-
nitz und Dresden. Wir – die sächsische 
SPD –, das sind mehr als fünftausend 
Menschen, die sich für ihren Stadtteil, 
ihre Gemeinde, ihren Kreis oder ganz 
Sachsen einsetzen. Wir sind Mitglieder 
in Gemeinderäten, Vereinsvorständen 
und Elternvertretungen. Wir arbeiten in 
Büros und Betrieben, an der Werkbank 
und am Schreibtisch, im Kindergarten 
und im Pflegeheim. Achtzehn Frauen 
und Männer von uns haben in den 
letzten fünf Jahren im Sächsischen 
Landtag Politik gemacht, drei von ihnen 
ein Ministeramt ausgeübt. Wir konnten 
Probleme lösen, Entscheidungen treffen, 
Entwicklungen anstoßen. In den letzten 
fünf Jahren haben wir fünftausend neue 
Lehrerinnen und Lehrer eingestellt, fast 
dreitausend Erzieherinnen und Erzieher, 
eintausend Polizistinnen und Polizisten. 
Wir haben zusätzliches Personal an die 
Gerichte, in die Kultureinrichtungen und 
an die Hochschulen geholt. Wir haben 
die Schulsozialarbeit eingeführt, das 
Pflegenetz geschaffen und die Jugend-
pauschale erhöht. Wir haben das Integ-
rationskonzept auf den neuesten Stand 
gebracht, den Öffentlichen Nahverkehr 
ausgebaut und die Kommunen gestärkt. 
Fünf Jahre lang haben wir viel bewegt. 
Das kann sich sehen lassen.

DER ANFANG IST
GEMACHT

Sachsen wird sich weiter entwickeln. 
Wir alle kennen die Herausforderungen 
der Zukunft. Sie sind schon da. Die Digi-
talisierung eröffnet uns neue Chancen 
für Arbeit, Bildung und unseren Alltag. 
Der Klimawandel stellt uns große 
Aufgaben - der Wirtschaft auf der einen 
und uns Verbraucherinnen und Verbrau-
chern auf der anderen Seite. Wir sind 
mittendrin im demografischen Wandel: 
Unsere Gesellschaft wird älter, gleich-
zeitig steigen die Kinderzahlen und 
neue Sachsen wandern aus dem In- und 
Ausland zu. Stadt und Land entwickeln 
sich unterschiedlich. Und hier wie dort 
geraten Weltoffenheit, Zukunftssinn 
und das demokratische Miteinander von 
Rechtsaußen unter Druck. Unsere Re-
gierungsarbeit der letzten fünf Jahre ist 
eine klare Antwort auf diese Herausfor-
derungen. Mit neuem Personal haben 
wir den Staat in die Lage versetzt, seine 
Aufgaben besser zu erfüllen. Mit sta-
bilen Finanzen haben wir den Kommu-
nen geholfen, die Entwicklung vor Ort 
voranzubringen. Und mit zusätzlichen 
Fördermitteln haben wir Einrichtungen, 
Vereinen und tausenden Engagierten 
in unserer Gesellschaft ermöglicht, ihre 
Stimme zu erheben und ihre Heimat 
mitzugestalten. Heute hat Sachsen die 
Kraft zurückerlangt, seine Zukunft in die 
Hand zu nehmen. Wir sind in der Mitte 
des Weges. Mit dem Regierungswechsel 
hat der Freistaat Schwung geholt, mit 
der Landtagswahl werden die Weichen 
neu gestellt. 
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FREIHEIT, DEMOKRATIE
UND MITVERANTWORTUNG

Wir leben in einer widersprüchlichen 
Zeit. Einerseits geht es unserem Land 
so gut wie selten zuvor. Andererseits 
wächst die Sorge vor einer sozial gespal-
tenen Gesellschaft. Die Möglichkeiten 
zur freien Entfaltung von Persönlichkeit 
und Individualität sind enorm. Gleich-
zeitig nehmen Feindseligkeiten gegen 
einzelne Menschen und Menschengrup-
pen zu. Viele Menschen wünschen, dass 
sich politische Entscheidungen stärker 
am Gemeinwohl orientieren. Doch nur 
wenige sind bereit, sich in Parteien zu 
engagieren und so die Inhalte politi-
scher Entscheidungen mit zu beeinflus-
sen. Nicht zuletzt sind Informationen 
in einer Breite und Tiefe frei und ein-
fach zugänglich, wie es bisher noch nie 
der Fall war. Und dennoch hat unsere 
Gesellschaft immer stärker mit Vor-
urteilen, Verschwörungstheorien und 
Fake News zu kämpfen. Wir brauchen 
ein neues Wir-Gefühl in unserem Land, 
das geprägt ist von dem Willen und der 
Lust, sich für seine Mitmenschen und 
sein Umfeld zu interessieren und sich 
zu engagieren. Vieles in Sachsen wärmt 
unser Herz – Freunde und Familie, die 
wunderschönen Landschaften entlang 
von Elbe, Neiße und Elster, prachtvolle 
Städte und beschauliche Dörfer, eine 
lange Geschichte voller namhafter 
Künstlerinnen und gewiefter Erfinder. 
Aber Sachsen ist auch der Ausgangs-
punkt von Pegida. 

Nicht anders, aber doch stärker als 
anderswo in der Bundesrepublik erleben 
wir hier in unserem Land rassistische 
Gewalt, Menschenfeindlichkeit, Demo-
kratieverdruss und angstgetriebenen 
Hass. Das schmerzt, besonders, weil aus 
Sachsen, von der Wiege der Friedlichen 
Revolution, noch vor wenigen Jahrzehn-
ten ein ganz anderer Ruf in die Welt 
hinausging – der Ruf nach Freiheit und 
Frieden, nach Selbstbestimmung und 
Toleranz. Mit all diesen Widersprüch-
lichkeiten umzugehen ist nicht leicht. 
Für viele Menschen in unserem Land 
begann mit der Wiedervereinigung der 
Aufbruch in ein Leben voller Freiheit und 
neuer Möglichkeiten. Für viele begann 
aber auch eine Zeit der Arbeitslosigkeit, 
des Wegzugs von Kindern und Freun-
den, eine Zeit der Unsicherheit. Die 
sächsische Regierungspolitik der Neun-
ziger Jahre war vor diesem Hintergrund 
gut gemeint, aber hatte fatale Folgen. 
Sorgt Euch nicht, signalisierten Kurt 
Biedenkopf und die sächsische CDU, 
erfüllt Eure Pflichten, dann kümmern 
wir uns um den Rest. Der eben noch 
so politisierte Osten wurde politik-
frei, Opposition, Gewerkschaften und 
Bürgerinitiativen eher lästiges Beiwerk, 
welches das Regierungshandeln allen-
falls störte, jedoch nicht Partner auf 
Augenhöhe in einer pluralistischen 
Gesellschaft war. Widersprüchlichkeit 
aber ist der Kern einer pluralistischen, 
einer demokratischen Gesellschaft. Wo 
Menschen frei sein können, frei in ihrem 
Denken und Handeln, werden Vielfalt 
und Widersprüchlichkeit sichtbar – ganz 
einfach deshalb, weil die Perspektiven, 

Ziele und Vorstellungen der Menschen 
unterschiedlich sind. Diese Unterschie-
de zu verstehen und auszuhalten, über 
sie zu debattieren und ihnen in klugen 
Kompromissen gerecht zu werden, statt 
sie zu verdrängen, das ist das Wesen 
demokratischer Politik. Das verlangt uns 
allen eine Menge ab: Meinungsstärke 
und Nachgiebigkeit, Lernbereitschaft, 
Vernunft und Empathie. Und vor allem: 
die Bereitschaft zum Dialog und zur 
Beteiligung. Es ist uns deshalb wichtig, 
die politische Bildung und das politische 
Engagement zu stärken. Sachsen hat in 
den letzten Jahren enorm in die Ent-
wicklung der Zivilgesellschaft investiert 
– mit den Programmen „Weltoffenes 
Sachsen“, „Wir für Sachsen“ oder „Integ-
rative Maßnahmen“, genauso aber auch 
mit der Schaffung von Schulsozialarbeit 
oder der Stärkung der Erwachsenenbil-
dung. Und wir Sozialdemokratinnen und 
Sozialdemokraten investieren selbst 
viel in den Dialog mit den Menschen in 
unserem Land, mit der Küchentischtour 
von Martin Dulig, die inzwischen 
tausende Menschen erreicht hat und 
genauso mit unserem Engagement vor 
Ort, in den Landkreisen, Gemeinden und 
den großen Städten. Politik findet natür-
lich auch jenseits von Parteien statt: auf 
der Straße, am Arbeitsplatz, im Verein, 
auf Demonstrationen, im Elternbeirat, 
in sozialen Netzwerken – überall tref-
fen Menschen mit unterschiedlichen 
Meinungen aufeinander, machen 
Widersprüche sichtbar, debattieren, 
formulieren und fordern, stimmen ab, 
treffen Entscheidungen – das ist gelebte 
Demokratie.

Was treibt uns an? Wofür stehen wir 
ein? Und was hält uns zusammen? In 
den letzten Jahren erschien Politik vielen 
Menschen oft seltsam leblos, techno-
kratisch, mit sich selbst beschäftigt. 
Vielleicht liegt das auch daran, dass über 
Werte kaum gesprochen wurde. Dabei 
verleihen sie unserem täglichen Handeln 
eine orientierende Kraft. Wie bedeutsam 
ist das in einem Feld, wo wesentliche 
Rahmenbedingungen des Lebens aller 
Menschen gestaltet werden. Werte sind 
die Himmelsrichtungen auf unserem 
Kompass, die Grundlage unserer Ziele 
und der Maßstab unserer Entscheidun-
gen. Deshalb nehmen wir uns hier die 
Zeit, unsere sozialdemokratischen Werte 
zu benennen und zu beschreiben.
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Wir kämpfen für mehr Anstand und 
Respekt, für mehr Toleranz und Güte, 
für mehr Vernunft und Mitgefühl – in 
unserer Gesellschaft und in den staat-
lichen Strukturen gleichermaßen. Wir 
sind froh um alle, die sich mit uns dafür 
einsetzen. Und wir wollen noch mehr 
Menschen dafür gewinnen, sich für ihr 
Land, ihre Heimat und ihre Mitmen-
schen zu engagieren.

SOLIDARITÄT UND
GERECHTIGKEIT

Die meisten Menschen in Sachsen sind 
mit ihrer wirtschaftlichen Situation zu-
frieden. Trotzdem spüren sie bestehen-
de Ungerechtigkeiten. Sie spüren Sorgen 
vor der Zukunft. Und manche fühlen 
mangelnden Respekt. Noch immer 
arbeiten in unserem Land zu viele Frau-
en und Männer in prekären Beschäf-
tigungsverhältnissen und mit kleinen 
Löhnen. Sie kommen knapp über die 
Runden, doch können sich kein Polster 
aufbauen. Das verursacht Unsicherheit.
Nahezu alle arbeitenden Menschen in 
unserem Land standen 1990 vor einem 
erheblichen Bruch ihrer Biographie. Be-
rufsabschlüsse und Berufserfahrungen 
waren über Nacht entwertet, für man-
che stand die gesamte Lebensleistung in 
Frage. Die meisten Frauen und Männer 
haben sich erfolgreich durch diese Zeit 
hindurchgekämpft. Diese Aufbaugene-
ration hat mehr Anerkennung und mehr 
Respekt für ihre Leistung verdient. 

Viele von ihnen haben in den vergange-
nen Jahrzehnten keine höheren Löhne 
oder mehr Rechte eingefordert, weil 
sie ihren Arbeitsplatz und das eigene 
Unternehmen vor Ort nicht gefährden 
wollten. Auch deshalb arbeiten Be-
schäftigte in Sachsen noch heute im 
Durchschnitt länger als im Westen und 
das zu geringeren Gehältern. Sie sind 
fleißig und haben sich immer um Arbeit 
bemüht. Trotzdem drohen viele dieser 
Generation nun in der Altersgrundsi-
cherung zu landen, als ob sie nie in die 
Rentenversicherung eingezahlt hätten. 
Das ist ungerecht. Wir brauchen eine 
Rentenpolitik, die nicht nur gezahlte Bei-
träge, sondern genauso auch erbrachte 
Lebensleistung solidarisch anerkennt.
Mit Martin Dulig als Wirtschafts- und 
Arbeitsminister haben wir heute die ge-
ringste Arbeitslosigkeit in Sachsen seit 
1990. Die Wirtschaft profitiert vom Min-
destlohn, und zwar die Beschäftigten 
wie die Unternehmen gleichermaßen, 
denn Lohndumping und unfairer Wett-
bewerb konnten eingedämmt werden. 
Wir wollen weiter dafür sorgen, dass 
alle Menschen in unserem Land einen 
gerechten Anteil am gesellschaftlichen 
Wohlstand bekommen. Wir wollen, dass 
in unserem Land Löhne – am besten 
Tariflöhne – gezahlt werden, von denen 
man gut leben kann. Wir wollen einen 
funktionierenden Sozialstaat für alle. 
Es ist für uns eine Frage der Gerechtig-
keit, dass Arbeitsleistung Anerkennung 
findet. Deshalb setzen wir uns für die 
sogenannte Respektrente ein: 

Eine Grundrente, die auch bei nied-
rigen Löhnen für eine auskömmliche 
Altersversorgung reicht. Und es ist 
für uns ein Gebot der Solidarität, dass 
Menschen, die ihr Einkommen nicht aus 
eigener Kraft bestreiten können, die Un-
terstützung der Gesellschaft erhalten. 
Deshalb setzen wir uns beispielsweise 
für einen Ausbau des sozialen Arbeits-
markts in Sachsen ein. Menschen sollen 
auch dann Beschäftigung finden, wenn 
sich ihr Leistungsvermögen für Un-
ternehmen in harter wirtschaftlicher 
Konkurrenz nicht rechnet. Wir setzen 
uns ein für gleichberechtigte Teilhabe 
von Menschen mit Behinderungen und 
Beeinträchtigungen. Die Integration von 
Fachkräften oder niedrig qualifizierten 
Menschen, hier auch Zuwanderern, in 
unseren Arbeitsmarkt ist genauso unser 
Ziel wie die Eingliederung von jungen 
wie älteren Menschen, die mehr als eine 
Chance für gleichberechtigte Teilhabe 
am gesellschaftlichen Leben benötigen. 
Die Ablösung von Hartz IV durch ein 
Bürgergeld, das Menschen in schwieri-
gen Lebenslagen unterstützt, ist hierbei 
ein wichtiger und notwendiger Schritt. 
Dort, wo Hilfe und Unterstützung aus-
genutzt werden, wo kollektive Lasten 
die individuelle Pflicht ersetzen, wo 
Steuern hinterzogen und Betrug betrie-
ben werden, dort, wo Ungerechtigkeit 
verstärkt statt vermindert wird, dort 
endet für uns Solidarität. Die gerechte 
Gesellschaft ist für uns keine Frage von 
Herkunft, Ost und West, Geschlecht 
oder Vermögen, von sozialer Schicht 
oder finanzieller Leistungskraft: 

Sie ist eine Frage gemeinsamer Werte 
und Haltungen. Solidarität und Gerech-
tigkeit: Das ist unser Gesellschaftsbild.

VIELFALT UND
ZUSAMMENHALT

Wir Menschen sind soziale Individuen. 
Wir streben nach Freiheit und Unabhän-
gigkeit. Gleichzeitig suchen wir Beziehun-
gen zu anderen Menschen, suchen die 
Einbindung in Gruppen und die Anerken-
nung durch die Gemeinschaft. Die Balan-
ce zwischen Individualität und Gemein-
schaftlichkeit herzustellen, ist sowohl für 
unsere Gesellschaft als auch für jede und 
jeden Einzelnen von uns eine ständige 
Herausforderung. Der französische Philo-
soph Blaise Pascal formulierte es einst 
so: „Vielfalt, die nicht auf Einheit zurück-
geht, ist Wirrwarr; Einheit, die nicht auf 
Vielfalt gründet, ist Tyrannei.“ Es ist uns 
wichtig, dass in unserer Gesellschaft für 
alle Menschen Platz ist. Für Menschen 
jeden Glaubens, jeder Herkunft, jeder 
Lebensweise. Und es ist uns gleichzeitig 
wichtig, dass die zentralen Prinzipien 
unserer Gesellschaft – Vielfalt und 
Zusammenhalt – erhalten bleiben und 
gefördert werden. Unsere Toleranz findet 
deshalb dort ihre Grenzen, wo man diese 
beiden zentralen Prinzipien nicht achtet. 
Es ist ein Gebot der Freiheit, dass Men-
schen ihren Glauben frei praktizieren, 
ihre Weltanschauung frei wählen und 
ihre Meinung frei äußern können. Wenn 
Glaubenssätze, Weltanschauungen und 
Meinungen aber anderen Menschen 
dieses Recht absprechen, wird unser Zu-
sammenhalt zerstört. 
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Deshalb treten wir entschieden für 
unsere freiheitliche demokratische 
Grundordnung ein, die allen Menschen 
gleiche Rechte und die gleiche Würde 
zuspricht. Und wenden uns genauso 
entschieden gegen all jene, die glauben, 
es gäbe Menschen erster, zweiter und 
dritter Klasse – ganz gleich, ob eine 
solche Ausgrenzung nach Herkunfts-
land, Geburtsort, Hautfarbe, sozialem 
Stand, Alter, sexueller Orientierung oder 
geschlechtlicher Identität erfolgt.
Wir Menschen haben vielfältige Iden-
titäten. Wir fühlen uns verschiedenen 
Gruppen zugehörig, von anderen 
grenzen wir uns ab. Was uns bei aller 
Unterschiedlichkeit verbindet, ist unsere 
gemeinsame Fähigkeit zur Sprache. 
Sie ermöglicht es uns, miteinander in 
Austausch zu treten, die Perspektiven 
unseres Gegenübers wahrzunehmen 
und im gemeinsamen Gespräch neue 
Erkenntnisse zu gewinnen. Es ist uns 
wichtig, diesen Dialog in allen Bereichen 
zu ermöglichen und zu pflegen. Deshalb 
setzen wir uns für eine Schule ein, in 
der kulturelle, religiöse und sexuelle 
Vielfalt zum Thema gemacht werden. 
Deshalb setzen wir uns für eine staatli-
che Ordnung ein, in der Hass, Hetze und 
Gewalt entschieden bekämpft werden. 
Und deshalb setzen wir uns für eine 
Gesellschaft ein, die ein breites und 
pluralistisches Spektrum an Vereinen 
und Initiativen fördert. Freiheit und 
Solidarität, Vielfalt und Zusammenhalt: 
So lautet für uns Sozialdemokratinnen 
und Sozialdemokraten der Herzschlag 
unserer Gesellschaft. 

Das verstehen wir unter Gemeinwohl. 
Wir sind davon überzeugt, dass die 
meisten Menschen in unserem Land ein 
großes Interesse daran haben, Indivi-
dualität und Gemeinschaftlichkeit im 
gleichen Maß zu leben.

GLEICHHEIT,
MENSCHLICHKEIT UND
GLEICHBERECHTIGUNG

„Frauen und Männer sind gleichbe-
rechtigt“, heißt es in der sächsischen 
Verfassung. Dass gleiche Rechte allein 
noch keine Gleichberechtigung sind, 
wird dabei nicht verkannt. Deshalb 
sagt die Verfassung auch: „Die För-
derung der rechtlichen und tatsäch-
lichen Gleichstellung von Frauen und 
Männern ist Aufgabe des Landes.“ Wir 
Sozialdemokratinnen und Sozialdemo-
kraten machen uns seit mehr als 150 
Jahren für die Gleichstellung stark. 
Unsere Wurzeln haben wir auch in 
der deutschen Frauenbewegung, viele 
Sozialdemokratinnen haben den Weg 
unserer Gesellschaft zu mehr Gleich-
berechtigung entscheidend geprägt. 
Heute sind es nicht mehr die fehlenden 
Rechte – beispielsweise zum Wählen, 
zur Bildung oder zur Arbeit –, die Frauen 
in der Gesellschaft benachteiligen. Vor 
dem Gesetz sind Frauen und Männer in 
Deutschland gleich. Das ist ein großer 
Erfolg unserer Gesellschaft, ein Erfolg 
zahlloser Frauen, die sich für ihre Rechte 
eingesetzt haben und vieler Männer, die 
sie darin unterstützten. 

Doch in unserer Gesellschaft gibt es 
noch immer keine echte Gleichheit der 
Chancen. Noch immer werden Men-
schen eben nicht unabhängig von ihrer 
Herkunft, ihrem Geschlecht, ihrer sexu-
ellen Identität oder ihrer Lebensweise 
beurteilt und behandelt. Früher wurden 
Frauen als ganze Gruppe benachteiligt, 
indem man ihnen beispielsweise das 
Wahlrecht verweigerte. Heute sind es 
die einzelnen Frauen, die an Hürden 
stoßen: bei Einstellung und Gehalts-
verhandlung, bei der Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf, bei der Nutzung des 
öffentlichen Raumes. Auch diese Hür-
den sind strukturell bedingt: Wenn eine 
alleinerziehende Mutter in Teilzeit arbei-
ten will, der Arbeitgeber ihr aber Hür-
den in den Weg legt, dann lassen sich 
Familie und Beruf schwer vereinbaren. 
Berufungskommissionen zur Neubeset-
zung einer Professur, die vornehmlich 
mit Männern besetzt sind, ziehen in den 
meisten Fällen den geeigneten Bewer-
ber der gleich geeigneten Bewerberin 
vor. Dass Frauen in weitaus höherem 
Maße Opfer von häuslicher Gewalt und 
Beziehungstaten werden (und deutsche 
Täter hierbei weit vor Tätern ausländi-
scher Herkunft rangieren), liegt auch da-
ran, dass das Bild der Frau als Objekt in 
unserer Gesellschaft noch immer nicht 
vollständig überwunden ist.  Frauen 
müssen sichtbar sein – in Gesellschaft, 
Wirtschaft und Politik. Nur so können 
wir zu einer wahren Gleichstellung der 
Geschlechter kommen. Deswegen wer-
den wir in der nächsten Legislaturperio-
de die Schaffung eines Paritätsgesetzes 
auf Landesebene vorantreiben.

Doch wir kennen inzwischen auch 
Bereiche, in denen Männer benachteiligt 
werden. Unser gegliedertes Schulsystem 
eröffnet Mädchen oft bessere Bildungs-
chancen als Jungen. Das liegt daran, dass 
bereits im Alter von zehn Jahren die Wei-
chen in Richtung Oberschule oder Gym-
nasium gestellt werden. Jungen durch-
laufen ihre Entwicklungsprozesse anders 
als Mädchen. Überdurchschnittlich oft 
erhalten sie in den ersten Schuljahren 
schlechtere Noten und damit ungünsti-
gere Chancen. Auch deshalb setzen wir 
Sozialdemokratinnen und Sozialdemo-
kraten uns für das längere gemeinsame 
Lernen in Gemeinschaftsschulen ein. 
Feminismus und die Gleichstellung der 
Geschlechter sind in den letzten Jahren 
zuweilen verspottet und verachtet wor-
den. Uns Sozialdemokratinnen und Sozial-
demokraten geht es bei geschlechterge-
rechter Sprache und Politik nicht um ein 
Dogma. Es geht uns um das Sichtbarma-
chen aller, wenn wir „Studierende“ statt 
„Studenten“ sagen oder „Team“ statt 
„Mannschaft“. Wer unsichtbar bleibt, 
bleibt oft unbedacht. Das hat praktische 
Konsequenzen. Geschlechtergerechte 
Politik richtet ihre Entscheidungen an 
den Bedürfnissen aller aus, statt man-
che Fakten zu ignorieren. Beispielsweise 
erledigen Frauen ihre Wege viel öfter als 
Männer zu Fuß oder mit öffentlichen 
Verkehrsmitteln anstelle des Autos. Und 
doch war die Verkehrspolitik in unserer 
Gesellschaft lange überwiegend auf den 
Autoverkehr ausgerichtet. Wo über die 
Angelegenheiten von Frauen und Män-
nern entschieden wird, sollen Frauen und 
Männer gleichermaßen entscheiden. 
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Dieser einfache Grundsatz leitet uns 
bei unserem Eintreten für eine bessere 
Frauenquote in den Parlamenten und 
bei Führungspositionen. Es geht nicht 
darum, unsere Gesellschaft weiblicher 
zu machen. Wo Männer benachteiligt 
sind, müssen die Verhältnisse ebenso 
geändert werden – wie es beispielsweise 
durch die Einführung des Mitsorgerechts 
geschehen ist. Nach wie vor gilt der alte 
Satz des SPD-Grundsatzprogramms: 
„Wer die menschliche Gesellschaft will, 
muss die männliche überwinden.“ Auch 
deshalb halten wir an der Forderung 
nach einem modernen Gleichstellungs-
gesetz fest. Geschlechtergerechte Politik 
betrifft die gesamte Palette der Le-
bens- und Liebensweisen, die in Sachsen 
schon lange gelebte Realität sind. Regie-
rungshandeln muss dies mitdenken. Der 
Landesaktionsplan für die Vielfalt von 
Lebensentwürfen war ein erster wichti-
ger Schritt bei der Schaffung eines Pro-
blembewusstseins in der Landespolitik 
für die Lebensumstände und Bedürfnisse 
von LSBTIQ im Freistaat. Wie wollen den 
bestehenden Aktionsplan evaluieren 
und gemeinsam mit der Zivilgesellschaft 
weiterentwickeln. Wir brauchen einen 
Landesaktionsplan 2.0.

NACHHALTIGKEIT UND
ZUKUNFTSSINN

Es war der Sachse Hans Carl von Carlo-
witz, der das Prinzip der Nachhaltigkeit 
ersann und beschrieb. 

Der Oberberghauptmann des Erzgebir-
ges begründete das forstwirtschaftli-
che Prinzip, nach dem nicht mehr Holz 
gefällt werden darf, als jeweils nach-
wachsen kann. Inzwischen hat dieses 
Prinzip auf viele Bereiche Anwendung 
gefunden. Dabei geht es nicht mehr nur 
um die verantwortungsvolle Nutzung 
von Ressourcen der Natur. Genauso sind 
öffentliche Einnahmen und Ausgaben 
in den Blick gerückt, Investitionen und 
ihre Werterhaltung oder auch Produkte 
und ihre Langlebigkeit. Die Nachhal-
tigkeit von Entscheidungen und Hand-
lungsweisen ist nicht immer leicht zu 
beurteilen. Und selbst in solchen Fällen, 
in denen eine mangelnde Nachhaltig-
keit offenkundig ist, ist es manchmal 
schwer, den eingeschlagenen Kurs zu 
verändern. So werden in Sachsen bei-
spielsweise an jedem Tag zwei Hektar 
natürlicher Fläche versiegelt – das heißt, 
mit Häusern oder Straßen bebaut. Klar 
ist: Wenn wir nicht in gleichem Maße 
bereits bebaute Flächen wieder ent-
siegeln und der Natur zurückgeben, 
dann ist ein solches Handeln nicht 
nachhaltig. Wir Sozialdemokratinnen 
und Sozialdemokraten haben Nachhal-
tigkeit in unserem Grundsatzprogramm 
formuliert: „Um eine nachhaltige 
Entwicklung zu sichern, müssen wir 
ökonomisches Wachstum ökologisch 
und sozial gerecht gestalten.“ Wir nicht 
und auch keine der anderen demokra-
tischen Parteien in Deutschland hat 
ein Problem damit, den Anspruch des 
nachhaltigen Handelns zu beschreiben. 
Beim Umsetzen jedoch tun wir alle als 
Gesellschaft uns schwer – sonst wären 

wir schon weiter fortgeschritten bei 
der Erreichung der globalen Nachhaltig-
keitsziele. Der Nachhaltigkeits-Dreiklang 
aus Ökologie, Ökonomie und sozialer 
Gerechtigkeit ist gerade für Sachsen 
von erheblicher Bedeutung. Wir müssen 
entschlossen für die noch mögliche 
Begrenzung des vom Menschen ver-
ursachten Klimawandels handeln. Wir 
müssen die Verpflichtungen einhalten, 
die Deutschland im Pariser Klimaschutz-
abkommen eingegangen ist – insbe-
sondere die Begrenzung der globalen 
Klimaerwärmung auf 1,5 Grad. Um auch 
eine ökonomisch und sozial nachhaltige 
Politik zu machen, halten wir aber auch 
unser Wort gegenüber den Menschen 
in den Braunkohlerevieren. Wir stehen 
zum vereinbarten Kohleausstieg bis 
2038. Trotzdem wünschen wir uns einen 
früheren Ausstieg, wenn dies möglich 
ist. Wir werden den notwendigen Struk-
turwandel politisch, sozial und ökolo-
gisch gestalten und wie versprochen in 
die wirtschaftliche und soziale Zukunft 
der Kohleregionen in Mitteldeutschland 
und der Lausitz investieren. Nachhaltig-
keit ist auch in der Bildung wichtig. Wis-
senschaftliche Untersuchungen zeigen, 
dass die Lernfreude von Schulkindern 
mit jedem Schuljahr abnimmt. Nahezu 
allen Schulanfängern macht das Lernen 
in der Schule meistens Spaß. Mit 13 
Jahren sehen das nur noch zwei Drittel 
der Schülerinnen und Schüler so, mit 17 
Jahren nur noch ein knappes Drittel. 
In einer Gesellschaft, in der durch 
raschen technologischen Wandel das le-
benslange Lernen immer wichtiger wird, 
ist das alles andere als nachhaltig und 

ein Grund, die Funktionsweise unserer 
Schulen dringend zu überdenken.
Und auch die Entwicklung der Wirt-
schaft und des Finanzsystems liefern 
Beispiele für Schaden durch fehlende 
Nachhaltigkeit. Spekulationen und 
günstige Kredite auf unregulierten Fi-
nanzmärkten haben einigen Menschen 
kurzfristig mehr Kaufkraft und einen 
höheren Lebensstandard gebracht. 
Die Folgen des Zusammenbruchs der 
Finanzmärkte aber mussten wir alle 
bezahlen, weil öffentliche Gelder einge-
setzt werden mussten, um Banken zu 
retten. Die an Spekulationen geschei-
terte SachsenLB war so ein Fall. Das ist 
nicht nachhaltig, denn es bürdet aktuel-
len und zukünftigen Generationen den 
Schuldendienst für die Rückzahlung auf. 
Dieses Geld fehlt uns heute und zukünf-
tig für Bildung, Innovation und Soziales.
Uns allen sollten die jüngsten Entwick-
lungen Mut machen: Schülerinnen und 
Schüler setzen sich vehement für die 
Zukunft unseres Planeten ein. In unse-
ren Städten boomen Modelle der geteil-
ten Ressourcennutzung, vom Carsharing 
bis zum Waschsalon. Immer mehr 
Menschen legen Wert auf regionale 
Produkte und eine gesunde Ernährung, 
sind mit dem Rad und Öffentlichen 
Verkehrsmitteln unterwegs. Wir wollen 
diesen gesellschaftlichen Wandel mehr 
als bisher unterstützen und fördern und 
unsere Vorhaben und Entscheidungen 
von diesem Geist der Nachhaltigkeit 
stärker inspirieren lassen.
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In was für einer Welt unsere Kinder 
künftig leben, hängt von uns ab. Wie sie 
darin leben werden, von ihnen selbst. 
Wir – als Eltern und als Gesellschaft 
– haben eine gemeinsame Aufgabe: 
Unsere Kinder mit allem, was sie für ein 
gutes Leben brauchen, auszurüsten. Das 
bedarf Zuwendung und Geborgenheit, 
Anregung, Erziehung und Lehre, nicht 
zuletzt Vorbild, Inspiration und Raum 
zur Selbstbestimmung. 

FAMILIENPOLITIK IST 
EINE GESELLSCHAFTLICHE
AUFGABE

Wie Menschen aufwachsen, prägt ihre 
Persönlichkeit. Die in unserer Kindheit 
gemachten Erfahrungen, erlernten 
Fähigkeiten und die erhaltene Zuwen-
dung sind das Fundament, auf dem wir 
stehen. Und von dem aus wir uns ein 
Leben lang weiterentwickeln. Für die 
Zukunft unserer Gesellschaft ist es also 
von immenser Bedeutung, wie unsere 
Kinder aufwachsen. Deshalb weisen wir 
die Verantwortung dafür nicht allein 
den Eltern zu, wie es konservative Politik 
gern tut. Wir alle als Gemeinschaft tra-
gen Verantwortung für das Leben und 
die Zukunft unserer Kinder.

EINE SOZIALE INFRA- 
STRUKTUR FÜR KINDER

„Um ein Kind aufzuziehen, braucht es 
ein ganzes Dorf“, sagt das berühmte 
afrikanische Sprichwort nicht umsonst. 

Deshalb ist es für uns selbstverständ-
lich, dass ungewollt kinderlose Paare bei 
ihrer Kinderwunschbehandlung vom 
Staat finanziell unterstützt werden. 
Dass auch Regenbogenfamilien das 
Recht haben, ein Kind zu adoptieren. 
Und genauso, dass Frauen bei ungewoll-
ter Schwangerschaft Informationen und 
Hilfe bekommen und diese beenden 
können, wenn sie das für die bessere 
Entscheidung halten.

WIR VERBESSERN DIE
HEBAMMENVERSORGUNG
UND DIE FRÜHEN HILFEN

Vom ersten Augenblick an brauchen 
Kinder Zuwendung und Geborgenheit. 
Hebammen sind für junge Familien 
wichtige Begleiterinnen bereits vor der 
Geburt. Deshalb haben wir die Koordi-
nierungsstelle „Hebammen in Sachsen“ 
eingerichtet und mit dem „Landes-
programm zur Sicherung der Heb-
ammenversorgung“ für eine bessere 
Unterstützung der Hebammen gesorgt. 
Wir haben mit zusätzlichen Mitteln 
Schwangerschaftsberatungsstellen 
und Einrichtungen der Familienhilfe 
auskömmlich und verlässlich finanziert. 
Und wir haben schon heute mehr als 
30 Kindertagesstätten sachsenweit zu 
Eltern-Kind-Zentren ausgebaut. Das 
Konzept der frühen Hilfen wollen wir 
auch künftig stärken und mit neuen 
Studiengängen die Hebammenversor-
gung in Sachsen weiter verbessern.

ALLEINERZIEHENDE
BESONDERS UNTERSTÜTZEN

Für alleinerziehende Mütter und Väter 
ist es eine besonders große Herausfor-
derung, Beruf und Familie unter einen 
Hut zu bringen. Deshalb setzen wir uns 
für familiengerechte Teilzeitmodelle in 
der beruflichen Ausbildung, im Stu-
dium und im Arbeitsleben ein. Teilzeit 
darf aber nicht zur Falle werden, daher 
unterstützen wir einen Rechtsanspruch 
auf Rückkehr in Vollzeit. Eine gute und 
wohnortnahe Kinderbetreuung ist uns 
wichtig, ebenso eine ausreichende 
finanzielle Unterstützung. Auf Bundes-
ebene engagieren wir uns für die Ein-
führung der Kindergrundsicherung.

KINDERARMUT NICHT NUR
BEKÄMPFEN, SONDERN 
ABSCHAFFEN!

„Jedes Kind in Deutschland muss uns 
gleich viel wert sein.“ – ein zutiefst so-
zialdemokratischer Gedanke. Leider ist 
dieser Gedanke noch nicht Wirklichkeit. 
Unsere Lösung ist die Kindergrundsiche-
rung. Kinder können prinzipiell selbst 
nichts an ihrer materiellen Situation 
ändern. Wir können das aber schon. Um 
das Einkommen der Eltern müssen wir 
uns selbstverständlich ebenso küm-
mern: Tariftreue, Vollbeschäftigung, 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf, die 
Angleichung der Renten Ost-West und 
die Sicherung der Renten ebenso. 

In unserer heutigen Welt sind soziale 
Einrichtungen dieses Dorf: Hebam-
men, die Gesundheitsfürsorge und die 
Familienberatung sorgen dafür, dass der 
Start ins Leben gelingt. Kinderkrippen 
und Kindergärten bieten ein geborgenes 
Umfeld, um die Welt zu erkunden und 
den Umgang mit anderen Kindern zu 
erfahren. Unsere Schulen und Horte ver-
mitteln Fähigkeiten, Wissen und Werte. 
In den Berufsschulen und Hochschulen 
eignen sich junge Menschen Kompeten-
zen für die Arbeitswelt an. 
Und Einrichtungen und Angebote der 
Jugendhilfe laden zur Auseinanderset-
zung mit sich selbst und anderen Men-
schen ein. Für uns Sozialdemokratinnen 
und Sozialdemokraten ist klar: Wir wol-
len eine Gesellschaft, die an all diesen 
Stellen ihr Bestes tut, um Kindern eine 
gute Zukunft zu ermöglichen.

DER KINDERWUNSCH
IST FAMILIENSACHE

Am Anfang eines neuen Lebens braucht 
es zuallererst eine Entscheidung: die 
Entscheidung einer Familie für Kinder. 
Unsere Familienpolitik hat ein klares 
Ziel: Für die Eltern soll bei der Entschei-
dung über ihren Kinderwunsch allein 
der persönliche Wunsch ausschlagge-
bend sein. Das gesellschaftliche Umfeld 
soll eine Unterstützung sein, keine 
Hürde. Finanzielle Fragen, berufliche 
Fragen, Infrastrukturfragen – all das soll 
keine Rolle spielen müssen, wenn sich 
junge Menschen für die Gründung einer 
Familie entscheiden. 
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Das heißt aber nicht, dass die Kinder so 
lange warten müssen, bis dieser Weg 
zu ihnen geebnet ist. Außerdem wird es 
auf diesem Weg leider auch weiter arme 
Kinder geben, wenn hoffentlich auch we-
niger. Wir aber wollen Kinderarmut jetzt 
abschaffen. Unterstützung ist gerade für 
die Kinder, die sie am nötigsten haben, 
am aufwändigsten zu erreichen. Unsere 
Leistungen für Menschen dürfen diese 
nicht stigmatisieren, beschämen, son-
dern müssen ihnen als selbstverständ-
licher Anspruch zur Verfügung stehen. 
Andernfalls werden Leistungen, etwa aus 
dem Teilhabepaket, nicht abgerufen und 
kommen bei denen, die Unterstützung 
brauchen, nicht an. Das Teilhabepaket 
ist noch dazu für die Familien wie die 
Anbieter viel zu bürokratisch. Überdies 
kommen oft Gebühren auf Eltern zu, 
die nur auf den zweiten Blick auffallen, 
beispielsweise Kosten für das Schules-
sen, für die Kita, für Nachhilfeunterricht 
oder die Musikschule. Unsere Idee der 
Kindergrundsicherung nimmt all das 
auf: Jede Familie bekommt pro Kind ein 
zu versteuerndes Einkommen oberhalb 
der Existenzsicherung. Bei Familien mit 
hohem Einkommen bleibt nach Steuern 
eine Summe in etwa vom heutigen Kin-
dergeld übrig. Bei Familien mit niedrigem 
Einkommen bleibt alles übrig. Das ist die 
monetäre Säule der Kindergrundsiche-
rung. Daneben müssen Kinder ohne Hür-
den alle Strukturen nutzen können, die 
sie zum guten Aufwachsen brauchen –  
von der Kita bis zur Schule, von gesun-
dem Mittagessen über den Hort, Nach-
hilfe und den öffentlichen Nahverkehr 
bis hin zu Sport und Kultur. 

Es ist ein Kinderrecht, bestmöglich 
gefördert zu werden.

	Kinder- 
	krippen und 
 Kindergärten 
Kinderkrippen und Kindergärten sind 
nicht nur Betreuungseinrichtungen, die 
den Eltern eine bessere Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf sichern. Für die 
gute Entwicklung von Kindern ist das 
Aufwachsen mit anderen Kindern von 
großer Bedeutung. Krippen und Kinder-
gärten sind deshalb auch Bildungsein-
richtungen, in denen Kinder Anregung 
erhalten und sich mit sich selbst und 
ihrer Umwelt auseinandersetzen. Gute 
Bildung braucht Zeit. Der sächsische 
Bildungsplan für die Kindertagesstätten  
ist eine wertvolle Grundlage für die 
Arbeit der Erzieherinnen und Erzieher –  
es braucht Zeit am Kind, ihn umzuset-
zen. Wir werden den begonnenen Weg 
fortsetzen und mit mehr Personal für 
mehr Zeit und Zuwendung für unsere 
Kinder sorgen.

MEHR ERZIEHERINNEN
UND ERZIEHER

In unseren Kinderkrippen und Kinder-
gärten haben wir den Betreuungs-
schlüssel Schritt für Schritt verbessert, 
vier Mal in Folge. 

Dadurch gibt es in Sachsen 2.800 zu-
sätzliche Erzieherinnen und Erzieher. 
Mit der neu eingeführten Vor- und 
Nachbereitungszeit sorgen wir außer-
dem dafür, dass ihnen mehr Zeit für 
ihre Arbeit zur Verfügung steht.

URLAUB, KRANK UND
WEITERBILDUNG (UKW)
AUSGLEICHEN

Die schrittweise Verbesserung des Be-
treuungsschlüssels setzen wir fort: Die 
Personalausstattung in den Kinderkrip-
pen, Kindergärten und in den Horten 
soll künftig auch Fehlzeiten, die durch 
Urlaub, Mutterschutz, Krankheit oder 
Weiterbildung entstehen, abfedern 
können. Durch diesen „ehrlichen Be-
treuungsschlüssel“ wird langfristig die 
Einstellung von rund 6.000 zusätzlichen 
Erzieherinnen und Erziehern notwen-
dig. Damit werden wir in der nächsten 
Legislaturperiode beginnen.

DAS SÄCHSISCHE KITAGESETZ 
NOVELLIEREN

Mit der Absenkung des Betreuungs-
schlüssels, der Einführung der Vor- und 
Nachbereitungszeit und der besseren 
Unterstützung der Kommunen hat sich 
die Finanzierung der Kinderbetreuung 
deutlich verändert. Um eine transparen-
te und verbesserte Betreuungsrelation 
festzuschreiben, werden wir das sächsi-
sche Kita-Gesetz novellieren. 

Dabei bleibt es uns wichtig, dass in den 
Einrichtungen pädagogische Fachkräfte 
eingesetzt und umfangreiche Betreu-
ungszeiten angeboten werden.

DIE KINDERTAGESPFLEGE
VERLÄSSLICH FINANZIEREN

Tagesmütter und Tagesväter bereichern 
die frühkindliche Bildung und helfen, 
den Rechtsanspruch auf einen Krip-
penplatz abzusichern. Um verlässliche 
Arbeitsbedingungen zu schaffen, wollen 
wir einen landeseinheitlichen Personal-
kostenzuschuss im sächsischen Kita-Ge-
setz festlegen, der auch die Betreuung 
von Kindern mit besonderem Förderbe-
darf berücksichtigt.

ELTERN-KIND-ZENTREN
AUSBAUEN

Wir bauen weitere Kinderkrippen und 
Kindergärten zu Eltern-Kind-Zentren 
(EKiZ) aus. Hier erhalten junge Familien 
fachkundige Beratung in ihren Lebens-
fragen, soziale Begleitung und nicht 
zuletzt Austauschmöglichkeiten mit 
anderen jungen Eltern.
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MIT KITA-SOZIALARBEIT
BESONDERE UNTERSTÜTZUNG 
GEBEN

Bei besonderen Bedarfslagen braucht 
es besondere Hilfe. Mit dem Programm 
„Kinder stärken“ erhalten jene Kinder-
krippen und Kindergärten gezielte 
Unterstützung, in denen viele Kinder mit 
Schwierigkeiten in ihrer Lebenssituation 
zu kämpfen haben. So werden Kinder aus 
einkommensschwachen Verhältnissen, 
mit Migrationshintergrund oder Entwick-
lungsrückständen besonders gefördert. 
Nach dem Auslaufen der europäischen 
Förderung hierfür im Jahr 2021 werden 
wir die besondere Unterstützung solcher 
Kitas mit Landesmitteln fortsetzen. So 
rückt die Kita-Sozialarbeit unter das Dach 
der Eltern-Kind-Zentren.

DIE ERZIEHERINNEN-  
UND ERZIEHER-AUSBILDUNG
REFORMIEREN

Für alle Verbesserungen braucht es 
Personal. Wir reformieren die Erzie-
her-Ausbildung, damit mehr junge 
Menschen diesen Beruf wählen. Mit der 
Schulgelderstattung geht Sachsen ab 
diesem Jahr einen ersten Schritt. Wir 
wollen, dass Erzieherinnen und Erzieher 
künftig eine bundesweit einheitlich ge-
regelte, bedarfsgerechte und vergütete 
praxisverbundene Ausbildung erhalten.  
Absolventinnen und Absolventen eines 
Freiwilligen Pädagogischen Jahres oder 
der Fachoberschule für Sozialwesen und 

Jugendlichen mit Abitur werden wir
unter Anerkennung von Vorqualifikati-
onen eine verkürzte Ausbildung ermög-
lichen.

KINDERBETREUUNG SCHRITT-
WEISE KOSTENFREI MACHEN

Wer Bildung sagt, muss auch Kostenfrei-
heit sagen. Wir wollen erreichen, dass die 
Gebühren für Kindertageseinrichtungen 
vollständig abgeschafft werden. Weil uns 
gleichzeitig die Verbesserung der Betreu-
ungsqualität wichtig ist und auch hierfür 
Mittel benötigt werden, wird die Kosten-
freiheit nur Schritt für Schritt zu errei-
chen sein. Wir drängen daher auf eine 
bundesweite Reform der Steuer- und 
Familienpolitik, die dauerhaft für eine 
verlässliche Finanzierung von Kinderkrip-
pen und Kindergärten sorgt.

ERSTER SCHRITT: ABSCHAF-
FUNG DER HORTBEITRÄGE

Der erste Schritt in die kostenfreie Kin-
derbetreuung muss in unseren Augen die 
Abschaffung der Elternbeiträge für den 
Hort sein. Damit können wir nicht nur die 
Eltern finanziell entlasten, sondern auch 
unsere Grundschulen zu echten und kind-
gerechten Ganztagsschulen weiterent-
wickeln. Weitere Schritte wollen wir noch 
in der kommenden Legislatur umsetzen. 
In jedem Fall müssen die Einnahmeaus-
fälle der Kommunen mit Landesmitteln 
kompensiert werden.
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Kinder lernen gern. Doch Untersuchun-
gen zeigen immer wieder: Mit zuneh-
mendem Alter nimmt die Schulfreude 
von Kindern und Jugendlichen kontinu-
ierlich ab. Hierfür mag es eine Reihe von 
Gründen geben, die im Älterwerden an 
sich und in der Pubertät liegen. Doch ein 
Teil der Ursachen ist auch in der Schule 
selbst zu suchen. Der Bildungsforscher 
Otto Herz hat den schönen Satz geprägt, 
dass die Schule von heute versuche, in ei-
ner Form des 19. Jahrhunderts mit Lehr-
kräften des 20. Jahrhunderts die Kinder 
des 21. Jahrhunderts zu unterrichten. Es 
ist höchste Zeit, neue Wege zu gehen.

	Neue Wege 
	in der 
	schulischen 
	Bildung 
Viele Eltern spüren, dass sich an unseren 
Schulen grundlegend etwas ändern 
muss. Die Welt, in der unsere Kinder 
leben werden, unterscheidet sich deut-
lich von jener, in der wir aufgewachsen 
sind. Wissen ist immer und überall 
verfügbar, die Menge an Informationen 
nimmt ständig zu. Im Arbeitsleben geht 
es immer weniger um das Erlernen und 
Ausführen wiederholbarer Tätigkeiten. 
Die werden zunehmend von Maschinen 
gemacht. Stattdessen sind in Einzelpro-
jekten Kreativität, Problemmanagement 
und Teamarbeit gefragt. 

Die heute in der Schulzeit trainierten 
Lernmechanismen, die auf abhörbares 
Wissen in einzelnen Fächern zielen, 
helfen dabei wenig. Auf einmal braucht 
es ganz andere Fähigkeiten: Beobachten 
und Auswerten, Vermuten und Prüfen, 
Überzeugen und Zweifeln, Reflektieren 
und Korrigieren. Und auch im Privatle-
ben sind die Dinge anders geworden. 
Heute trifft man viele Entscheidungen 
selbst, die sich früher einfach ergaben: 
Studienfach und Berufswahl, Wohnort 
und Partnerschaft, Steuerklasse, Ernäh-
rungsweise, Altersvorsorge, Freizeitsport: 
überall so viele Möglichkeiten. Wer da-
rauf wartet, gesagt zu bekommen, was 
er tun soll, wartet vergebens. Unsere 
Schulen haben die Aufgabe, Kinder und 
Jugendliche für dieses Leben zu rüsten. 
Sie sollen die Voraussetzungen dafür 
schaffen, dass junge Menschen lebens-
lang lernen können und wollen. Dass 
sie mit Motivation und Einsatz ihren Le-
bensweg finden, einen erfüllenden Beruf 
ergreifen, soziale Beziehungen eingehen, 
ihre Gesundheit und Lebensfreude erhal-
ten und an unserer Gesellschaft teilha-
ben. Das ist eine Mammutaufgabe. Und 
natürlich sind die Schulen damit nicht 
allein. Auch die Eltern tragen Verant-
wortung und bilden mit der Schule eine 
Erziehungspartnerschaft. Sportvereine 
und Musikschulen, Sozialarbeit und Ju-
gendhilfe sind wichtige Bestandteile des 
Aufwachsens – es braucht ein Dorf, um 
ein Kind aufzuziehen. Deshalb legen wir 
großen Wert auf ausreichendes Personal 
in all diesen Bereichen. Nur so schaffen 
wir einen Wandel unserer Schulkultur. 
Dazu gehört auch, dass wir die Eltern 

und Kinder  finanziell unterstützen: 
Bildung darf nicht vom Geldbeutel der Fa-
milie abhängen. Gerade bei der freien Be-
reitstellung von Lehr- und Arbeitsmitteln 
sehen wir nach wie vor Nachholbedarf.

VIELFALT GEHÖRT IN DIE
SCHULE

So vielfältig, wie das Leben ist, so viel-
fältig sind die Menschen darin. Das gilt 
erst recht für Kinder. Wie schnell ein 
Kind laufen, wie gut es rechnen kann, 
wie geschickt es im Umgang mit Werk-
zeug ist oder wie talentiert in Kunst 
und Musik, hängt von vielen Faktoren 
ab. Dabei spielen Anregung und Übung 
eine Rolle, genauso aber auch Veranla-
gung und körperliche Voraussetzungen. 
Hinzu kommt: Kinder entwickeln sich 
unterschiedlich schnell und absolvieren 
Entwicklungsschritte in unterschied-
licher Reihenfolge. Das ist nicht nur im 
Kleinkindalter so, sondern setzt sich bis 
ins Erwachsensein fort. In der „norma-
len“ Schule von heute ist aber für so viel 
Unterschiedlichkeit wenig Platz. Mit 
einheitlichen Aufgaben und klar defi-
nierten Noten in fest umrissenen Unter-
richtsfächern werden die Leistungen der 
Schülerinnen und Schüler vermessen. 
Doch während Noten ja eigentlich den 
Leistungswillen von Kindern bewerten 
sollten, messen sie so viel von den an-
geborenen Voraussetzungen mit ein. 
Die Folge: In den Bereichen, in denen 
ein Kind besonders gut ist und ohne 
Anstrengung gute Noten erhält, wird 
wertvolle Leistungsbereitschaft für 

weiterführendes Lernen verschenkt. 
Und in jenen, wo ein Kind Schwierigkei-
ten hat oder langsamer als der Durch-
schnitt der Klasse ist, führen schlechte 
Noten zu kontinuierlicher Demotivation.

INDIVIDUELLE FÖRDERUNG

Bildungswissenschaft und Pädagogik 
haben seit vielen Jahren gute Antwor-
ten auf die Frage, wie die Schule bei 
Kindern und Jugendlichen Lernfreude 
und Bildungserfolg verbinden kann. Die-
se Erkenntnisse wollen wir uns zu eigen 
machen, um die Erteilung von Noten 
durch individuelle Rückmeldungen an 
die Schülerinnen und Schüler zu ihren 
Fähigkeiten, ihrem Leistungsstand und 
ihren Lernzielen zu ersetzen. Auf dem 
Weg dorthin wollen wir solchen Rück-
meldungen, ergänzend zu Schulnoten, 
einen größeren Raum geben. Binnen- 
differenzierter Unterricht, Methoden- 
vielfalt und Bewegungsförderung 
prägen die Schule der Zukunft. Auch 
auf die aktuellen Herausforderungen 
unseres Bildungssystems – Integration 
und Inklusion – sind das die richtigen 
Antworten.

ZUKUNFTSORIENTIERTE
BILDUNG

Und schließlich wird es auch bildungs-
politisch Zeit, den Blick ins Morgen zu 
richten: Die Digitalisierung der Arbeits- 
und Lebenswelt stellt gänzlich neue 
Anforderungen an unsere Schulen. 
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Wenn sich ändert, wie wir arbeiten, 
muss sich auch ändern, wie wir lernen. 
Ein großer Teil der auf Wiederholung 
und Berechenbarkeit basierenden Arbeit 
wird künftig von Maschinen erledigt 
werden. Menschliche Arbeit wird sich 
vor allem dem Unberechenbaren, dem 
Einzigartigen widmen. Und sie wird we-
sentlich aus dem Umgang mit anderen 
Menschen (statt mit Roh- und Werk-
stoffen) bestehen. Damit werden Fähig-
keiten wie Kommunikation, Empathie, 
Lern- und Urteilsfähigkeit wichtiger, die 
mit solidem Wissen über den Umgang 
mit digitalen Geräten und Diensten 
sowie künstlicher Intelligenz begleitet 
werden müssen. Deshalb muss nicht 
nur der Informatikunterricht eine neue 
und wichtigere Bedeutung in der Schule 
bekommen, sondern die ganze Lernkul-
tur muss auch der Digitalisierung und 
den damit verbundenen Veränderungen 
gerecht werden.

SCHULEN BRAUCHEN
MEHR PERSONAL

Uns ist es wichtig, Bedingungen zu 
schaffen, in denen Schulen die Erkennt-
nisse der Bildungswissenschaft besser 
in die Praxis umsetzen können. Dazu 
gehört zuerst genügend Personal, das 
gut ausgebildet ist. Hier sprechen wir 
nicht nur von Lehrerinnen und Lehrern. 
Zu einer gut ausgestatteten Schule 
gehören genauso pädagogische Fach-
kräfte wie Inklusionsassistenten, För-
derpädagogen, Schulsozialarbeiter, aber 
auch Fachkräfte in der Schulverwaltung. 

Lehrkräfte sollen sich auf ihren Unter-
richt konzentrieren können, anstatt mit 
Verwaltungstätigkeit oder IT-Adminis- 
tration belastet zu sein.

DIE DIGITALISIERUNG FÜR
ZEITGEMÄSSES LERNEN
NUTZEN

Binnendifferenzierter Unterricht und in-
dividuelle Förderung sind arbeitsinten-
siv – aber für ein erfolgreiches Lernen 
unabdingbar. Die Digitalisierung bietet 
uns die große Chance, einen solchen 
Unterricht in unseren Schulen ohne 
zusätzlichen Aufwand umzusetzen. Zur 
Gestaltung zeitgemäßen Lernens ge-
hört es, Lernaufgaben flexibel abrufbar 
zu machen, sowohl individuelle Lern-
prozesse als auch Zusammenarbeit zu 
ermöglichen sowie differenzierte Rück-
meldungen zum Lernfortschritt jeder 
Schülerin und jedes Schülers zu geben. 
Lernmanagementsysteme leisten mit 
unterschiedlichen Aufgabenstellungen 
und individuellen Lernstandserhe-
bungen einen wesentlichen Beitrag 
zur Organisation und Strukturierung 
des Lernens. Ein solches Lernmanage-
mentsystem soll deshalb zukünftig 
zur Grundausstattung an jeder Schule 
gehören.

SCHÜLERORIENTIERTE
SCHULKULTUR

Wir wollen, dass sich das System Schule 
konsequent auf die Bedürfnisse der 

Schülerinnen und Schüler ausrichtet. An-
erkennung, Motivation und Mitbestim-
mung sind für Kinder und Jugendliche 
genauso wichtig wie für Erwachsene. 

Wir sind überzeugt davon, dass alle 
Kinder von Natur aus neugierig sind, 
dass sie gerne lernen und ihre Fähig-
keiten entwickeln möchten. Das wich-
tigste Ziel unserer Bildungspolitik ist es 
deshalb, an unseren Schulen Bedingun-
gen zu schaffen, in denen Kinder und 
Jugendliche diese innere Motivation 
ausleben und erhalten können und in 
denen Lehrkräfte sie dabei zugewandt 
unterstützen, anleiten und begleiten.

	Wir haben 
	uns auf den 
	Weg 
	gemacht 
Es gibt enorm viel zu tun, um unser 
Schulsystem für das 21. Jahrhundert 
zu rüsten. Doch nicht nur in Sachsen, 
sondern bundesweit haben in den 
letzten Jahren vor allem der Mangel an 
Lehrkräften und der dadurch entste-
hende Unterrichtsausfall die bildungs-
politischen Debatten bestimmt. Der 
Freistaat Sachsen hat es über viele Jahre 
versäumt, genügend Lehrkräfte einzu-
stellen. Noch 2014 plante die CDU einen 
weiteren Abbau auf 25.400 Lehrerstellen 
im Jahr 2019. Zahlreiche Schulstandorte 

wurden geschlossen und Unterstüt-
zungssysteme wie Schulpsychologen 
reduziert.

ZUSÄTZLICHE LEHRKRÄFTE,
GLEICHE EINGRUPPIERUNG

Seit unserem Regierungsantritt im 
Herbst 2014 haben wir insgesamt 5.000 
zusätzliche Stellen für Lehrkräfte ge-
schaffen. Wir haben außerdem endlich 
für Gerechtigkeit gesorgt: Alle Lehr-
kräfte in allen Schularten werden im 
Freistaat Sachsen gleich eingruppiert. 
Die Lehrerbedarfsplanung wird nun alle 
zwei Jahre aktualisiert. Mit ihr wollen 
wir Schritt für Schritt deutlich mehr 
Lehrerstellen als heute festschreiben.

ERGÄNZENDES PERSONAL
IN DIE SCHULEN

Mit dem Landesprogramm Schulsozial-
arbeit, mit dem Einsatz von Praxisbera-
tern, mit der Verdoppelung der Mittel 
für Ganztagsangebote und auch mit 
dem Programm Schulassistenz haben 
wir dafür gesorgt, dass mehr Personal 
aus unterschiedlichen Professionen an 
unseren Schulen tätig ist. Damit erhal-
ten einerseits die Lehrkräfte Unterstüt-
zung. Andererseits sind so vor allem für 
die Schülerinnen und Schüler wichtige 
neue Ansprechpartner und Impulsgeber 
in den Schulalltag getreten.
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EIN MODERNES SCHUL- 
GESETZ MIT STANDORT- 
SICHERHEIT

Mit dem neuen Schulgesetz haben wir 
den Erziehungs- und Bildungsauftrag der 
Schule gänzlich neu gestaltet: Selbstän-
digkeit, wertorientierte Bildung und der 
Erwerb von Kompetenzen spielen hierin 
eine große Rolle. Das Gesetz ermöglicht 
außerdem den Erhalt und die Neugrün-
dung kleiner Schulstandorte, es eröffnet 
zahlreiche pädagogische Freiheiten wie 
das jahrgangsübergreifende Lernen oder 
den Unterricht in Blöcken und Epochen. 
Und es stärkt den Stellenwert der Ober-
schule sowie der beruflichen Bildung.

FLÄCHENDECKENDE AUSBIL-
DUNG FÜR STUDIERENDE

Mit der Bildungspolitik der letzten fünf 
Jahre haben wir nicht nur die schwer-
wiegenden Fehler der CDU/FDP-Regie-
rung repariert. Wir haben außerdem 
dafür gesorgt, dass die Ausbildung 
neuer Lehrkräfte kontinuierlich, flächen-
deckend und endlich bedarfsgerecht 
erfolgt. Wir haben dafür gesorgt, dass 
der Lehrkräftemangel Schritt für Schritt 
behoben wird, dass Seiteneinsteigerin-
nen und Seiteneinsteiger gut ausgebil-
det werden und dass das Elternrecht 
zur freien Schulwahl gestärkt wird. 
Wir haben die Voraussetzungen dafür 
geschaffen, dass sich die Bildungspolitik 
nun in den kommenden Jahren tatsäch-
lich der Zukunft zuwenden kann.

	Die inhalt- 
	liche Weiter- 
	entwicklung 
	voranbringen 
In den nächsten Jahren legen wir den 
Schwerpunkt unserer Bildungspolitik auf 
die inhaltliche Weiterentwicklung der 
Schule. Wir berufen Lehrplankommissi-
onen für alle Fächer ein und erarbeiten 
Richtlinien zur Neuorientierung des 
Prüfungswesens. Die Neufassung der 
Lehrpläne soll auf den Erkenntnissen 
der Bildungswissenschaft beruhen und 
wesentliche Einsichten aus den Natur- 
und Sozialwissenschaften zur Funktions-
weise des Lernens und zur Zukunft der 
menschlichen Arbeit aufnehmen.

ENQUETE-KOMMISSION 
„SCHULE DER ZUKUNFT“

Wir wollen im Sächsischen Landtag 
eine Enquete-Kommission „Schule der 
Zukunft“ einrichten. Sie soll die inhaltli-
che Weiterentwicklung des sächsischen 
Schulsystems begleiten und wichtige 
Impulse von außen geben. Deshalb 
sollen hier Vertreterinnen und Vertreter 
der Wirtschaft und der Gewerkschaf-
ten, aus der Wissenschaft, von sozialen 
Verbänden und Religionsgemeinschaf-
ten und Mitglieder der Schülerräte und 
Elternräte zusammenarbeiten.

EIN MODERNES
LEHRERBILDUNGSGESETZ

Die Schule der Zukunft braucht kluge 
und flexible Pädagoginnen und Pädago-
gen, welche die Entwicklungen in unserer 
Gesellschaft aufmerksam verfolgen. 
Deshalb werden wir in einem Lehrer-
bildungsgesetz klare Vorgaben für die 
Veränderung des Lehramtsstudiums 
formulieren. Wir stärken die bildungswis-
senschaftlichen Anteile im Studium und 
legen einen Schwerpunkt auf didaktische 
Methodenvielfalt. Der Umgang mit 
Heterogenität, Kenntnisse in der Me-
dienbildung und Bewegungsförderung 
werden in jedem Fach zu festen Bestand-
teilen des Studiums. Wir ermöglichen die 
Stufenausbildung, mit der Lehrkräfte in 
verschiedenen Schularten unterrichten 
können. Für Absolventinnen und Absol-
venten fachwissenschaftlicher Studien-
gänge richten wir ein Masterstudium 
Lehramt ein, um einen professionellen 
Quereinstieg zu ermöglichen. Gemein-
sam mit den anderen Bundesländern 
aktualisieren wir die „Standards für 
die Lehrerbildung“ der Kultusminister-
konferenz. Hier sehen wir künftig auch 
Ein-Fach-Lehrämter vor, wie wir sie aus 
dem europäischen Ausland kennen.

AUS- UND FORTBILDUNG
FÜR LEHRKRÄFTE
VERBESSERN

In der Aus- und Fortbildung der Lehr-
kräfte sollen Methoden zum binnen-
differenzierten Unterrichten künftig 

einen Schwerpunkt einnehmen. Dabei 
greifen wir auch auf die Erfahrungen der 
Bildungsfachkräfte zurück, deren Aus-
bildung wir verstetigen. Wir wollen die 
Teilnahme an Fortbildungsangeboten für 
die Lehrerinnen und Lehrer erleichtern. 
Dazu soll das Budget der Schulen für 
Fortbildung und Qualitätsentwicklung 
deutlich erhöht werden. Das schulische 
Unterstützungssystem des Freistaates 
Sachsen wollen wir ausbauen.

LEHRERWEITERBILDUNG:
WERTE LEBEN, WERTE
LEHREN

In den sächsischen Lehrerzimmern 
herrscht Unsicherheit bei der Frage, wie 
neutral Schule sein muss. Diese Frage 
ist jedoch durch das Sächsische Schulge-
setz beantwortet. Dessen Erziehungs- 
und Bildungsauftrag ist geprägt von der 
Idee des Humanismus, insbesondere 
der Ehrfurcht vor allem Lebendigen, der 
Achtung vor der Überzeugung des ande-
ren sowie einer freiheitlich demokrati-
schen Haltung. Die Achtung vor unseren 
gemeinsamen Werten, dem mensch-
lichen Leben und der Natur muss gerade 
in Zeiten erhitzter gesellschaftlicher De-
batten stets erneuert werden.  Schulen 
tragen neben dem Elternhaus dabei ein 
hohes Maß an Verantwortung. Dieser 
Auftrag zur Vermittlung unserer Verfas-
sungswerte gilt in allen Fächern, nicht 
nur in den gesellschaftswissenschaft-
lichen Disziplinen. 
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Durch verstärkte fächerübergreifende 
Lehrerfortbildungen wollen wir jeden 
Lehrenden stärken, seinen Erziehungs- 
und Bildungsauftrag selbstbewusst und 
sicher in der alltäglichen Unterrichtspra-
xis umzusetzen.

	Dichtes 
	Schulnetz, 
	gute 
	Ausstattung 
Wie gern unsere Kinder in die Schule 
gehen, ist nicht nur eine Frage des 
Personals. Genauso wichtig sind schü-
lergerechte Räume und eine gute 
Ausstattung. Der Freistaat Sachsen, 
seine Kommunen und freie Schulträger 
haben in den letzten Jahren viel Geld 
in die Sanierung und den Neubau von 
Schulen investiert. So sind vielerorts 
helle, moderne und praktische Schulen 
entstanden, die eine gute Lernumge-
bung bieten. In den kommenden Jahren 
kommt es darauf an, einerseits noch be-
stehende Sanierungsbedarfe zu erfüllen 
und andererseits auch die räumlichen 
Voraussetzungen für eine andere Schul- 
und Lernkultur zu schaffen. Wichtig ist 
es uns angesichts der steigenden Kinder-
zahlen außerdem, das Schulnetz wieder 
zu verdichten. Die Landesprogramme 
für Schulhausbau im ländlichen Raum 
sowie in den kreisfreien Städten werden 
wir auf hohem Niveau fortschreiben.

NEUE WOHNORTNAHE
SCHULEN EINRICHTEN

Nach dem Geburtenknick der Wende-
jahre wurden im Freistaat Sachsen viele 
Schulen geschlossen. Auch wenn die 
Not angesichts einer fast halbierten 
Schülerzahl nachvollziehbar ist, waren 
viele Schulschließungen ein Fehler. Die 
Schule soll nah am Wohnort sein. Das 
ist uns bei der Grundschule besonders 
wichtig. Mit dem neuen Schulgesetz 
haben wir vielen Gemeinden die Mög-
lichkeit gegeben, die Schule wieder 
zurück in den Ort zu holen. Mit jahr-
gangsübergreifendem Unterricht und 
dank der abgesenkten Mindestschüler-
zahlen kann selbst in kleinen Orten eine 
Grundschule eröffnet werden. So lernen 
die Kinder in ihrem heimatlichen Um-
feld, statt täglich große Strecken per 
Schulbus zurücklegen zu müssen.

INTEGRATION ÜBERALL
ERMÖGLICHEN

Das sächsische System des DaZ-Unter-
richts (Deutsch als Zweitsprache) zur 
Integration von Kindern, die mit einer 
anderen Muttersprache aufgewach-
sen sind, ist sehr erfolgreich und wird 
inzwischen von vielen Bundesländern 
übernommen. Zur Zeit gibt es in Sach-
sen rund 35.000 Schülerinnen und 
Schüler mit Migrationshintergrund – bei 
insgesamt 450.000 Schülerinnen und 
Schülern keine große Zahl. 

Probleme aber entstehen an den Schu-
len, in denen die Zahl von Kindern mit 
anderen Muttersprachen die Zahl jener 
mit deutscher Muttersprache über-
steigt. Wir wollen erreichen, dass die 
Aufgabe der Integration auf allen Schul-
tern verteilt wird und nicht nur einige 
wenige Schulen betrifft. Deshalb sollen 
DaZ-Gruppen an allen Schulstandorten 
eingerichtet und mit zusätzlichen Res-
sourcen unterstützt werden.

GEMEINSCHAFTSSCHULEN
WIEDER EINFÜHREN

Eine stabile Lernumgebung hat, das 
zeigen viele Studien, einen positiven 
Einfluss auf den Bildungserfolg. Das län-
gere gemeinsame Lernen ist uns auch 
deshalb ein wichtiges Anliegen. Gemein-
schaftsschulen ermöglichen Kindern 
den Verbleib im gewohnten Umfeld. 
Freundschaften und sozialen Beziehung 
werden erhalten, der Zusammenhalt 
in unserer Gesellschaft gestärkt. Ge-
meinschaftsschulen fördern den bin-
nendifferenzierten Unterricht und eine 
moderne Schulkultur. Und sie erlauben 
es, ein dichteres Schulnetz zu knüpfen 
und Lehrkräfte flexibel einzusetzen. Der 
Volksantrag „Gemeinschaftsschule in 
Sachsen - Länger gemeinsam Lernen“ 
ist ein kluger Gesetzentwurf. Gemein-
schaftsschulen werden ermöglicht, wo 
es alle wollen. So wird endlich auch in 
Sachsen Schulfrieden hergestellt. Wir 
setzen den Volksantrag um – ohne 
Wenn und Aber. 

Wer mit der SPD regieren will, muss Ja 
zum längeren gemeinsamen Lernen 
sagen.

MEHR RÄUME FÜR KINDER
UND LEHRKRÄFTE

Die Schulträger, insbesondere die 
Kommunen, sind gefragt, wenn es 
um die räumliche Gestaltung unserer 
Schulen geht. Binnendifferenzierter 
Unterricht braucht zusätzliche Räume 
für Gruppen- und Selbstlernphasen. Mit 
der Bildung multiprofessioneller Teams 
an unseren Schulen werden zusätzliche 
Räume für die Schulsozialarbeit und 
für Berufsorientierung erforderlich. 
Und nicht zuletzt brauchen Lehrkräfte 
eigene Arbeitsplätze in den Schulen, um 
die unterrichtsfreie Zeit für Beratung, 
Elterngespräche und Unterrichtsvorbe-
reitung nutzen zu können. Der Freistaat 
Sachsen hat deshalb vor einigen Jahren 
sein Musterraumprogramm aufgeho-
ben. Zu lange hat es verhindert, dass 
Schulen nach den tatsächlichen Bedürf-
nissen von Schülern und Lehrkräften ge-
staltet wurden. Unser Ziel ist es, für die 
räumliche Umsetzung pädagogischer 
Konzepte und die erforderliche sachli-
che Ausstattung zusätzliche Fördermit-
tel bereitzustellen.
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DIE GANZTAGSGRUND- 
SCHULE VOLLENDEN

Mit der räumlichen Verbindung von 
Grundschule und Hort gelingt die Ent-
wicklung von kindgerechten Ganztags-
schulen, in denen Unterricht, Selbst-
lernphasen und Freizeit im Rhythmus 
der Schülerinnen und Schüler über den 
ganzen Tag verteilt werden. Ein solches 
rhythmisiertes Konzept lebt davon, dass 
die Lehrkräfte und das Hortpersonal 
gemeinsam tätig sind. Wir wollen die 
Grundschulen, ihre Ganztagsangebote 
und den Hort zu einer echten Ganztags-
grundschule zusammenführen. Dafür 
werden wir in Sachsen einen Rechts-
anspruch auf einen Hortplatz einführen. 
Die Elternbeiträge für den Hort schaffen 
wir ab und gewährleisten die Schüler-
beförderung auch am Nachmittag, 
damit alle Kinder an der Ganztagsschule 
teilnehmen können. Für die Lehrkräfte 
und die Erzieherinnen und Erzieher 
schaffen wir eine gemeinsame Team- 
und Leitungsstruktur und stellen beiden 
Berufsgruppen zusätzliche Zeit für die 
Zusammenarbeit zur Verfügung.

	Den Digital- 
	pakt zügig 
	und klug 
	umsetzen 
Der Bund stellt den Bundesländern 
5,5 Milliarden Euro für die Digitalisie-
rung der Schulen zur Verfügung. Wir 
wollen, dass diese Gelder klug einge-
setzt werden. Das heißt für uns zuerst: 
Alle Schulen müssen bis zum Jahr 2021 
über einen Glasfaseranschluss und 
leistungsfähige W-Lan-Netze verfügen. 
Der Freistaat Sachsen muss sein bereits 
heute bestehendes System LernSax zu 
einer leistungsfähigen Lehr- und Lern-
infrastruktur (SchulCloud) ausbauen, in 
der alle Lehrkräfte und alle Schülerin-
nen und Schüler per E-Mail erreichbar 
sind und auf deren Lernangebote auch 
von außerhalb der Schule zugegriffen 
werden kann. Das Programm SaxSVS soll 
zu einem Schulverwaltungsprogramm 
mit Klassenbuchfunktion ausgebaut 
werden, über das künftig auch alle 
nicht-personengebundenen Statistiken 
erstellt werden. Für diese Infrastruktur 
muss der Freistaat Sachsen zusätzlich 
zum Bundesgeld eigene Mittel in die 
Hand nehmen.

FACHLICH VERSIERTES
PERSONAL FÜR
IT-INFRASTRUKTUR

Die Konfiguration von Endgeräten, das 
Einrichten eines digitalen Lernkurses, 
die Erprobung neuer digitaler Metho-
dik und die Erfahrungsweitergabe im 
Kollegium – das alles bedarf Expertise 
und vor allem Zeit. Wir wollen deshalb 
unterstützendes Personal für die IT-
Administration und Gerätewartung an 
die Schulen bringen. Die Pädagogischen 
IT-Koordinatoren (PITKo) sollen sich 
zukünftig verstärkt auf die schulinterne 
Fortbildung sowie Koordination von 
Digitalisierungsprozessen an Schulen 
konzentrieren können.

BRING YOUR OWN DEVICE –
WE BACK UP

Wir sagen klar: Handys und Tablets 
gehören in die Schule. Nicht nur, weil 
sie Bestandteil des Alltagslebens von 
Kindern und Jugendlichen sind und es 
deshalb auch eine schulische Aufgabe 
ist, den vernünftigen Umgang mit ihnen 
einzuüben. Sie ermöglichen außerdem 
kooperatives und selbständiges Arbei-
ten, während das Smartboard allein 
in der frontalen Klassenraumsituation 
verharrt. Um eine Erstbegegnung und 
den Zugang zu medienkompetentem 
Handeln und digitalem Lernen zu er-
möglichen, stellen wir zur Nutzung in 
der Grundschule Klassensätze digitaler 
Endgeräte zur Verfügung. In weiter-
führenden Schulen gilt “bring your own 

device”, um den zunehmend eigenver-
antwortlichen Umgang mit eigenen 
Geräten zu fördern. Für Schülerinnen 
und Schüler ohne geeignete Endgeräte 
hält die Schule back-up-Geräte bereit.

DIGITALISIERUNG DER
LEHRERFORTBILDUNG

Wir brauchen nicht nur neue Inhal-
te, sondern auch neue Methoden 
der Lehrerfortbildung. Es besteht ein 
Widerspruch zwischen Forderungen 
nach digitaler Bildung im Unterricht und 
vornehmlich analogen, frontalen und 
auf Präsenz orientierten Fortbildungs-
angeboten für Lehrerinnen und Lehrer. 
Neben einem Ausbau der Angebote 
braucht es deshalb auch neue Formate 
wie Webinare, Barcamps und ähnliches. 
So können die Chancen der Digitalisie-
rung für lebenslanges Lernen und ko-
operativen Austausch von Lehrkräften 
optimal genutzt werden.

DAS BILDUNGSPORTAL
SACHSEN NEU GESTALTEN

Mit einem öffentlichen Bildungsportal 
machen wir Unterstützungsstrukturen 
und Orientierungsangebote sichtbar 
und helfen Schulträgern, Schulleitungen 
und Lehrkräften dabei, den digitalen 
Wandel in der Schule selbst zu gestalten.
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 Alle Aktivitäten im Rahmen des Digital-
Pakt#SN sollen in Form von Konzepten 
für die Schulentwicklung, die Unter-
richtsgestaltung, mit Fortbildungsan-
geboten und Best Practice-Beispielen 
anwendungsorientiert verfügbar sein. 
Wir werden Standards und Expertise in 
den Bereichen Datenschutz, Urheber-
recht und Technikausstattung erarbei-
ten und veröffentlichen. Sie können den 
Schulen, Schulträgern und Lehrkräften 
Orientierung und Sicherheit bei der 
Umsetzung eigener Medienkonzepte 
bieten. Das Bildungsportal soll mit an-
deren Bildungsservern sowie Angeboten 
sächsischer Bildungs- und Kultureinrich-
tungen vernetzt werden.

OPEN EDUCATIONAL
RESOURCES FÖRDERN

Wir fördern Initiativen zur Erstellung 
und Verbreitung von Open Educational 
Resources (OER) im Bereich schulischer 
Bildung und der Lehramtsausbildung. 
Digitale Bildung bedarf offener Unter-
richtsmaterialien, die frei verwendet 
und an unterschiedliche Lernsituationen 
und Schülerinnen und Schüler ange-
passt werden können. Freie Bildungsma-
terialien ermöglichen die Kooperation 
und den Austausch zwischen Lehrkräf-
ten in ganz Sachsen und darüber hinaus. 
Sie bieten besondere Potentiale für 
Fortbildungen, phasenübergreifenden 
Theorie-Praxis-Transfer, die Qualifizie-
rung neuer Lehrkräfte im Seiteneinstieg 
sowie die Sensibilisierung für Fragen des 
Urheberrechts.

DIE LEHRERBILDENDEN
UNIVERSITÄTEN ZU
DIGITALISIERUNGSZENTREN
MACHEN

Zur Ausgestaltung und operativen Um-
setzung des DigitalPakt#SN wollen wir 
DigitalHubs#SN an den lehrerbildenden 
Universitäten Chemnitz, Leipzig und 
Dresden einrichten. Hier entstehen 
in Zusammenarbeit mit der Bildungs-
verwaltung und der Schulpraxis for-
schungsbezogene Konzepte zu Inhalten 
und Methoden digitaler Schule und 
digitalen Unterrichts, die unmittelbar 
für Lehrerbildung, Schulentwicklung, 
Fortbildung und Unterrichtspraxis ver-
fügbar sind. Dabei werden die Potentia-
le der Digitalisierung ausdrücklich auch 
für andere Zukunftsthemen wie Diffe-
renzierung, Inklusion, politische Bildung 
und Bildung für nachhaltige Entwick-
lung fruchtbar gemacht. Digitalisierung 
darf nicht gegen andere gesellschaftli-
che Aufgaben ausgespielt werden.

AUCH DIGITALISIERTE
BILDUNG BLEIBT BILDUNG

Digitalisierung ist kein Selbstzweck. 
Digitale Medien sind ein zusätzliches 
Instrument. Neben ihnen brauchen wir 
auch weiterhin Bücher, Hefte und Ta-
feln. Unsere Kinder lernen auch künftig 
per Hand schreiben, im Kopf rechnen, 
sie lernen malen und zeichnen. Der Zu-
griff auf digitale Inhalte wird die Lern-
prozesse künftig unterstützen.

Gerade für die individuelle Förderung 
von Schülerinnen und Schülern liegen 
hier große Chancen, denn Selbstlern-
angebote können sich selbst an den 
Wissensstand und die Bedürfnisse der 
Kinder anpassen. Wichtig ist aber vor 
allem die Entwicklung von Kompe-
tenzen für den richtigen Umgang mit 
digitalen Medien und die Bewertung 
von Medieninhalten. Deshalb wollen wir 
die Medienbildung in der Schule stärken 
und die Lehrkräfte in diesem Bereich 
besser fortbilden.

	Mehr 
	Personal und   
	mehr Zeit für  
	Bildung 
Wir brauchen mehr Personal, daran 
führt kein Weg vorbei. Das gilt aber 
nicht nur mit Blick auf den aktuellen 
Lehrermangel in Sachsen. Wenn wir un-
sere Schulen inhaltlich weiterentwickeln 
wollen, um unsere Kinder und Jugend-
lichen besser für die künftige Welt zu 
rüsten, dann ist langfristig viel mehr Per-
sonal nötig. Das sollte uns nicht utopisch 
erscheinen. Im Gegenteil: Deutschland 
gibt im weltweiten Vergleich deutlich 
zu wenig Mittel für das Bildungssys-
tem aus. Ein Blick in die regelmäßige 
OECD-Statistik macht das deutlich. Über 
alle Bildungsbereiche hinweg, von der 
Grundschule bis zur Hochschule, wendet 

Deutschland 4,3 Prozent seines Brutto- 
inlandsproduktes für Bildung auf,  
der Durchschnitt aller OECD-Länder  
5,2 Prozent. Unser langfristiges Ziel ist 
es, Schritt für Schritt mehr Personal in 
unsere Schulen zu holen.

MEHR ZEIT FÜR
LEHRERINNEN UND LEHRER

Sachsens Lehrerinnen und Lehrer unter-
richten heute zwischen 24 und 27 Stun-
den pro Woche. Für Nicht-Lehrer mag 
das gar nicht so dramatisch klingen, erst 
recht nicht, wenn man bedenkt, dass 
eine Schulstunde ja „nur“ 45 Minuten 
dauert. Doch wer so denkt, liegt arg 
daneben. Eine Schulstunde Arbeit heißt, 
45 Minuten lang zu 100 Prozent prä-
sent sein, vor 56 Augen keinen Fehler 
machen, alles im Blick behalten, fast 
durchgängig reden und parallel dazu 
nachdenken, um flexibel auf alles Ge-
schehende reagieren zu können. In den 
dann folgenden zehn Minuten Pause 
muss man Aufsicht führen, etwas trin-
ken, Arbeitsmaterialien holen, Zimmer 
wechseln, Schülerfragen auf dem Flur 
beantworten. Und weiter geht es. Die 
übrigen 13 bis 16 Stunden pro Woche 
gehören der Stundenvorbereitung, der 
Kontrolle von Tests und Klausuren, der 
Durchführung von Elternabenden und 
Elterngesprächen, der Dokumentation 
und Statistik, hinzu kommen Dienst-
beratungen, Fachlehrerkonferenzen, 
Exkursionen und Klassenfahrten sowie 
Gespräche mit den Schülerinnen und 
Schülern. 
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Wir wollen Lehrerinnen und Lehrern 
deshalb mehr Zeit geben.

ABSENKUNG DES PFLICHTS-
TUNDENMASSES

Was sich Lehrkräfte am meisten wün-
schen, sind kleinere Klassen. Doch die 
Forschung zeigt: Die Größe der Klasse 
hat kaum Einfluss auf den Lernerfolg 
der Schülerinnen und Schüler. Weitaus 
wichtiger sind die Vielfalt der Metho- 
den, die Qualität der Lehrer-Schüler- 
Beziehung und die Orientierung von 
Lernzielen und Rückmeldungen am ein-
zelnen Schüler. Ein solcher individuali-
sierter Unterricht kostet vor allem eines: 
Zeit. Wir wollen das Pflichtstundenmaß 
der Lehrerinnen und Lehrer langfristig 
und schrittweise auf 23 Unterrichts-
stunden pro Woche reduzieren und 
gleichen es damit an die PISA-Gewinner-
länder an. So können Lehrkräfte mehr 
Zeit in die pädagogische Weiterentwick-
lung ihres Unterrichts, in die individuelle 
Förderung von Schülerinnen und Schü-
lern und in die Stärkung der Elternarbeit 
investieren. Diese Reduzierung bedeutet 
langfristig einen zusätzlichen Bedarf 
von ungefähr 5.000 neuen Lehrkräften, 
deshalb lässt sie sich nur schrittweise 
umsetzen.

EINFÜHRUNG EINER
KLASSENLEITERSTUNDE

Wenn Lehrkräfte besondere Aufgaben 
übernehmen, dann brauchen sie dafür 
auch ein besonderes Zeitkontingent. 
Während die Tätigkeit als Fachleiterin 
oder Fachberater bereits mit Anrech-
nungsstunden anerkannt wird, bleibt 
der Aufwand, den die Leitung einer 
Schulklasse verursacht, bisher unberück-
sichtigt. Auf dem Weg zur Reduzierung 
des Pflichtstundenmaßes wollen wir 
deshalb zuerst eine Anrechnungsstunde 
für alle Klassenleiterinnen und Klassen-
leiter einführen. Das allein wird rund 
800 zusätzliche Lehrkräfte benötigen.

NICHTPÄDAGOGISCHES
ASSISTENZPERSONAL FÜR
UNTERRICHTSFREMDE
AUFGABEN

Zu oft werden Lehrkräfte mit unter-
richtsfremden Aufgaben belastet. 
Hierzu gehören nicht nur Verwaltungs-
tätigkeit, Dokumentation und Statistik. 
Schülerbezogene Aufgaben wie die Ko-
ordination der Ganztagsangebote oder 
die Betreuung der Schulbibliothek sind 
zur Unterstützung der pädagogischen 
Tätigkeit enorm wichtig. Mit der Digi-
talisierung unserer Schulen kommen 
zahlreiche technische Aufgaben wie die 
Administration von Schulnetzwerken 
hinzu. Wir wollen, dass diese Aufgaben 
von nichtpädagogischem Assistenzper-
sonal erledigt werden. 

Deshalb werden wir das Modellprojekt 
Schulverwaltungsassistenz verstetigen 
und eine solche Stelle an jede Schule 
bringen.

PÄDAGOGISCHES
ASSISTENZPERSONAL FÜR
BINNENDIFFERENZIERTEN
UNTERRICHT

Mehr Zeit für die individuelle Förderung 
der Schülerinnen und Schüler entsteht, 
wenn Lehrkräfte im Team unterrichten. 
So kann der Unterricht binnendifferen-
ziert gestaltet werden. Unser Ziel ist es, 
ein Drittel aller Unterrichtsstunden mit 
einer zusätzlichen Kraft im Klassenzim-
mer abzusichern. Dieses pädagogische 
Assistenzpersonal muss nicht zwangs-
läufig ein Lehramtsstudium absolviert 
haben. Auch Erzieherinnen und Erzieher, 
Personal aus anderen kindnahen oder 
therapeutischen Berufen, Referendare 
oder Studierende können solche unter-
stützenden Aufgaben wahrnehmen. 
Deshalb wollen wir das Programm 
Schulassistenz langfristig auf alle 
Schulen ausweiten. Außerdem soll die 
Unterrichtsverpflichtung der Lehramts-
anwärter künftig nicht mehr im Perso-
nalkontingent berücksichtigt werden.

	Mehr  
	Freiheit und 
 	Eigenverant- 
	wortung für 
	Schulen 
In den letzten Jahren haben wir viele 
Schritte unternommen, um den Schulen 
mehr Freiheiten und Spielräume für die 
eigenverantwortliche Gestaltung zu 
geben. Die Einführung der schulschar-
fen Ausschreibungen an ausgewählten 
Schulen war ein Erfolg. Sowohl die 
Schulleitungen als auch die Lehrkräfte 
sind mit dieser Art der Stellenbesetzung 
viel zufriedener als mit der zentralen 
Zuweisung. Das sächsische Förderpro-
gramm für Ganztagsangebote ist ein 
Musterbeispiel für eigenverantwortliche 
Gestaltung. Die finanziellen Mittel für 
die Schulen haben wir mehrfach erhöht, 
das Angebotsspektrum ist vielseitig, die 
Schulen loben die unkomplizierte Hand-
habung. Und die in diesem Jahr erfolgte 
Einführung eines Qualitätsbudgets für 
jede Schule, mit welchem Fortbildung 
und Unterstützung organisiert werden, 
wird die Spielräume weiter erhöhen.
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SCHULBUDGETS FÜR
VIELFÄLTIGE ZWECKE
EINRICHTEN

Mittelfristig wollen wir die derzeitige 
zentralisierte Schulverwaltung des 
Landes durch eine eigenverantwort-
liche budgetierte Verwaltung der Schule 
ersetzen. Ähnlich wie die Schulen in 
freier Trägerschaft sollen staatliche 
Schulen ein Budget erhalten, welches 
sie in eigener Verantwortung für Lehr- 
und Lernmittel, für Assistenzkräfte und 
Fortbildung, für pädagogische Sachkos-
ten und Schulentwicklung aufwenden. 
Stärken wollen wir mit solchen Budgets 
auch die Kooperation unserer Schulen 
mit außerschulischen Bildungspart-
nern, damit Angebote der Gewalt- und 
Suchtprävention, der Sexualpädagogik, 
der Demokratieerziehung oder auch der 
Umweltbildung besser als bisher ein-
bezogen werden können.

EINEN RUNDEN TISCH
SCHULVERWALTUNG
EINBERUFEN

Weil hierfür umfangreiche Änderungen 
nötig sind, wollen wir einen Runden 
Tisch Schulverwaltung einberufen, der 
aus dem Kultus- und dem Finanzminis-
terium, den kommunalen Spitzenver-
bänden, den Schulleitungsverbänden 
und der Personalvertretung der Lehr-
kräfte besteht. Seine Aufgabe ist es 
auch zu prüfen, in welchen Punkten die 
geteilte Schulträgerschaft zwischen 

dem Land und den Kommunen reform-
bedürftig ist, welche Aufgaben künftig 
vom Land und welche von den Kommu-
nen übernommen werden sollen und 
wie den einzelnen Schulen dabei größt-
mögliche Freiheit zugestanden werden 
kann, ohne sie mit Problemen allein zu 
lassen.

INKLUSION AN DEN
SCHULEN ERLEICHTERN

Mit der Novellierung des Schulgesetzes 
haben wir die Bedingungen für Inklusion 
an unseren Schulen entscheidend ver-
bessert: Bei der Klassengröße werden 
Schülerinnen und Schüler mit beson-
derem Förderbedarf nun verbindlich 
berücksichtigt. Grundschulen, die sich 
Kindern mit Lernschwierigkeiten oder 
mit emotional-sozialen Problemen be-
sonders widmen, erhalten zusätzliche 
Mittel für Unterstützung. Wir wollen 
diesen Weg fortsetzen und die Schulen 
mit eigenen Budgets ausstatten, die 
schnell und unbürokratisch für zusätz-
liche Lernmittel und die Schaffung 
besonderer Voraussetzungen für inklu-
siven Unterricht zur Verfügung stehen. 
Die bereits heute an mehr als 160 Schu-
len vorhandene Unterstützung durch In-
klusionsassistentinnen und -assistenten 
bauen wir aus. Zukünftig sollen auch 
Schülerinnen und Schüler im Förder-
schwerpunkt Lernen ein anerkanntes 
Abschlusszeugnis erhalten. Ziel ist es, 
dass jede Schule alle Kinder aus dem 
Wohnumfeld aufnehmen kann.

EINHEITLICHE STANDARDS
UND PÄDAGOGISCHE
FREIHEIT

Freiheit und Eigenverantwortung 
sollen sich nicht bei Verwaltungsfragen 
erschöpfen. Mit der Neufassung der 
Lehrpläne ist auch eine neue Abwä-
gung zwischen einem vergleichbaren 
Wissenskanon einerseits und päda-
gogischer Freiheit andererseits vorzu-
nehmen. Die neuen Lehrpläne sollen 
sicherstellen, dass alle Schülerinnen und 
Schüler bundesweit über einheitliche 
und vergleichbare Grundkenntnisse in 
den unterrichteten Fächern verfügen. 
Gleichzeitig gilt es, die Stofffülle zu 
reduzieren, damit mehr Zeit für die 
praktische Erfahrung des Lernstoffs, 
für das anwendende Üben und für eine 
interessenorientierte Schwerpunkt-
setzung verbleibt. Die Enquete-Kom-
mission „Schule der Zukunft“, die wir 
einrichten wollen, soll auch dazu dienen, 
eine praxisorientierte Verständigung 
darüber zu erreichen, was Schülerinnen 
und Schüler heutzutage verbindlich 
lernen und wissen sollen.
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	Berufliche 
	Bildung, 
	Hochschulen 
	und 
	Erwachsenen- 
	bildung 

5 95 8
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Die berufliche und die akademische 
Bildung in Deutschland genießen zu 
Recht weltweit einen guten Ruf. Mit 
der dualen Berufsausbildung werden 
junge Menschen praxisnah und fun-
diert zu Fachkräften ausgebildet. In den 
Kunsthochschulen, Fachhochschulen 
und Universitäten genießen die Studie-
renden eine exzellente Lehre. Unsere 
Berufsakademie verbindet beide Welten 
erfolgreich im dualen Studium. Und weil 
zum einen die moderne Arbeitswelt stets 
neue Anforderungen stellt und zum an-
deren Erwachsene auch in gesellschaft-
lichen, kulturellen und sozialen Fragen 
eine Erweiterung ihres Wissens und ihrer 
Horizonte suchen, ist für uns die Erwach-
senenbildung eine genauso wichtige 
Säule in der Bildungspolitik.

	Berufliche 
	Bildung 
Mit dem neuen Schulgesetz haben 
wir das Netz der Beruflichen Schulen 
gestärkt. Das Kultusministerium wird 
künftig selbst für die Schulnetzplanung 
Verantwortung tragen. So ist sachsen-
weit ein regional ausgewogenes und 
flächendeckendes Angebot an Ausbil-
dungsgängen in den dualen Berufen zu 
erreichen. Die ursprünglich vorgesehene 
Mindestschülerzahl für ein Berufsschul-
zentrum von 750 Schülerinnen und Schü-
ler haben wir auf 550 abgesenkt, um 
kleinere Standorte erhalten zu können.

BERUFLICHE UND
AKADEMISCHE BILDUNG
HABEN GLEICHEN WERT

Die Gleichberechtigung von beruflicher 
und akademischer Ausbildung ist uns 
ein wichtiges Anliegen. Gerade vor dem 
Hintergrund des lebenslangen Lernens 
wollen wir für noch mehr Durchlässig-
keit zwischen beiden Systemen sorgen. 
Das ist zum einen besonders gut durch 
die Einführung und den Ausbau von 
Gemeinschaftsschulen zu erreichen. 
Zum anderen haben wir mit dem neuen 
Schulgesetz die Berufsorientierung nun 
auch an Gymnasien eingeführt. Die an 
den Oberschulen eingesetzten Praxis-
berater werden wir beibehalten und auf 
die Gymnasien ausdehnen.

JUGENDBERUFSAGENTUREN
FÜR PASSGENAUE
ANSCHLÜSSE

Mit der Einrichtung von Jugendberufs-
agenturen haben wir dafür gesorgt, 
dass junge Menschen zielgenau bei der 
Wahl ihres Bildungsweges unterstützt 
werden. Dadurch senken wir die Zahl 
der Ausbildungs- und Studienabbrüche, 
verbessern die Situation bisher benach-
teiligter Jugendlicher und unterstützen 
gleichzeitig die Unternehmen bei der 
Gewinnung künftiger Fachkräfte. Wir 
führen das Programm fort und stärken 
die Zusammenarbeit zwischen Schulen, 
JobCentern, der Agentur für Arbeit und 
der Jugendhilfe.

DICHTES BERUFSSCHULNETZ 
FÜR FLÄCHENBERUFE
ERHALTEN

Bei der Erstellung der sachsenweiten Be-
rufsschulnetzplanung beziehen wir die 
Gewerkschaften und die Arbeitgeber 
aktiv ein. Unser Ziel ist es, ein dichtes 
Netz an Ausbildungsmöglichkeiten für 
die häufig gewählten sogenannten 
„Flächen-Berufe“ in allen Landkreisen zu 
schaffen. Hiervon profitieren die Schu-
len und Unternehmen in den Regionen 
gleichermaßen.

IN DIE BERUFLICHE
ZUKUNFT DER STRUKTUR-
WANDELGEBIETE INVESTIEREN

In den vom Strukturwandel stark be-
troffenen Regionen wollen wir beson-
deres Augenmerk auf die Ausbildung in 
innovativen Berufen der digitalisierten 
Arbeitswelt legen. Mit der Einrichtung 
von Bundes- und Landesfachklassen für 
solche Berufe wollen wir junge Men-
schen an diese Standorte locken. Ge-
meinsam mit den Arbeitgebern vor Ort 
und in den Nachbarländern Tschechien 
und Polen bringen wir ein Modellprojekt 
für eine englischsprachige internationa-
lisierte Ausbildung in digitalen Berufen 
auf den Weg.

KERNBERUFE EINFÜHREN

Die Schnelligkeit technischer Entwick-
lungen macht es einerseits notwendig, 
dass sich Menschen ein Leben lang 
fort- und weiterbilden. Sie führt aber 
auch dazu, dass nicht mehr alle Fach- 
und Detailkenntnisse in der beruflichen 
Ausbildung vermittelt werden können, 
sondern am konkreten Arbeitsplatz und 
im betrieblichen Prozess ständig aktua-
lisiert werden. Vor diesem Hintergrund 
setzen wir uns für die Reduzierung 
der inzwischen fast 1.000 definierten 
Ausbildungsberufe auf 300 bis 400 
Kernberufe ein. Dies hilft auch, eine 
flächendeckende Berufsausbildung 
sicherzustellen.

SOZIALE AUSBILDUNGS- 
BERUFE INS DUALE SYSTEM
HOLEN

In den Berufen im Bereich Soziales, Ge-
sundheit und Pflege, die bisher landes-
rechtlich geregelt sind, streben wir eine 
bundesweite Vereinheitlichung an. Mit 
der generalisierten Pflegeausbildung 
oder auch der Einführung der Notfall-
sanitäterin bzw. des Notfallsanitäters 
wurden hier bereits erste Schritte ge-
macht. Auszubildende und Arbeitgeber 
profitieren beide von der einheitlichen 
Ausbildung durch eine bundesweite 
Einsetzbarkeit und berufliche Sicherheit, 
durch eine geregelte Vergütung und 
durch eine hohe Praxisorientierung.
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AUSLANDSERFAHRUNGEN
AUCH FÜR AZUBIS

Während das Auslandssemester für 
viele Studierende zum normalen Stu-
dienablauf dazugehört, ist es für Aus-
zubildende weniger selbstverständlich, 
während oder nach ihrer Ausbildung 
ein Auslandspraktikum zu absolvieren. 
Auch wenn es hierfür inzwischen vom 
Programm Erasmus+ bis zu xchange 
eine Reihe von Fördermöglichkeiten 
gibt, bestehen mit Blick auf die Ausbil-
dungsbetriebe, die Berufsschulen und 
das Prüfungsprozedere oft noch hohe 
Hürden. Wir wollen gemeinsam mit den 
Kammern ein eigenes sächsisches Lan-
desprogramm schaffen, das für Azubis 
einfach organisier- und finanzierbare 
Auslandsaufenthalte ermöglicht.

NACHWUCHS IM BERUFS-
SCHULLEHRAMT SICHERN

Die bundesweit beispielgebende Aus-
bildung im Berufsschullehramt an der 
Technischen Universität Dresden bieten 
wir durch die Kooperation mit anderen 
sächsischen Hochschulstandorten künf-
tig auch regionalisiert an. Gleichzeitig 
richten wir ein attraktives Angebot für 
seit langem im Beruf stehende quali-
fizierte Fachkräfte ein, sich für dieses 
Lehramt pädagogisch weiterzubilden.

	Sachsens 
	Hochschulen 
Die sächsische Hochschullandschaft ist 
leistungsstark und vielfältig. Sie zeichnet 
sich durch ein breites Fächerangebot 
und exzellente Forschungsstandorte 
aus. Wir Sozialdemokratinnen und 
Sozialdemokraten haben im Hochschul-
bereich den Stellenabbau der CDU/
FDP-Regierung gestoppt und so 754 
schon gestrichene Stellen erhalten. Mit 
der „Hochschulentwicklungsplanung 
2025“ gibt es nun eine verlässliche 
Planungs- und Finanzierungsgrundlage 
für unsere Wissenschaftslandschaft. Alle 
sächsischen Hochschulstandorte werden 
erhalten. Wir haben zusätzliche Studien-
plätze geschaffen – vor allem im Lehr-
amt, aber auch für Medizin, Pharmazie 
und im Bereich der Rechtswissenschaft. 
Der gemeinsam verabschiedete „Kodex 
für Gute Arbeit“ sorgt für eine bessere 
Förderung des wissenschaftlichen Nach-
wuchses und mehr Chancengleichheit 
bei akademischen Berufsperspektiven.

WISSENSCHAFTSFREIHEIT
VERTEIDIGEN

Wissenschaft macht aus, dass sie über-
prüfbare Erkenntnisse hervorbringt, 
indem sie bisherige Gewissheiten hinter-
fragt und durch den Beweis von Theorien 
neues Wissen hervorbringt. Innovation 
entsteht so aus der Grundlagen- und 
Anwendungsforschung. Hierfür braucht 

es eine staatliche Grundfinanzierung, 
um die Unabhängigkeit und Freiheit der 
Wissenschaft zu garantieren. Interna-
tional wächst vielfach der Druck auf die 
Wissenschaft, nur noch politisch ge-
nehme Erkenntnisse zu veröffentlichen, 
verwertbare Ergebnisse hervorzubringen 
oder den offenen und kritischen Diskurs 
zu beschneiden. Wir werden die Wissen-
schaftsfreiheit verteidigen und ermutigen 
unsere Hochschulen und Wissenschafts-
einrichtungen, Debatten in die Gesell-
schaft zu tragen und Politik zu beraten.

GRUNDFINANZIERUNG
ERHÖHEN, STUDIENPLÄTZE
AUSBAUEN

Wir entwickeln den dialogorientierten 
Weg der Hochschulsteuerung weiter. 
Dabei beziehen wir auch die Berufs-
akademie Sachsen ein und schaffen die 
Voraussetzungen, um sie zukünftig als 
Duale Hochschule Sachsen mit ihrem 
eigenständigen Profil weiterzuentwi-
ckeln. Hochschulstandorte sind Wachs-
tumskerne für die Städte und Regionen 
in Sachsen. Wir erhöhen die Grund-
finanzierung und bauen die Zahl der 
Studienplätze aus. Dabei liegen unsere 
Schwerpunkte einerseits im Bereich der 
Daseinsvorsorge (Medizin und Pharma-
zie, Psychotherapie, akademische Pflege- 
und Hebammenausbildung, Lehramt, 
Jura) und andererseits in innovativen 
Studiengängen für die digitalisierte Welt. 
Zu diesem Zweck werden wir von der 
Revisionsklausel im „Hochschulentwick-
lungsplan 2025“ Gebrauch machen.

ENTFRISTUNG VON STELLEN

Mit dem „Zukunftsvertrag Studium und 
Lehre stärken“ erfolgt die Verstetigung 
des Hochschulpakts. Unser Ziel ist es, 
insgesamt 1.000 Beschäftigungsverhält-
nisse zu entfristen. Wir werden zugleich 
dafür sorgen, dass der Befristungszwang 
bei Drittmittelbeschäftigungen auf-
gehoben wird. So ermöglichen wir, dass 
ein Drittel der in den letzten Jahren zur 
Verfügung stehenden Drittmittel für 
entfristete Beschäftigungsverhältnisse 
genutzt werden kann. Den „Kodex für 
gute Arbeit an sächsischen Hochschulen“ 
entwickeln wir weiter, dabei werden 
wir unter anderem für die Lehrbeauf-
tragten Mindesthonorare definieren. 
Auf Bundesebene setzen wir uns für die 
Aufhebung der Tarifsperre im Wissen-
schaftsbetrieb ein. Für die studentischen 
und wissenschaftlichen Hilfskräfte gilt 
derzeit, anders als für die übrigen Be-
schäftigten im öffentlichen Dienst, kein 
Tarifvertrag. Wir werden deshalb eine 
Tarifvereinbarung erwirken, um die 
Arbeitsbedingungen zu verbessern.

EINE MODERNE PERSONAL-
STRUKTUR SCHAFFEN

Wir ändern die Personalstrukturen der 
Hochschulen: Durch die Einführung ei-
nes Karriereweges neben der Professur 
bieten wir jungen Wissenschaftlerinnen 
und Wissenschaftlern neue Perspekti-
ven und können die Befristungspraxis 
weiter zurückdrängen. 
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Wir weisen Stellen für Senior Lecturer, 
Senior Researcher und Wissenschafts-
manager aus. An den Hochschulen für 
Angewandte Wissenschaften werden 
wir die gewachsene Personalstruk-
tur überprüfen, um für bestehende 
Daueraufgaben in Lehre und Transfer 
Mittelbaustellen zu schaffen sowie zur 
Personalentwicklung Tandem-Professu-
ren auszuschreiben. Auch an den Kunst- 
und Musikhochschulen werden wir die 
Personalstruktur überprüfen und dabei 
insbesondere das Verhältnis von künst-
lerischen Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern sowie Lehrbeauftragten in den 
Blick nehmen. Zur verbesserten Interes-
senvertretung der Lehrbeauftragten an 
Musikhochschulen werden wir ihnen in 
der Gruppe der künstlerischen Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter ein Wahlrecht 
einräumen.

DEN WISSENSCHAFTLICHEN
NACHWUCHS FÖRDERN

In der letzten Legislatur haben wir die 
Fördersätze der Landesgraduierten-
stipendien auf 1.350 Euro erhöht. Die 
Landesstipendien werden wir zukünftig 
regelmäßig anpassen, Eltern- und Pfle-
gezeiten fördern, den Bezugskreis auf 
kooperative Promotionen ausdehnen 
und die Anzahl der Geförderten insge-
samt erhöhen. Zudem novellieren wir 
die Förderkriterien der Wiedereinstiegs-
stipendien, um diese im Gleichklang 
mit den Landesgraduiertenstipendien 
auszugestalten. Auf Bundesebene set-
zen wir uns für die Option einer verein-

fachten freiwilligen Rentenversicherung 
für Stipendiatinnen und Stipendiaten 
ein. Den Promovierenden geben wir 
an jeder Universität eine Stimme, 
indem Promovierendenräte ins Hoch-
schulgesetz aufgenommen und alle 
Doktoranden auf einer Promotionsliste 
eingetragen werden. Zudem gestalten 
wir das Promotionsverhältnis neu aus: 
Betreuung, Begutachtung und Arbeitge-
berfunktion sollen während der Quali-
fikationsphase unabhängig voneinander 
sein; eine Betreuungsvereinbarung wird 
zukünftig Standard. Um die kooperative 
Promotion zu befördern, unterstützen 
wir sächsische Graduiertenschulen und 
-zentren zwischen den Universitäten 
und Fachhochschulen.

DIE STUDIERENDEN
WEITER STÄRKEN

Die Teilnahme an Bildung darf keine 
Einkommensfrage sein. Deshalb haben 
wir die Studierendenwerke deutlich ge-
stärkt und ihre Finanzierung von knapp 
sechs auf achtzehn Millionen Euro 
verdreifacht. Beratungsleistungen und 
soziale Dienste wurden ausgebaut, die 
Versorgung in den Mensen abgesichert 
und Investitionen in Gebäude, Wohn-
heime und Technik ermöglicht. Wir 
wollen die Studierendenwerke weiter 
stärken, ihre Finanzierung dynamisie-
ren und mehrjährige Vereinbarungen 
abschließen. Zudem werden wir in den 
Ausbau des studentischen Wohnens 
und die Modernisierung der Studenten-
wohnheime investieren. 

Studierende wie Beschäftigte profi-
tieren von einer familienfreundlichen 
Hochschule. Wir verbessern Möglich-
keiten der Kinderbetreuung und des 
Teilzeitstudiums.

CHANCENGLEICHHEIT AN
HOCHSCHULEN

Heute nehmen in Deutschland mehr 
junge Frauen als Männer ein Studium 
auf. Mit jeder Ausbildung und Karrie-
restufe zwischen Studienanfang und 
Berufung auf eine Leitungsfunktion in 
der Wissenschaft sinkt jedoch deren 
Anteil. Wir stellen uns dem Trend aktiv 
entgegen und streben die Gleichstel-
lung der Geschlechter an unseren Hoch-
schulen an. Insbesondere die Hoch-
schulleitungen sind hälftig mit Frauen 
zu besetzen. Dafür gilt es, verbindliche 
Zielvereinbarungen über Gleichstel-
lungskonzepte zu schließen, durch die 
nicht nur verbindliche Frauenquoten 
für Führungspositionen eingeführt, 
sondern auch Personalentwicklungs-
strategien zur tatsächlichen Gleichstel-
lung von Frauen bei Professuren und 
Führungspositionen etabliert werden. 
Damit Frauen auf allen Ebenen des Wis-
senschaftssystems gleich repräsentiert 
sind, werden wir Zielquoten über das 
Kaskadenmodell festlegen. Wirksame 
finanzielle Bonus-Malus-Regelungen in 
der Hochschulfinanzierung können den 
Erfolg der Vereinbarungen absichern. 
Innerhalb der Hochschulen stärken 
wir die Gleichstellungsbeauftragten 
und setzen uns für die Verbindlichkeit 

sowie Unabhängigkeit ihrer Positionen 
und Aufgaben ein. Die Finanzierung 
der Koordinierungsstelle zur Förderung 
der Chancengleichheit an sächsischen 
Hochschulen bauen wir aus und führen 
ein Förderprogramm für Chancengleich-
heit von Frauen und Männern im Hoch-
schulbereich ein. Begonnene Projekte 
aus dem Professorinnen-Programm 
sollen fortgesetzt und ein Gastprofesso-
rinnen-Programm initiiert werden.

DIE DIGITALISIERUNG
DER HOCHSCHULEN
VORANBRINGEN

Den Hochschulen und der Berufsaka-
demie kommt bei der Gestaltung des 
digitalen Wandels eine besondere Rolle 
zu. Als Institutionen, die Forschung, Leh-
re und Weiterbildung vereinen, sollen 
sie Vorreiter in diesem Prozess wer-
den. In der Verbindung von Ingenieur-, 
Geistes-, Sozial- und Erziehungswissen-
schaften sind sie für uns Ideenschmie-
de, Labor und Evaluator für die Frage 
einer menschlichen und empathischen 
Gestaltung der Digitalisierung. Digitale 
Lernformate sowie die Schaffung und 
Nutzung von Open Educational Resour-
ces gehören zukünftig zum Standard. 
Wir fördern den Austausch von Lehr- 
und Lernmaterialien (OER), treiben die 
digitale Vernetzung von Studienange-
boten voran und richten einen Open-
Access-Fonds ein. So kann mittelfristig 
die Virtuelle Hochschule Sachsen als 
eine gemeinsam genutzte Plattform 
entstehen. 
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Ein Kernbestandteil dieser ist das Hoch-
schuldidaktische Zentrum Sachsen, 
welches wir zu einem eigenständigen 
sächsischen Lehr- und Forschungsinsti-
tut ausbauen werden.

NEUES HOCHSCHULGESETZ
UND VERFASSTE
STUDIERENDENSCHAFT

Gemeinsam mit Vertreterinnen und 
Vertretern der akademischen Mit-
gliedergruppen und Verbände werden 
wir das Hochschulgesetz novellieren. 
Dabei wollen wir die Autonomie weiter 
stärken. Dort, wo es gewünscht ist, 
sollen Bauherreneigenschaften und 
Liegenschaftsverwaltung an die Hoch-
schulen übergehen. Die Gremienstruk-
tur hat sich zwar in den letzten Jahren 
bewährt, gleichwohl muss es zwischen 
den einzelnen Organen eine Umvertei-
lung von Aufgaben und Zuständigkeiten 
geben. Wir wollen den Akademischen 
Senat als Kollegialorgan der Hochschule 
stärken und den Erweiterten Senat als 
Wahlversammlung für Rektorinnen und 
Prorektoren paritätisch ausgestalten. 
Die studentische Selbstverwaltung stel-
len wir als verfasste Studierendenschaft 
wieder her. Und wir sichern das Recht 
auf ein gebührenfreies Hochschulstu-
dium im Gesetz.

SPITZENFORSCHUNG
BEFÖRDERN

Forschung ist Aufgabe jeder Hochschule 
und im Sinne des Wissens- und Techno-
logietransfers ebenso im öffentlichen 
Interesse des Freistaates Sachsen. Mit 
der öffentlich finanzierten Forschung 
wird zur Erörterung von Grundanliegen 
der Gesellschaft, zum Lösen gesell-
schaftlicher Aufgaben und zur Bindung 
von Fachkräften beigetragen. Aus 
diesem Grund ist es wichtig, dass eine 
Kommunikation von Forschungsergeb-
nissen erfolgt und die Hochschulen 
darlegen, welche Forschung betrieben 
wird. Die Hochschulen entwickeln 
ihren Beitrag zu einer nachhaltigen und 
friedlichen Welt. Sie sind friedlichen 
Zielen verpflichtet und kommen ihrer 
besonderen Verantwortung für eine 
nachhaltige und demokratische Ent-
wicklung nach innen und außen nach. 
Wir werden die Verpflichtungen aus 
der Exzellenzstrategie des Bundes und 
der Länder einhalten. Für uns steht fest, 
dass wir weiterhin Spitzenforschung 
besonders fördern wollen. In Hinblick 
auf die außeruniversitäre Forschungs-
landschaft bekennen wir uns zu den 
kontinuierlichen Aufwüchsen, wie sie 
im Pakt für Forschung und Innovation 
vereinbart sind. Zugleich werden wir 
uns in den Bund-Länder-Gremien für 
eine stärkere Tarifbindung in den außer- 
universitären Forschungseinrichtungen 
einsetzen.

LANDESFORSCHUNGS- 
FÖRDERUNG ALS IMPULS

Ein spezielles Augenmerk werden wir wei-
terhin auf die landeseigene Forschungs-
förderung legen, um die Hochschulen für 
Angewandte Wissenschaften sowie die 
Berufsakademie zu fördern. Dabei wollen 
wir auch künftig die Themenbreite der 
sächsischen Hochschulen abdecken und 
insbesondere Fächerkulturen stärken, die 
nicht direkt von der Technologieförderung 
profitieren. Die Zentrale EU Serviceein-
richtung Sachsen (ZEUSS) berät unsere 
sächsischen Wissenschaftseinrichtungen 
bei der Einwerbung von EU-Forschungs-
mitteln. Wir werden ZEUSS verstetigen, 
um eine dauerhafte Unterstützung zu 
gewährleisten. Zugleich wollen wir die 
Repräsentanz der sächsischen Wissen-
schaft in Brüssel stärken und unseren Teil 
dazu beitragen, Drittmittelverfahren zu 
vereinfachen.

	Erwachse- 
	nenbildung 
	und lebens- 
	langes 
	Lernen 
Das lebenslange Lernen muss auch  
in Sachsen gute Voraussetzungen er-
halten.

Deshalb haben wir in unserer Regie-
rungszeit die Landesmittel für die 
Erwachsenenbildung von sechs auf rund 
zehn Millionen Euro jährlich erhöht. Die 
Landeszentrale für Politische Bildung ha-
ben wir finanziell und personell gestärkt 
und auch im Programm Weltoffenes 
Sachsen zusätzliche Mittel für Demokra-
tiebildung bereitgestellt.

FÜNF TAGE BILDUNGSZEIT
AUCH IN SACHSEN

Weiterbildung spielt sowohl im beruf-
lichen wie im gesellschaftlichen Bereich 
eine immer größere Rolle. Umso schlim-
mer ist es, dass Sachsen bisher keinen 
gesetzlichen Freistellungsanspruch für 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
kennt, die sich weiterbilden wollen. Wir 
führen diesen gesetzlichen Anspruch 
auf bezahlte Bildungsfreistellung im 
Umfang von fünf Tagen pro Jahr ein.

INSTITUTIONELLE FÖRDERUNG
DER ERWACHSENENBILDUNG

Mit dem Bildungsfreistellungsanspruch 
wird die bisher größte Hürde für eine 
höhere Weiterbildungsquote im Frei-
staat Sachsen beseitigt. Die Landes-
mittel für den Bereich der Erwachse-
nenbildung erhöhen wir weiter und 
führen einen institutionellen Sockel für 
Weiterbildungseinrichtungen ein. Damit 
stärken wir insbesondere die Volks-
hochschulen und Bildungsträger in den 
ländlichen Räumen.
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WEITERBILDUNG ALS
GLEICHBERECHTIGTE SÄULE
UNSERES BILDUNGSSYSTEMS

Wir wollen die sächsische Weiterbil-
dungslandschaft fortentwickeln und 
stärken. Die Bundesagentur für Arbeit 
muss sich zu einer Bundesagentur für 
Arbeit und Qualifizierung wandeln und 
für Beschäftigte wie Arbeitssuchende 
gleichermaßen individuelle Angebote 
zum lebenslangen Lernen unterbreiten. 
Gemeinsam mit den Kammern und den 
Weiterbildungseinrichtungen wollen wir 
diese Entwicklung in Sachsen anstoßen 
und ein flächendeckendes Beratungs-
angebot für eine gezielte Förderung 
von Aufstieg, Weiterbildung, Mento-
ring-Konzepten und der Befreiung aus 
unfreiwilliger Teilzeitbeschäftigung 
aufbauen. Um lebenslanges Lernen zu 
unterstützen, wollen wir die Förderung 
individueller berufsbezogener Weiter-
bildung von Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern im öffentlichen Dienst 
und in der Privatwirtschaft weiterent-
wickeln. Wir erweitern den Bezugskreis 
und vereinfachen das Antragsverfahren. 
Zugleich bauen wir die akademische 
Weiterbildung für alle Altersgruppen 
aus. Dazu gehören auch Senioren- 
akademien oder die Kinderuniversität. 
Für Menschen außerhalb der Hoch-
schulstädte werden mobile Angebote 
erarbeitet.

POLITISCHE UND DEMOKRATI-
SCHE BILDUNG STÄRKEN

Wir werden die politische und demokra-
tische Bildung in Sachsen weiter stär-
ken. Mit dem Konzept „W wie Werte“ 
haben wir eine gute Grundlage und 
viele der Maßnahmen werden bereits 
umgesetzt. Auf der Basis von Ergebnis-
sen des weitergeführten Sachsen-Mo-
nitors und der wissenschaftlichen 
Evaluationen der Bundes- und Landes-
programme zur Demokratieförderung 
wollen wir „W wie Werte“ fortschreiben 
und ausbauen. Die Angebote der poli-
tischen Bildung werden für Menschen 
mit Beeinträchtigungen barrierefrei zur 
Verfügung gestellt.

PRAKTISCHE BETEILIGUNG 
AUSWEITEN UND ZUM
ALLTAG MACHEN

Bei aller Wichtigkeit von Maßnahmen 
wie der Stärkung der Landeszentrale der 
politischen Bildung oder des Gemein-
schaftskundeunterrichtes werden wir 
vor allem eines nicht aus dem Blick ver-
lieren: Demokratische Bildung ist kein 
Wissen, das man beigebracht bekom-
men kann, sondern eine Erfahrung, die 
man selbst macht. Deshalb ist es uns 
wichtig, Kindern, Jugendlichen und Er-
wachsenen vielfältige Möglichkeiten zur 
Selbstbestimmung und zur Übernahme 
von Verantwortung zu geben. 

Aus diesem Grund setzen wir uns für 
eine Demokratisierung der Schule, für 
die Stärkung der Mitbestimmung in 
Betrieben und Unternehmen, für die 
Beteiligung von Kindern und Jugendli-
chen, für die Stärkung der kommunalen 
Selbstverwaltung und für die Förderung 
mithilfe pauschaler Mittel und Budgets 
ein. Überall dort, wo Menschen mitein-
ander Verantwortung für ihre eigenen 
Projekte und Verhältnisse übernehmen 
können, findet praktische demokrati-
sche Bildung statt.
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	Kinder- und 
	Jugendhilfe 
	und Jugend- 
	politik 

7 17 0
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Uns ist es in den letzten Jahren gelun-
gen, das Thema Kinder- und Jugendhilfe 
stärker in den Mittelpunkt der Landes-
politik zu stellen. Ein großes Landespro-
gramm Schulsozialarbeit, eine deutliche 
Erhöhung der überörtlichen Förderung, 
die Erhöhung der Jugendpauschale, die 
Verankerung der Kinder- und Jugendbe-
teiligung in den Kommunalgesetzen, die 
Einrichtung der Servicestelle Kinder- und 
Jugendbeteiligung, die Stärkung der 
Freiwilligendienste und erste Schritte für 
eine eigenständige Jugendpolitik sind 
dabei wichtige Eckpunkte. Auf Landes-
ebene haben wir in den letzten fünf 
Jahren die Mittel für die Kinder- und 
Jugendhilfe mehr als verdoppelt. Dabei 
nehmen wir alle Kinder und Jugendli-
chen in den Blick und nicht nur jene mit 
Unterstützungsbedarf. Jede und Jeder 
hat Talente, Stärken und Schwächen, 
alle Kinder und Jugendlichen haben 
unsere Unterstützung verdient. In den 
kommenden Jahren wollen wir diese 
Erfolge sichern und kontinuierlich an 
weiteren Verbesserungen arbeiten, denn 
es bleibt viel zu tun. Noch immer gibt es 
in den Landkreisen weiße Flecken ganz 
ohne professionelle Angebote in der 
Kinder- und Jugendhilfe. Themenfelder 
wie die digitalen Lebenswelten junger 
Menschen müssen bearbeitet und wei-
tere Maßnahmen zur Verbesserung der 
sozialen und politischen Teilhabechan-
cen für die junge Generation ergriffen 
werden.

FREIRÄUME SCHAFFEN
UND ERHALTEN

Kindheit und Jugend leben auch vom 
selbstbestimmten Entdecken, Erleben und 
Erfahrungen machen. Die Kita, die Schule 
und die Angebote der Kinder- und Jugend-
hilfe sind wichtige Bausteine im Leben 
junger Menschen. Genauso sehr braucht 
es aber auch Zeiten und Räume, in denen 
Kinder und Jugendliche frei von Betreu-
ung, Anregung und Begleitung sind, um 
sich auszuprobieren, zu lernen, eigene 
Grenzen zu erfahren und gelegentlich zu 
überschreiten. Es ist uns wichtig, dies bei 
allen Themen – von der Bildungspolitik bis 
zur Stadtplanung – mitzudenken und für 
Verständnis zu werben.

EINEN „PAKT FÜR DIE
JUGEND“ SCHLIESSEN

Eine der zentralen Aufgaben der 
nächsten Jahre ist die Verbesserung 
der Arbeits- und Förderbedingungen. 
Wir brauchen mehr Anerkennung für 
die Jugendarbeit und wir brauchen 
dringend mehr Planungssicherheit für 
die Träger und damit die Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter. Hier geht es um 
Fairness gegenüber den Fachkräften, 
aber auch darum, die Fachkräfte der 
Zukunft für Sachsen zu gewinnen. Dazu 
braucht Sachsen eine klare Strategie 
aller wesentlichen Entscheidungsträger. 
Deshalb werden wir einen „Pakt für 
die Jugend“ schließen. Kern des Pakts 
ist eine verbindliche Vereinbarung zur 

Förderung der Kinder- und Jugendarbeit 
und zentrale strategische Ziele über 
mindestens fünf Jahre. Diese Vereinba-
rung soll sowohl für die Landesebene als 
auch für die kommunale Ebene gelten. 
So wird es möglich, Bürokratie deut-
lich abzubauen, indem nicht jedes Jahr 
ein neuer Projektantrag geschrieben 
werden muss. Es können längerfristige 
Arbeitsverträge abgeschlossen werden 
und vor allem wird so Kontinuität im 
Vertrauensverhältnis zwischen den 
Jugendlichen einerseits und den Jugend-
arbeitern und Jugendarbeiterinnen an-
dererseits ermöglicht; das ist es schließ-
lich, worum es uns im Kern gehen muss. 
Wir wollen die Jugendarbeiterinnen und 
Jugendarbeiter in ihrer fachlichen Arbeit 
stärken und wollen deshalb notwendige 
Eigenanteile der Vereine reduzieren und 
in stärkerem Maße als bisher ermög-
lichen, sie durch Eigenleistungen wie eh-
renamtliches Engagement zu erbringen. 
Der „Pakt für die Jugend“ muss gleich-
zeitig ein „Pakt mit der Jugend“ sein, 
indem Jugendliche bei der Gestaltung 
der Ziele beteiligt werden. Damit könnte 
auch der Ansatz einer eigenständigen 
Jugendpolitik an einer wichtigen Stelle 
mit Leben gefüllt werden.

SCHULSOZIALARBEIT
WEITER AUSBAUEN

Besonders stolz sind wir auf das neue 
Landesprogramm Schulsozialarbeit. 
Mehr als 30 Millionen Euro stehen jähr-
lich dafür zur Verfügung. 

An jeder sächsischen Oberschule gibt 
es jetzt Schulsozialarbeiterinnen und 
Schulsozialarbeiter, vollständig vom 
Land finanziert und im Schulgesetz 
abgesichert. An vielen Grundschulen, 
Förderschulen und Gymnasien werden 
ebenfalls Landesmittel für diese Aufga-
be eingesetzt. Wir wollen das Landes-
programm Schritt für Schritt weiter aus-
bauen, damit langfristig an jeder Schule 
in Sachsen Schulsozialarbeit stattfinden 
kann.

JUGENDVERBANDSARBEIT
WEITER STÄRKEN

Die Jugendverbände sind ein entschei-
dender Partner für die Kinder- und 
Jugendpolitik und für die Umsetzung 
des „Pakts für die Jugend“. Sie sind eine 
wichtige Sozialisationsinstanz beim 
Erlernen demokratischer Werte. Ihre 
Vielfalt in Sachsen ist uns wichtig. Wir 
haben ihre Arbeit in den letzten Jah-
ren unterstützt und ihren besonderen 
Stellenwert unterstrichen. Diesen Weg 
wollen wir fortsetzen.

JUGENDPAUSCHALE
WEITERENTWICKELN UND
WEITER ERHÖHEN

Die Jugendpauschale unterstützt Kom-
munen dabei, allen Kindern und Jugend-
lichen Angebote zur Gestaltung ihrer 
Freizeit zu unterbreiten. 
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Uns ist wichtig, dass gerade auch in den 
ländlichen Räumen ein flächendecken-
des und stabiles Netz an Jugendtreffs 
und mobilen Angeboten besteht. Das ist 
zunächst Aufgabe der Kommunen. Als 
Land unterstützen wir die kommunale 
Jugendhilfelandschaft durch die Jugend-
pauschale. Die Jugendpauschale wollen 
wir auf 15 Euro erhöhen und darüber 
hinaus die Verteilungsschlüssel evaluie-
ren und weiterentwickeln.

KINDER- UND JUGEND- 
BETEILIGUNG STÄRKEN

Politik für Kinder und Jugendliche muss 
auch Politik mit ihnen sein. Kinder und 
Jugendliche sind keine Objekte. Sie sollen 
sich frei entwickeln können, sich be-
teiligen und Mitsprache haben. Deshalb 
haben wir die Servicestelle Kinder- und 
Jugendbeteiligung eingerichtet. Sie 
unterstützt Kommunen, Schulen, Ver-
bände und andere Akteure, Kinder und 
Jugendliche in Entscheidungsprozesse 
einzubeziehen. Und wir haben mit der 
Kommunalrechtsnovelle die gesetzliche 
Grundlage dafür geschaffen, dass Kinder 
und Jugendliche das Recht haben, sich 
zu beteiligen. Diesen Weg wollen wir 
fortsetzen und dazu geschaffene Projekte 
und Strukturen erhalten und ausbauen. 
Dazu werden wir den Ansatz einer eigen-
ständigen Jugendpolitik weiterverfolgen 
und den „Pakt für die Jugend“ gleichzeitig 
zu einem „Pakt mit der Jugend“ machen, 
indem wir Jugendliche an dessen inhalt-
licher Ausgestaltung beteiligen.

DAS WAHLALTER ABSENKEN

#fridaysforfuture und die Proteste ge-
gen Upload-Filter zeigen, dass Jugend-
liche sich um die Zukunft des Planeten 
und unsere Freiheit sorgen. Wir müssen 
die Jugendlichen zum Teil politischer 
Entscheidungen machen. Sie müssen 
endlich mitentscheiden dürfen! Die 
richtige Antwort auf die Jugendproteste 
ist die Absenkung des Wahlalters. Wir 
setzen uns für eine bundesweite Absen-
kung bei allen Wahlen auf 14 Jahre ein. 
Für die Kommunalwahlen, die Landtags-
wahlen und die direktdemokratischen 
Prozesse hier in Sachsen wollen wir 
diese Absenkung mit einer Verfassungs-
änderung ermöglichen. Darüber hinaus 
sollen Strukturen erarbeitet werden, 
inwiefern eine barrierefreie Einschrei-
bung ins Wählerverzeichnis vor dem 
vollendeten 14. Lebensjahr ermöglicht 
werden kann.

DIE JUGENDÄMTER
STÄRKEN

Das Landesjugendamt und die kom-
munalen Jugendämter sind zentrale 
Partner der Kinder- und Jugendhilfe in 
Sachsen. Es sind die Verwaltungen, die 
Jugendämter, die Unterstützung organi-
sieren und bewilligen, Jugendhilfepläne 
erstellen, Betriebserlaubnisverfahren 
durchführen und Ansprechpartner 
für Träger, Fachkräfte und Kinder und 
Jugendliche selbst sind. 

Deshalb ist es uns wichtig, dass diese 
Ämter gut funktionieren und hier genü-
gend Personal beschäftigt ist.

VERLÄSSLICHE
HILFSANGEBOTE SCHAFFEN

Kinder und Jugendliche haben auch 
Schwierigkeiten, für die verschiedene 
Ämter und Ministerien zuständig sind. 
In dieser Konstellation versickert noch 
zu oft Verantwortung und Hilfen setzen 
erst sehr spät ein. Beispielsweise haben 
wir in Sachsen zu wenige Einrichtungen, 
in denen sogenannte „Schulschwän-
zer“, also Kinder und Jugendliche, die 
aus welchen Gründen auch immer der 
Schule fernbleiben, aufgefangen und 
gebildet werden. Wir haben in Sachsen 
zu wenige Plätze in der Suchttherapie 
für Minderjährige. Hier bestehen mona-
telange Wartezeiten, das darf nicht sein, 
wenn junge Menschen Hilfe brauchen. 
Wir führen in solchen Querschnittsfra-
gen die Ressorts zusammen und werden 
hier verlässliche Strukturen schaffen. 
Hilfen zur Erziehung sind eine wichtige 
staatliche Unterstützungsleistung, 
mit der Kinder und Jugendliche sowie 
ihre Familien in teilweise schwierigen 
Lebenssituationen unterstützt werden. 
Landespolitisch wollen wir weiter die 
ombudschaftliche Beratung und Ver-
netzungs- und Kooperationsmodelle 
auf- und ausbauen. Besonders wichtig 
sind dabei niedrigschwellige Beratungs-
angebote.

DIE JULEICA STÄRKEN

Die ehrenamtliche Jugendarbeit hat in 
Sachsen eine hohe Qualität – nicht zu-
letzt durch die Jugendleitercard (Juleica). 
Wir wollen die Juleica weiter stärken, in-
dem die Aus- und Weiterbildung stärker 
vom Freistaat Sachsen unterstützt wird. 
Die Tätigkeit von Juleica-Inhaberinnen 
und -Inhabern soll in Fördermittelver-
fahren außerdem als Eigenleistung 
anerkannt werden können. Die bezahlte 
Freistellung für die Juleica-Ausbildung 
im Rahmen eines Bildungsfreistellungs-
gesetzes bleibt unser Ziel.
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	Sozialpolitik 

7 77 6
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Soziale Fürsorge hat in unserer Gesell-
schaft eine lange Tradition. Es muss 
selbstverständlich sein, dass wir uns 
nicht nur um unser eigenes Wohlergehen 
und das unserer engsten Angehörigen 
kümmern, sondern auch für hilfebedürf-
tige Mitmenschen sorgen; ganz gleich, 
ob sich diese Selbstverständlichkeit aus 
religiösem Gebot oder aus humanis-
tischer Überzeugung speist. Dass der 
hilfebedürftige Mensch heutzutage ein 
Recht auf die Mitsorge der Gemeinschaft 
hat, ist eine wichtige Errungenschaft 
des modernen Sozialstaates. Im gleichen 
Zug kann die Gemeinschaft erwarten, 
dass sich die Menschen ihren eigenen 
Möglichkeiten und Fähigkeiten entspre-
chend in die Gesellschaft einbringen. Erst 
dieses Wechselspiel zwischen Eigen-
verantwortung und Fürsorge ermög-
licht gesellschaftliche Solidarität. Das 
Vertrauen darauf, dass man die Hilfe 
der Gesellschaft erhalten wird, wenn 
man sie braucht, macht das Zahlen 
von Steuern und Beiträgen für jeden 
Einzelnen akzeptabel. Wenn allerdings 
der Eindruck entsteht, dass der Beitrag 
anderer Menschen deutlich unter deren 
Möglichkeiten liegt oder dass die eigene 
Lebensleistung vom Sozialsystem un-
berücksichtigt bleibt, dann wird dieses 
Vertrauen brüchig. Deshalb setzen wir 
uns auf Bundesebene nicht nur für ein 
gerechteres Steuersystem, sondern auch 
für die Grundrente ohne Bedürftigkeits-
prüfung ein. Wer mindestens 35 Jahre 
lang gearbeitet hat, hat Anspruch auf 
eine höhere Rente als den arbeitsunab-
hängigen Grundsicherungsbetrag. 

So werden niedrige Löhne nicht zur 
Armutsfalle im Alter, und Teilzeit, Erzie-
hungs- und Pflegezeiten werden besser 
berücksichtigt.

	Vorsorgende  
	Sozialpolitik:  
	Armuts- 
	risiken 
	verhindern 
Sozialpolitik ist für uns mehr als jeder 
andere Bereich ein Querschnittsthema. 
Sie berührt die Bildungspolitik, wo es 
darum geht, Herkunftsnachteile abzu-
bauen und alle Kinder mit den Fähig-
keiten auszustatten, die ein eigenver-
antwortliches Leben braucht. Sie wirkt 
in die Wirtschaftspolitik hinein, wenn 
mit Lohnkostenzuschüssen an Arbeit-
geber langzeitarbeitslose Menschen 
eine neue Basis für ein eigenverant-
wortliches Leben erhalten. Ganz gleich, 
ob Energiepolitik, Wohnungspolitik, 
Kulturpolitik – in allen Bereichen gilt es, 
ein Augenmerk darauf zu halten, dass 
Lasten sozial gerecht verteilt werden 
und Teilhabe für alle möglich ist. Kinder-
geld und Rente, Krankenversicherung, 
Sozialhilfe und Pflege: Der größte Teil 
sozialpolitischer Entscheidungen im 
engeren Sinne wird auf der Bundesebene 
getroffen. Die Bundesländer und Kom-
munen sind nur für die Ausführung der 

entsprechenden gesetzlichen Regelun-
gen zuständig. Doch das Wörtchen „nur“ 
ist irreführend: Es braucht einerseits 
leistungsfähige Strukturen, um sozialpo-
litische Maßnahmen so umzusetzen, dass 
sie den einzelnen Menschen wirklich eine 
Hilfe sind. Diese Strukturen zu schaffen, 
zu sichern und mit genügend Personal 
auszustatten, ist eine enorm wichtige 
Aufgabe. Und andererseits können das 
Land und die Kommunen sehr viel im prä-
ventiven Bereich tun, um soziale Risiken 
gar nicht erst entstehen zu lassen oder 
zumindest abzufedern. Einen schwachen 
Staat können sich nur Reiche leisten. 
Die Kürzungspolitik der CDU/FDP-Re-
gierung in den Jahren 2009 bis 2014 hat 
gezeigt, wie sehr dieser Satz stimmt. Der 
damit verbundene Abbau an Personal 
und finanzieller Unterstützung traf 
den Sozialbereich in besonderer Weise: 
Suchtberatung und Jugendhilfe wurden 
gekürzt, der Kommunal-Kombi für Lang-
zeitarbeitslose abgeschafft, die Mittel 
für Freiwilligendienste halbiert, jene für 
Selbsthilfegruppen gestrichen. Unser 
erstes Ziel der vergangenen Wahlperiode 
war es deshalb, die Kürzungen im Sozi-
albereich rückgängig zu machen und die 
Schäden zu reparieren. Das ist gelungen. 
In vielen Bereichen leistet der Freistaat 
Sachsen heute mehr als je zuvor. Wir ha-
ben die Suchtberatung und -prävention 
sowie die sozialpsychiatrischen Dienste 
gestärkt, die Mittel für Gewaltschutz und 
Konfliktberatung erhöht, Integration 
und Inklusion zu Schwerpunktthemen im 
Haushalt gemacht und den so wichtigen 
Bereich der Pflege auf die Tagesordnung 
gehoben.

Für frühe Hilfen und den präventiven 
Kinderschutz stehen im Freistaat Sachsen 
seit unserem Regierungsantritt deutlich 
mehr Mittel zur Verfügung, ebenso für 
die Jugendhilfe, die Familienberatung, für 
die Integration zugewanderter Menschen 
und für Gleichstellungsprojekte. Mit dem 
Ausbau der Betreuungsqualität in unse-
ren Kindertagesstätten, der Schulsozial-
arbeit in vielen sächsischen Schulen, mit 
der Einführung des Programms Sozialer 
Arbeitsmarkt oder auch der besseren 
Unterstützung der Freiwilligendienste 
haben wir in Sachsen feste sozialpoliti-
sche Strukturen aufgebaut. Es sind uns 
außerdem wichtige Schritte gelungen, 
um die faire Bezahlung der in all diesen 
Bereichen tätigen Fachkräfte zu sichern.

SOZIALBERICHTERSTATTUNG
FORTFÜHREN

Auf unser Drängen hin hat Sachsen in 
dieser Legislaturperiode endlich eine 
Sozialberichterstattung eingeführt. Nun 
ist es möglich, strukturelle Probleme zu 
identifizieren und systematische Lösun-
gen zu ihrer Bearbeitung auf den Weg 
zu bringen. Die gesammelten Daten 
werden regelmäßig aktualisiert und 
helfen nicht nur dem Freistaat Sachsen, 
seine sozialpolitischen Maßnahmen 
wirksamer zu gestalten, sondern geben 
auch vielen Trägern der Kinder-, Jugend- 
und Altenhilfe sowie den sächsischen 
Gemeinden wertvolle Hinweise auf 
künftige Handlungsschwerpunkte. 
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Wir werden die Sozialberichterstat-
tung fortführen, weiter regionalisieren 
und zur Grundlage für die Zuweisung 
besonderer finanzieller Unterstützung 
machen.

TARIFGERECHTE BEZAHLUNG
UND ERHÖHUNG DES
MINDESTLOHNS

Armut ist ein soziales Risiko, das sich 
mit kluger Politik oftmals vermeiden 
lässt. Nicht ohne Grund setzen wir uns 
für Flächentarifverträge und sozialver-
sicherungspflichtige Beschäftigungs-
verhältnisse ein, um drohende Alters-
armut abzuwenden. Die Einführung des 
gesetzlichen Mindestlohns war gerade 
für sächsische Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer ein großer Erfolg. Fast die 
Hälfte aller sächsischen Unternehmen 
hat die Löhne infolge der Mindestlohn-
einführung erhöht. Wir setzen uns für 
eine perspektivische Anhebung des 
Mindestlohns auf 12 Euro pro Stunde 
ein. Wir verfolgen in Sachsen weiterhin 
das Ziel, dass die Personalkostenför-
derung von Projekten im Sozialbereich 
an eine geregelte tarifliche Bezahlung 
gebunden wird.

UNBEFRISTETE BESCHÄFTI-
GUNGSVERHÄLTNISSE
AUSBAUEN

In einer Gesellschaft, die häufig „Erfolg“ 
darüber definiert, wie viel Profit man für 
sein Unternehmen macht, hat die Soziale 

Arbeit nicht den Stellenwert, den sie 
verdient. Dabei brauchen wir diese Fach-
kräfte dringend. Unser Beitrag muss 
dabei sein, die Arbeits- und Förderbe-
dingungen zu verbessern. Befristete 
Beschäftigungsverhältnisse sind nicht 
nur ein fortwährendes Armutsrisiko. Sie 
machen es gerade auch vielen jungen 
Menschen schwer, Lebensplanung zu 
betreiben und eine Familie zu gründen. 
Wir setzen uns für die Abschaffung 
sachgrundloser Befristungen ein. Das 
gilt auch und besonders für die Arbeits-
verhältnisse im öffentlichen Dienst. Mit 
der Einführung mehrjähriger Förderun-
gen werden wir den Ausbau unbefris-
teter Beschäftigung im Sozialbereich 
deutlich voranbringen.

CHANCENGLEICHHEIT
HERSTELLEN

Prävention setzt so früh wie möglich 
an. Mit dem Programm „Kinder stärken“ 
erhalten jene Kinderkrippen und Kinder-
gärten zusätzliches Personal, in denen 
viele Kinder mit Schwierigkeiten in ihrer 
Lebenssituation zu kämpfen haben. So 
werden Kinder aus einkommensschwa-
chen Verhältnissen, mit Migrationshin-
tergrund oder Entwicklungsrückständen 
besonders gefördert. Wir werden diesen 
Ansatz weiter ausbauen und die Da-
ten der Sozialberichterstattung dafür 
nutzen.

BILDUNGSNACHTEILE
ABBAUEN

Bei der Weiterentwicklung unseres 
Schulsystems legen wir viel Wert dar-
auf, Herkunftsnachteile zu überwinden 
und Bildung chancengerecht zu gestal-
ten. Auch aus diesem Grund setzen wir 
uns für die Einführung der Gemein-
schaftsschule ein. Mit den Programmen 
„Schulsozialarbeit“ und „Schulassistenz“ 
geben wir dabei besondere Unterstüt-
zung in solche Schulen, in denen viele 
Kinder aus einkommensschwachen 
Familien lernen. Wir werden diese Pro-
gramme weiter ausbauen.

ALLEINERZIEHENDE
BESSER UNTERSTÜTZEN

Alleinerziehende Mütter und Väter tra-
gen die alleinige Verantwortung für ihre 
Kinder. Ihnen wollen wir daher verstärkt 
unter die Arme greifen. Dies ist insofern 
wichtig, weil mehr als 40 Prozent der 
Alleinerziehenden in Deutschland auf 
Grundsicherungsleistungen angewie-
sen sind. Als eine Ursache kann hierfür 
angeführt werden, dass die Betreuungs-
zeiten von Kita und Schule oft nicht zu 
den vorhandenen Arbeits- und Ausbil-
dungsangeboten passen. Wir werden 
deshalb alleinerziehende Eltern in 
besonderem Maße unterstützen. Neben 
mehr Betreuungsangeboten zu Tages-
randzeiten wollen wir Alleinerziehenden 
auch bei der Schulwahl mehr Möglich-
keiten einräumen, damit sie Schulen mit 
geeigneten Betreuungszeiten wählen 

können. Bildung und Betreuung muss 
insbesondere für Alleinerziehende, die 
die alleinige finanzielle Last der Familie 
zu schultern haben, kostenfrei sein. Ein 
wichtiges Vorhaben ist daher auch die 
Einführung eines kostenfreien Schülerti-
ckets. Wir wollen sachsenweit Angebote 
etablieren, die die besonderen Bedürf-
nisse von Alleinerziehenden bei Schul-
abschluss, Ausbildung, Studium und 
Rückkehr in den Beruf berücksichtigen. 
Dafür bedarf es eines Programms zur 
Förderung der beruflichen Qualifikation 
Alleinerziehender. Zudem wollen wir das 
Landeserziehungsgeld abschaffen und 
die freigewordenen Ressourcen gezielt 
nutzen. Dieses bindet jährlich 18 Millio-
nen Euro, die mit der Gießkanne an alle 
Eltern ausgezahlt werden, die ihr Kind 
im zweiten und/oder dritten Lebensjahr 
zuhause betreuen. Unser Ziel ist es, 
zukünftig diese Mittel bewusst nur für 
Eltern zu nutzen, die sich in der Ausbil-
dung oder dem Studium befinden oder 
alleinerziehend sind. Gerade für alleiner-
ziehende Eltern ist der Wiedereinstieg in 
den Beruf schwer. Mittels dieser Un-
terstützung möchten wir insbesondere 
die Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
sowie die berufliche Qualifizierung und 
Ausbildung fördern.

DEN KINDERSCHUTZ
STÄRKEN

Auch in der digitalen Welt sind Kinder 
und Jugendliche immer mehr zu Hause 
und die Hilfsangebote kommen dort 
noch zu kurz. 



8 2 	 8 3

Frühwarnsysteme, digitale Beschwer-
destellen oder gar Polizeidienststellen 
fehlen oder sind ausbaufähig. Als Sozial-
demokratinnen und Sozialdemokraten 
ist uns aber Schutz ein besonderes 
Anliegen. Erst recht, wenn es um die 
Kleinsten unserer Gesellschaft geht. Wir 
möchten eine/n unabhängige/n Landes-
kinderschutzbeauftragte/n einsetzen, 
die/der sich ressort- und strukturüber-
greifend für den Schutz von Kindern 
und Jugendlichen vor sexualisierter Ge-
walt und Missbrauch einsetzt. Vorbild 
für diese zu schaffende Stelle kann die 
Stelle des Unabhängigen Beauftragten 
für Fragen des sexuellen Kindesmiss-
brauchs sein.

GEWALTSCHUTZ
AUSBAUEN

Wir müssen staatliche Schutzeinrich-
tungen auf- und ausbauen, um Frauen 
und Mädchen vor nicht selten lang 
andauernden und sich wiederholenden 
Gewalterfahrungen zu bewahren. Die 
Lücken im Hilfenetz müssen dringend 
geschlossen werden. Wir setzen uns 
dafür ein, dass in jedem Landkreis und 
jeder kreisfreien Stadt eine Schutzein-
richtung für Frauen und Kinder einge-
richtet wird. Die vorhandenen Einrich-
tungen müssen konsequent barrierefrei 
ausgebaut und finanziell besser aus-
gestattet werden. Auch der Personal-
schlüssel ist deutlich abzusenken (von 
8:1 auf 4:1). Zudem braucht es flächen-
deckende Beratungsstrukturen in Form 
der Interventions- und Koordinierungs-
stellen. In jedem Landkreis und jeder 

kreisfreien Stadt ist eine Interventions- 
und Koordinierungsstelle mit zwei Voll-
zeitstellen vorzuhalten, die neben der 
Beratungs- und Netzwerkarbeit auch 
die Schulungen der Polizei zum Thema 
„Häusliche Gewalt“ leistet. Den Aufbau 
von Männerschutzeinrichtungen, von 
Gleichstellungsministerin Petra Köpping 
initiiert, begrüßen wir. Nach der Eva-
luation dieser Modellprojekte werden 
wir uns dafür stark machen, dass das 
Angebot flächendeckend ausgebaut 
und finanziell analog zu den Frauen-
schutzeinrichtungen ausgestattet wird. 
Auch die Beratungsangebote für Opfer 
sexualisierter Gewalt müssen dringend 
ausgebaut werden. Die anonymisierte 
Spurensicherung wird überall einge-
führt und das medizinische Personal für 
diese Fälle entsprechend geschult.

	Medizinische  
	Versorgung  
Wir setzen uns für eine wohnortnahe, 
qualitativ hochwertige und bezahlbare 
medizinische Versorgung für alle Bevöl-
kerungsgruppen ein. Gesundheitsver-
sorgung ist öffentliche Daseinsvorsorge. 
Deshalb ist der Staat in der Verantwor-
tung. Das Vertrauen auf Markt und 
Wettbewerb allein führt dazu, dass 
„nicht-lukrative“ Regionen und Patien-
tengruppen deutlich schlechter versorgt 
werden. 

Deshalb wollen wir im Zusammenwir-
ken mit Kommunen, Kassenärztlicher 
Vereinigung und Kranken- bzw. Pflege-
kassen regional abgestimmte Lösungs-
ansätze unterstützen, um die flächende-
ckende Versorgung zu sichern.

MEHR PFLEGEKRÄFTE
UND INVESTITIONEN FÜR
KRANKENHÄUSER

Sachsen leistet inzwischen hohe Unter-
stützung bei der Finanzierung von 
Krankenhausinvestitionen. Wir wollen 
diese Investitionen und auch die Zah-
lung der pauschalen Stärkungsmittel 
fortführen. In der Aus- und Fortbildung 
des medizinischen Personals wollen wir 
einen Schwerpunkt auf die Bekämpfung 
von Krankenhausinfektionen legen. 
Und auch weiterhin ist uns die Verbes-
serung der Arbeitsbedingungen für die 
Beschäftigten in den Krankenhäusern, 
insbesondere im nichtärztlichen Dienst, 
ein großes Anliegen.

FLÄCHENDECKENDE
MEDIZINISCHE VERSORGUNG 
GEWÄHRLEISTEN

Für uns ist klar: Eine gute medizinische 
Versorgung muss im gesamten Freistaat 
Sachsen gewährleistet sein – in den 
großen Städten und in den ländlichen 
Räumen gleichermaßen. In den Modell-
regionen Marienberg und Weißwasser 
werden derzeit wichtige Zukunftsvisio-
nen für die ländlichen Räume geprüft: 

Hier werden bereits jetzt ambulante 
und stationäre Einrichtungen miteinan-
der vernetzt, Portalpraxen und Medizi-
nische Versorgungszentren eingerichtet 
und Mobilitätslösungen für Patienten 
gefunden, um eine rasche und qualitativ 
hochwertige medizinische Versorgung 
aller Einwohnerinnen und Einwohner 
zu sichern. Die guten Erfahrungen aus 
diesen Modellregionen zu „sektorüber-
greifender“ und umfassender Ver-
sorgung wollen wir auf ganz Sachsen 
ausdehnen.

„POLIKLINIK PLUS“ ALS
ZUKUNFTSMODELL

In unserem Modell der „Poliklinik Plus“ 
arbeiten neben Ärztinnen und Ärzten 
weitere Gesundheitsberufe, Pflegekräf-
te, Arztassistenten und Apothekerinnen. 
Die Patientinnen und Patienten finden 
durch die „Poliklinik Plus“ vieles für 
ihre Gesundheit unter einem Dach. Für 
junge Ärztinnen und Ärzte ist die „Poli-
klinik Plus“ ein Anreiz für einen sicheren 
Berufseinstieg in einem Angestellten-
verhältnis. Dafür wollen wir Städte, 
Gemeinden und Kommunen beim 
Aufbau und beim Betrieb neuer „Poli-
kliniken Plus“ finanziell unterstützen. 
Denn sie sind gerade in den ländlichen 
Regionen eine gute Möglichkeit, um die 
medizinische Versorgung zu sichern und 
verbessern.
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HEBAMMENGELEITETE
KREISSSÄLE 

Trotz steigender Geburtenzahlen be-
finden sich die Geburtshilfe und auch 
das Berufsbild der Hebamme in der 
Bundesrepublik zunehmend in einer 
Krise: Immer mehr freiberufliche Heb-
ammen geben ihre Tätigkeit vor allem 
aufgrund der steigenden Haftpflichtbei-
träge auf. Die Wahlfreiheit der Schwan-
geren, wie sie ihr Kind zur Welt bringen 
wollen, wird dadurch beschnitten. Eine 
Möglichkeit, dieser Entwicklung ent-
gegenzuwirken, könnte die Etablierung 
von Hebammenkreißsälen sein. Dabei 
handelt es sich um Geburtshäuser in 
der Klinik. Natürliche Geburten werden 
hier allein von Hebammen geleitet. Im 
Freistaat Sachsen setzen wir uns für 
ein Modellprojekt zur Schaffung von 
hebammengeleiteten Kreißsälen ein. 
Mit einem wissenschaftlich begleiteten 
und evaluierten Modellprojekt sollen 
Ableitungen getroffen werden, ob und 
wie hebammengeleitete Kreißsäle in 
die Krankenhaus-Regelstrukturen im 
Freistaat Sachsen eingebunden werden 
können.

VERSORGUNG VON
MENSCHEN MIT
PSYCHISCHEN STÖRUNGEN
VERBESSERN

Die Versorgung von Menschen mit 
psychischen Störungen in Sachsen ist 
schlecht. 

Lange Wartezeiten für eine ambulante 
Psychotherapie, die zu einer Chronifizie-
rung der Störungen und langen Ausfall-
zeiten in Beruf, Ausbildung und in der 
Sorge für Kinder und Angehörige führen 
können, bestimmen den Alltag der 
Patientinnen und Patienten. Der Zugang 
zu Behandlungsmöglichkeiten muss 
schnell und zuverlässig möglich sein. 
Insbesondere Menschen, die von Alko-
hol- oder Drogenabhängigkeit betroffen 
sind, brauchen dabei eine schnelle und 
konstante psychotherapeutische und 
auch sozialpädagogische Betreuung. Wir 
setzen uns deshalb dafür ein, gemein-
sam mit der Kassenärztlichen Vereini-
gung in Sachsen das Angebot für eine 
ambulante Psychotherapie durch die 
Schaffung von mehr Therapieplätzen 
und damit die Erhöhung der für psycho-
logische Psychotherapeuten verfügba-
ren Kassensitze zu verbessern.

VORHANDENE STRUKTUREN
NUTZEN UND ERGÄNZEN

Wir wollen in enger Abstimmung mit 
den Kommunen und nach den Bedürfnis-
sen der Bevölkerung neue Wege finden, 
um bereits vor Ort vorhandene Struk-
turen wie beispielsweise Einrichtungen 
der Tagespflege für eine gesundheitliche 
Versorgung der Bevölkerung mitnutzen 
zu können. Hierfür braucht es Aufbau-, 
Kooperations- und Finanzierungslösun-
gen, bei denen der zusätzliche Einsatz 
von Versorgungsassistenten, Gesund-
heitspflegern und Sozialfachkräften 
solchen Einrichtungen ermöglicht, neben 

ihren Kernaufgaben zusätzliche regional 
notwendige Angebote bereitzustellen.

GESUNDHEITSPOLITISCHE
VERSORGUNGSPLANUNG
AUFSTELLEN

Um weiteren medizinischen Versor-
gungsengpässen vorzubeugen und der 
Akademisierung in den Gesundheits- 
und Pflegeberufen Rechnung zu tragen, 
wollen wir mit allen Akteuren für eine 
umfassende gesundheitspolitische Ver-
sorgungsplanung zusammenarbeiten. 
Dabei wollen wir auch die Erkenntnisse 
der sächsischen Sozialberichterstattung 
berücksichtigen. Mit Blick auf einen 
hohen Praxisanteil während der akade-
mischen Ausbildung schaffen wir duale 
Studiengänge für Hebammen oder in der 
Pflege. Dabei hilft die Weiterentwicklung 
der Berufsakademie Sachsen zur Dualen 
Hochschule. In einer angepassten „Hoch-
schulentwicklungsplanung 2025“ werden 
wir auch die Idee eines Gesundheitscam-
pus in Leipzig aufgreifen.

MEHR ARZTASSISTENTINNEN 
UND ARZTASSISTENTEN

An der Berufsakademie Plauen haben 
wir einen neuen Studiengang aufgelegt: 
die Arztassistenz, den sogenannten 
„physician assistant“. Das Programm ist 
sehr gut angelaufen. Die Bachelor-Stu-
dierenden stehen nach drei Jahren für 
die Entlastung und Unterstützung des 
ärztlichen Fachpersonals bereit. Durch 

die dualen Studienbedingungen – also 
die Verzahnung von Theorie und Pra-
xis – können sich junge Menschen an 
ihren Arbeits- und Wohnort binden. Wir 
wollen 30 zusätzliche duale Studienplät-
ze „physician assistant“ an der Berufs-
akademie Sachsen am Standort Plauen 
einrichten, die vom Freistaat Sachsen 
finanziert werden.

DAS MEDIZINSTUDIUM
REFORMIEREN

Der „Masterplan Medizinstudium 2020“ 
wurde entwickelt, um die Ausbildung 
der Medizinerinnen und Mediziner 
praxisnäher und patientenorientierter 
zu gestalten. Darin finden sich viele 
Punkte, die auch beim Thema Hausarzt-
versorgung helfen. Durch die Aufwer-
tung der Allgemeinmedizin kann die 
Attraktivität des Berufsbildes verbessert 
werden. Deswegen soll der Master-
plan auch in Sachsen schnellstmöglich 
umgesetzt werden. Die Universitäten 
werden wir dafür mit zusätzlichen 
zweckgebundenen Mitteln unterstützen. 
Für das Praktische Jahr (PJ) wollen wir 
einen Mindest-Vergütungsbetrag fest-
setzen und einen Sonderzuschlag für den 
ländlichen Raum einführen.

DEN HAUSARZTBERUF
ATTRAKTIVER MACHEN

Mit dem „Netzwerk Ärzte für Sachsen“, 
den sächsischen Hausarztstipendien 
sowie der Förderung von Telemedizin 
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unternimmt der Freistaat bereits heute 
einiges, um die medizinische Versorgung 
in den ländlichen Regionen zu verbes-
sern. Die Sicherstellung der flächen-
deckenden Grundversorgung mit 
Hausärztinnen und Hausärzten wird in 
den nächsten Jahren bundesweit eine 
besonders große Herausforderung. Hier 
ist es zum einen nötig, die Attraktivität 
der Facharztausbildung für Allgemein-
medizin zu stärken und die Arbeits- und 
Abrechnungsbedingungen weiter zu 
verbessern. Zum anderen wollen wir 
neue Praxisformen wie Tandempraxen 
oder auch Zweigpraxen, die tageweise 
betreut werden, fördern und die Mög-
lichkeiten zur Beschäftigung im Ange-
stelltenverhältnis ausdehnen.

STÄRKUNG VON
TELEMEDIZIN UND E-HEALTH

Mit dem Voranschreiten des Breitband-
ausbaus gelingt es endlich auch, die 
Weiterentwicklung der Telemedizin in 
Sachsen voranzutreiben. In den letzten 
Jahren hat der Freistaat hier zahlreiche 
Projekte angeschoben, so beispielsweise 
zum häuslichen Patientenmonitoring, zur 
Tele-Sprechstunde und zur arztentlasten-
den, gemeindenahen, E-Health-gestütz-
ten systemischen Intervention (AGnES), 
die es nun in die Fläche zu bringen gilt.

ELEKTRONISCHE
GESUNDHEITSKARTE FÜR
GEFLÜCHTETE

Wir werden für geflüchtete Menschen, 
die nach Sachsen kommen, eine gute 
medizinische Versorgung sicherstellen 
und die derzeitige Bürokratie abbauen. 
Dafür schließen wir mit einer geeigne-
ten Krankenkasse einen Rahmenvertrag 
zur Einführung einer elektronischen 
Gesundheitskarte für Geflüchtete im 
Asylverfahren.

	Gute Pflege 
Zur guten medizinischen Versorgung 
gehört auch eine gute Betreuung im 
Pflegefall. In diesem Bereich werden die 
Herausforderungen in den kommenden 
Jahren besonders groß sein. Deshalb 
haben wir im Landtag die Enquete-Kom-
mission „Sicherstellung der Versorgung 
und Weiterentwicklung der Qualität in 
der Pflege älterer Menschen im Freistaat 
Sachsen“ eingerichtet. In ihr wurden mit 
Hilfe zahlreicher Sachverständiger die 
Situation pflegebedürftiger Menschen 
in Sachsen analysiert, Probleme heraus-
gearbeitet und Strategien zur Verbesse-
rung der Situation entwickelt. Diese gilt 
es nun umzusetzen. Mit der Einrichtung 
von Pflegebudgets und Pflegekoordina-
toren sowie der Novellierung des Sächsi-
schen Betreuungs- und Wohnqualitäts-
gesetzes haben wir bereits erste Schritte 
unternommen.

PFLEGENDE ANGEHÖRIGE
BESSER UNTERSTÜTZEN

Mehr als 200.000 Menschen in Sachsen 
sind pflegebedürftig. Der überwie-
gende Teil von ihnen wird durch die 
eigenen Angehörigen gepflegt. Pflegen-
de Angehörige leisten Enormes, sind 
oftmals Einzelkämpfer und verzichten 
auf viel, um ihre Lieben zu versorgen. 
Es ist uns wichtig, für sie Anerkennung, 
Wertschätzung und Unterstützung zu 
organisieren. Die von uns eingeführten 
Pflegekoordinatoren helfen, die Pflege 
im eigenen Wohnumfeld zu organisie-
ren. Wir wollen die dafür eingerichteten 
Pflegebudgets der Kommunen flächen-
deckend erhöhen.

PFLEGE MUSS
BEZAHLBAR SEIN

Wir setzen uns für die Einführung 
einer Pflegevollversicherung ein. Pflege 
darf nicht zum finanziellen Risiko für 
Gepflegte und Angehörige werden. 
Momentan führen qualitative Verbesse-
rungen in der Pflege und für die Pflege-
kräfte zu stark steigenden Eigenanteilen 
der Gepflegten. Eine kurzfristige Lösung 
zur Entlastung der Pflegebedürftigen 
ist für uns ein Pflegewohngeld. Damit 
können Bewohnerinnen und Bewohner 
in Pflegeheimen einen Zuschuss für ihre 
Kosten beantragen.

EINEN FLÄCHENTARIFVERTRAG
PFLEGE VERHANDELN

Die Pflegekräfte in Sachsen leisten viel 
und schultern dabei große Verantwor-
tung. Ihre körperlich und psychisch 
schwere Arbeit muss unserer Gesell-
schaft mehr wert sein. Dabei geht es 
um eine gerechte Bezahlung, genauso 
aber um bessere Arbeits- und Rahmen-
bedingungen. Sollte kein bundesein-
heitlicher Tarifvertrag für die Pflege 
erreicht werden, werden wir uns dafür 
einsetzen, dass Sachsen einen Landes-
tarifvertrag Pflege erhält, ausgehandelt 
von den Tarifpartnern und allgemein-
verbindlich erklärt vom Land. Nur so 
wird es gelingen, die Attraktivität des 
Berufes zu erhöhen.

MEHR AUSZUBILDENDE
IN DER PFLEGE GEWINNEN

Mit der Schulgelderstattung für Auszu-
bildende in den Pflegeberufen haben 
wir bereits vor drei Jahren einen ersten 
Schritt unternommen, um die Aus-
bildung zu verbessern. Jetzt wird die 
Ausbildung ganz kostenfrei. Notwendig 
ist aber auch hier ein tarifvertraglicher 
Anspruch auf eine faire Entlohnung so-
wie verlässliche und familienfreundliche 
Arbeitszeiten, um so mehr Fachkräfte-
nachwuchs zu gewinnen.
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EIN LANDESPFLEGEGESETZ
FÜR KLARHEIT UND
TRANSPARENZ

Alle rechtlichen Regeln und Anforde-
rungen im Bereich der Pflege wollen wir 
künftig in einem Landespflegegesetz 
bündeln. Ein solches Landespflegege-
setz kann klare und effektive Verwal-
tungs- und Dokumentationspflichten 
schaffen. Das ist nötig, denn Missstände 
in der Pflege führen zu einem enormen 
Vertrauensverlust. Die Einrichtung einer 
Vertrauensstelle, an die sich Pflegende, 
Gepflegte und Angehörige wenden 
können, hilft dabei, Transparenz herzu-
stellen.

DIE PFLEGEKOORDINATOREN 
STÄRKEN

Es ist der Wunsch vieler Menschen, im 
Alter so lange wie möglich selbständig 
in ihrer eigenen Wohnung zu leben. 
Mit zusätzlichen Fördermitteln für den 
altersgerechten und barrierefreien 
Umbau von Wohnraum haben wir hier 
mehr Möglichkeiten geschaffen. Dafür 
muss das Unterstützungsnetzwerk vor 
Ort aber gut zusammenarbeiten und 
funktionieren. Aus diesem Grund haben 
wir die Pflegekoordinatoren eingeführt 
und sie mit einem Budget ausgestattet. 
Ihre Stellung wollen wir weiter stärken.

INNOVATIVE PROJEKTE
AUF DEN WEG BRINGEN

Wir wollen auch in Sachsen Angebote 
nach dem niederländischen Buurt-
zorg-Modell einrichten und fördern. 
Dieses Modell hat das Ziel, die Patien-
tinnen und Patienten so zu beraten 
und zu begleiten, dass viele Aspekte 
ihrer Unabhängigkeit erhalten bleiben 
oder gestärkt werden. Für den hierbei 
nötigen Aufbau eines individuellen 
Pflegenetzwerkes können die Pfle-
gekoordinatoren eine große Hilfe sein. 
Innovative Projekte wollen wir auch für 
die zunehmende Zahl von pflegebe-
dürftigen Menschen fördern, die schon 
immer offen mit ihrer sexuellen Orien-
tierung oder geschlechtlichen Identität 
gelebt haben. Auch in der Pflege haben 
sie ein Recht auf Schutz vor Diskriminie-
rung und einen sensiblen sowie wert-
schätzenden Umgang. Wir fordern eine 
Verankerung entsprechender Inhalte 
in der Aus-, Fort- und Weiterbildung 
nach dem niederländischen Vorbild 
des Regenbogenschlüssels. Im Rahmen 
eines Modellprojekts wollen wir nach 
dem Beispiel Nordrhein-Westfalens eine 
Fachberatung für gleichgeschlechtliche 
Lebensweisen in der offenen Senior*in-
nenarbeit in Sachsen einrichten, um die 
Sichtbarkeit der älteren Lesben- und 
Schwulengeneration zu stärken und 
für das Thema gleichgeschlechtliche 
Lebensweisen zu sensibilisieren.

	Gesundheits-  
	förderung 
	und 
	Prävention 
Die Erhaltung der Gesundheit ist nicht 
nur eine individuelle Angelegenheit. 
Viele Aspekte des täglichen Lebens 
werden durch politische Entscheidungen 
im Land und in den sächsischen Städten 
und Gemeinden mitbestimmt – und 
haben einen förderlichen oder schäd-
lichen Einfluss auf die Gesundheit der 
Menschen. Von der Gestaltung des öf-
fentlichen Raumes über die Einrichtung 
eines sicheren Radwegenetzes bis hin zu 
zusätzlichen Bewegungsangeboten an 
Kindertageseinrichtungen und Schulen 
gibt es zahlreiche Möglichkeiten, gesun-
de Lebensweisen für alle attraktiver zu 
machen.

BEWEGUNGSFÖRDERUNG
AUSBAUEN UND STÄRKEN

Die Förderung des organisierten Sports 
ist für uns eine wichtige Maßnahme 
der gesundheitlichen Vorsorge. Wir 
wollen ein Sportfördergesetz verab-
schieden, mit welchem die Vereine eine 
langfristige Finanzierungssicherheit 
erhalten. Einen wesentlichen Beitrag 
zur Bewegungsförderung leistet auch 
die Gestaltung des öffentlichen Raumes 
in unseren Städten und Gemeinden. 

Deshalb setzen wir uns beispielsweise 
für den Ausbau sicherer Radwegenetze, 
öffentlicher Grün- und Sportflächen und 
die Förderung des Naturschutzes ein. In 
unseren Schulen wollen wir das Konzept 
der „Bewegten Schule“ breit umsetzen, 
damit körperliche Bewegung auch über 
den Sportunterricht hinaus zum Be-
standteil des Schulalltags wird.

DEN ARBEITSSCHUTZ WEITER
VERBESSERN

Immer mehr Menschen in unserer 
Gesellschaft leiden unter psychischen 
Belastungen und Störungen. Bei Arbei-
tenden sind ungünstige und belastende 
Arbeitsbedingungen ein wichtiger 
Grund dafür. Wir wollen deshalb der 
Förderung von psychischer Gesundheit 
einen höheren Stellenwert in der sächsi-
schen Arbeitsschutz-Allianz einräumen.

UNSERE SCHULEN
KINDGERECHT GESTALTEN

Untersuchungen zufolge leiden bis zu 
20 Prozent aller Schülerinnen und Schü-
ler an psychischen Störungen, die Hälfte 
aller Kinder klagt über regelmäßige 
Kopfschmerzen. Das gegliederte Schul-
system mit seiner frühen Trennung in 
Oberschule und Gymnasium hat daran 
einen Anteil, denn es sorgt schon in den 
Grundschulen für einen hohen Leis-
tungsdruck. Auch deshalb setzen wir 
uns für das längere gemeinsame Lernen 
und die Gemeinschaftsschule ein. 
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Einen wesentlichen Beitrag zur Entwick-
lung von Selbstvertrauen und Resilienz 
leisten außerdem Methoden des indi-
vidualisierten und schülerorientierten 
Unterrichts, deren verstärkten Einsatz 
wir mit unseren langfristigen Zielen 
zur inhaltlichen Weiterentwicklung von 
Schulen erreichen wollen.

SUCHTPRÄVENTION UND
SUCHTHILFE STÄRKEN

Alkohol- und Drogenabhängigkeit ver-
ursachen viel Leid – bei Betroffenen wie 
Angehörigen. Deshalb wollen wir die 
Einrichtungen der Suchtprävention und 
Suchthilfe weiter stärken. Wichtig sind 
uns dabei insbesondere schnelle und 
zuverlässige Hilfesysteme für betroffene 
Jugendliche und Kinder – sei es aufgrund 
eigener Alkohol- oder Drogenabhängig-
keit oder Suchtbelastung in der Familie. 
Ein starkes Augenmerk muss dabei auf die 
Entstehung und die Gründe von übermä-
ßigem Alkohol- und Drogenkonsum gelegt 
werden. Auch hier finden sich im Schul- 
und Arbeitsleben oftmals belastende 
Faktoren, die übermäßigen Alkohol- und 
Drogenkonsum begünstigen und dadurch 
zur Entstehung einer Abhängigkeit führen 
können. Neben der Weiterentwicklung 
von bereits bestehenden staatlichen 
Präventions- und Hilfemaßnahmen wollen 
wir rechtliche Rahmenbedingungen für 
Kommunen schaffen, die akzeptierende 
Drogenarbeit als anerkannten Bestandteil 
der öffentlichen Drogenhilfe ausbauen 
und somit das bisherige Drogenhilfesys-
tem sinnvoll ergänzen.

DIE JUGEND VOR DROGEN 
SCHÜTZEN

Wir sind davon überzeugt, dass eine 
erfolgreiche Drogenpolitik ihren 
Schwerpunkt darauf setzen muss, 
Suchtverhalten gar nicht erst entstehen 
zu lassen. Ob Menschen ein Suchtver-
halten entwickeln oder nicht, hängt 
nicht von der Verfügbarkeit des Sucht-
mittels ab, sondern von der Güte ihrer 
Lebensumstände. Das wird deutlich, 
wenn man die Suchtmittel Alkohol und 
Cannabis vergleicht: Das eine ist legal 
verfügbar, das andere nicht; mit beiden 
Drogen können Menschen einen ver-
antwortungsvollen und einen verant-
wortungslosen Umgang pflegen. Das 
vollständige Verbot von Cannabis hat 
sich als unwirksames Mittel der Such-
prävention erwiesen. Wir setzen uns 
deshalb dafür ein, dass der Besitz von 
Cannabis legalisiert, der Handel damit 
unter staatliche Kontrolle gestellt und 
die Altersgrenze für den legalen Konsum 
auf 18 Jahre festgelegt wird. Gleichzeitig 
werden wir besser aufklären und den 
Anbau, Vertrieb und die Verarbeitung 
des Suchtmittels unter strenge staat-
liche Kontrolle stellen. Die finanziellen 
Mittel, die durch die Entkriminalisierung 
eingespart und die staatliche Besteue-
rung eingenommen werden, fließen der 
Suchtprävention zu. Durch die Lega-
lisierung von Cannabis wollen wir es 
den Dealern harter Drogen wie Crystal 
schwerer machen und die Strafverfol-
gung konzentrieren.

KONSEQUENTES VORGEHEN
GEGEN CRYSTAL

Sachsen braucht ein entschiedenes Vor-
gehen gegen harte Drogen; insbeson-
dere Crystal hat sich in Sachsen in den 
letzten Jahren verbreitet. Diese Droge 
ist billig und macht in kürzester Zeit 
stark abhängig. Wir wollen die Bemü-
hungen der Staatsregierung fortsetzen 
und ausbauen. Neben dem Ausbau der 
Präventionsangebote wollen wir die An-
zahl der Therapieplätze erweitern.

GESUNDE-STÄDTE-NETZWERK 
SACHSEN

Wir wollen den ganzheitlichen Präven-
tionsgedanken weiter stärken und ein 
regionales Gesunde-Städte-Netzwerk 
in Sachsen gründen. Damit wollen wir 
den Austausch und die Kooperation 
zwischen den bereits bestehenden 
„Gesunden Städten“ stärken und weitere 
Kommunen zur Mitarbeit gewinnen. Bei 
Gesetzesvorhaben und Förderrichtlinien 
des Freistaates Sachsen wollen wir eine 
Prüfung einführen, inwieweit sie der Ge-
sundheitsförderung dienen oder diese 
zumindest nicht gefährden.

DEN VERBRAUCHERSCHUTZ 
WEITER STÄRKEN

Gesundheitsförderung und Suchtprä-
vention sind auch wichtige Bestandteile 
des Verbraucherschutzes. 

Wir brauchen einerseits mehr Personal 
bei jenen staatlichen Kontrollinstitu-
tionen, die Gesundheitsgefahren vor-
beugen und beispielsweise die Qualität 
unserer Lebensmittel und Konsumgüter 
überwachen. Und wir werden anderer-
seits die Verbraucherzentralen weiter 
stärken, damit sie bei aktuellen Ent-
wicklungen den Betroffenen Schutz und 
Beratung garantieren. Dabei denken wir 
an so unterschiedliche Themen wie die 
Entwicklung des autonomen Fahrens, 
den Missbrauch von Daten, Abmahnun-
gen und Abzocke älterer Menschen oder 
auch gesunde Ernährung.

VERHÜTUNG UND SEXUELLE
AUFKLÄRUNG

Wir streiten für das Selbstbestim-
mungsrecht der Frau. Es ist für uns da-
her selbstverständlich, dass Frauen bei 
einer ungewollten Schwangerschaft In-
formationen und Hilfe bekommen und 
die Schwangerschaft beenden können, 
wenn sie das für die beste Entscheidung 
halten. Ziel der Schwangerschaftskon-
fliktberatung muss sein, die selbstbe-
stimmte Entscheidung zu unterstützen 
und der schwangeren Frau beratend zur 
Seite zu stehen. Verhütungsmethoden, 
Methoden des Schwangerschaftsab-
bruchs und der Schutz vor sexuell über-
tragbaren Krankheiten müssen breit 
kommuniziert werden – barrierefrei und 
altersgemäß. Die Kostenübernahme für 
ärztlich verordnete Mittel und Metho-
den zur Empfängnisverhütung ist für 
Frauen und Männer sicherzustellen.
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VERBOT SOGENANNTER
KONVERSIONSTHERAPIEN

Im Jahr 1990 hat die Weltgesundheits-
organisation (WHO) Homosexualität 
aus ihrem Diagnoseschlüssel der psychi-
schen Krankheiten gestrichen. Dennoch 
gibt es noch immer Ärzte, Therapeuten 
und Organisationen, die sogenannte 
„Konversionstherapien“ oder „Repara-
tivtherapien“ anbieten, in denen betrof-
fenen Menschen suggeriert wird, dass 
sich ihre sexuelle Orientierung ändern 
ließe. 

Homosexualität ist keine Krankheit und 
deshalb auch nicht behandlungsbedürf-
tig, so die gleichlautende Einschätzung 
der Weltgesundheitsorganisation WHO, 
des Weltärztebundes und des Deut-
schen Ärztetages. Zugleich warnen 
sie vor schwerwiegenden psychischen 
Erkrankungen, die sich durch Konversi-
onstherapien entwickeln können. Wir 
unterstützen deshalb Initiativen zum 
Verbot solcher Therapien und werden 
prüfen, in welchem Umfang solche 
Angebote in Sachsen existieren und wie 
sie sich unterbinden lassen.
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	Sport und 
	Ehrenamt, 
	Kultur und 
	Medien 
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Was macht das Leben lebenswert? Auf 
diese Frage hat jeder Mensch seine 
eigenen Antworten. Die Glücksformel 
für alle gibt es nicht. Aber klar ist für 
uns: Nicht nur die auf den ersten Blick 
wichtigen und handfesten Dinge wie 
Frieden, Sicherheit, Arbeit und Bildung 
machen das Leben lebenswert. Genau-
so gehören jene Dinge, die zwar nicht 
überlebenswichtig, aber lebenswichtig 
sind, dazu: Kunst und Kultur, Sport, Spiel 
und Naturerfahrung. Alles, was wir 
unter der großen Überschrift Freizeit 
betreiben, ist für unser Mensch-Sein von 
Bedeutung. Das zeigt schon der Begriff 
Freizeit. Das ist Zeit, in der wir frei sind 
von Pflichten und Zwängen, in der wir 
frei sind, das zu tun, was uns glücklich 
macht. Ist Freizeit eine politische Frage? 
Selbstverständlich. Wir Menschen leben 
zusammen, weil wir vieles von dem, 
was unser Leben lebenswert macht, nur 
gemeinsam bewerkstelligen können. 
Frieden und Sicherheit sind Fragen des 
gesellschaftlichen Zusammenlebens - 
Kultur und Sport genauso. Und wo wir 
als Gesellschaft gemeinsam etwas be-
werkstelligen wollen, findet Politik statt. 
An dieser Stelle gehört ein kurzes Inne-
halten dazu: Es ist für uns Menschen in 
Sachsen, in Deutschland und in Europa 
ein großes Privileg, in einer Gesellschaft 
zu leben, in der Sport, Kunst und Kultur 
gesellschaftliche Aufgaben sein kön-
nen. Das kann sich unsere Gesellschaft 
leisten. Sie kann es sich leisten, weil die 
wichtigen, für uns heute selbstverständ-
lichen Dinge wie Frieden, Sicherheit, 
Ernährung, Zugang zu sauberem Wasser 
oder zu medizinischer Versorgung auf 

einem weltweit herausragenden Niveau 
verlässlich organisiert sind.

	Sportpolitik 
Der Sport verbindet uns Menschen auf 
eine einzigartige Weise. Dabei ist es ganz 
gleich, ob und in welcher Intensität wir 
ihn selbst betreiben. Er stiftet Identifika-
tion: Mit dem Team, in dem wir spielen 
oder dem Team, auf das wir halten; mit 
dem Verein des Sohnes, den Mitspielern 
der Tochter oder der Natur, in der wir uns 
bewegen. Sport vermittelt uns Respekt 
vor Leistungen, vor Herausforderungen 
und vor Gegnern. Er schärft unsere Sinne, 
schult unsere Teamfähigkeit und stärkt 
unser Selbstwertgefühl. In Sachsen gibt 
es rund 4.500 Sportvereine, in denen 
fast 700.000 Menschen gemeinsam 
Sport treiben. Sie leisten nicht nur ei-
nen enormen Beitrag zur Förderung 
der Gesundheit. Sportvereine sind auch 
wichtiger Bestandteil einer lebendigen 
Demokratie und wichtig für eine gelin-
gende Integration von Migrantinnen 
und Migranten. In ihnen übernehmen 
Menschen Verantwortung füreinander 
und für gemeinsame Ziele und Projekte. 
Sie stellen sich demokratischen Wahlen, 
schaffen geregelte Zusammenarbeit und 
sorgen für die Integration aller Mitglieder 
ins Vereinsleben. All das geschieht nahezu 
vollständig ehrenamtlich, auf der freiwil-
ligen Basis gemeinsamer Begeisterung. 
Aus all diesen Gründen ist der Sport ein 
wahrer Schatz für die Gesellschaft. Und 
förderwürdig im besten Sinne.

EIN SPORTFÖRDERGESETZ
FÜR LANGFRISTIGE
VERLÄSSLICHKEIT

Wir haben in den letzten fünf Jahren 
die Förderung des organisierten Sports 
kontinuierlich ausgebaut. Den jährlichen 
Zuschuss konnten wir von 18 Millionen 
Euro auf 24 Millionen Euro erhöhen. Da-
mit ist nun auch eine tarifgerechte Be-
zahlung der hauptamtlich Beschäftigten 
möglich. Doch Verlässlichkeit ist noch 
nicht da: Deshalb brauchen wir endlich 
ein Sportfördergesetz, das – ähnlich 
wie das erfolgreiche Kulturraumgesetz 
– eine mehrjährige Finanzierung gesetz-
lich festschreibt. Gerade in ehrenamtlich 
geprägten Strukturen ist nichts wichti-
ger als Stabilität.

PROJEKTE GEGEN
DISKRIMINIERUNG IM
SPORT FÖRDERN

Sport verbindet Menschen und über-
windet Grenzen, stiftet Identität und 
Zusammenhalt. Er kann dabei helfen 
Vorurteile abzubauen und Menschen zu 
integrieren. Wir möchten gemeinsam 
mit den sächsischen Sportverbänden die 
erfolgreichen Projekte gegen Fremden-
feindlichkeit, Antisemitismus, Sexismus, 
Homo- und Transphobie sowie die Dis-
kriminierung von Menschen mit Behin-
derung fortsetzen und intensivieren.

STABILE INVESTITIONS-
MITTEL BEREITSTELLEN

Wir haben in den letzten Jahren ein 
hohes Investitionsniveau halten können. 
Viele Sportstätten in Sachsen konnten 
saniert und ausgebaut werden. Im aktu-
ellen Doppelhaushalt stehen dafür fast 
50 Millionen Euro bereit. Darüber hinaus 
konnten zahlreiche Sportstätten durch 
Mittel aus unserem Investitionspro-
gramm „Brücken in die Zukunft“ saniert 
werden. Von unserer neuen Förderricht-
linie profitieren die Sportvereine und 
Kommunen sehr: Wir haben die Förder-
quote angehoben und auf 50 Prozent 
vereinheitlicht. Auch in den kommenden 
Jahren wollen wir für stabile Investi-
tionsmittel sorgen.

ÜBUNGSLEITERPAUSCHALE
WEITER ERHÖHEN

Das Ehrenamt füllt den Sport mit Leben. 
Wir haben deshalb die Übungsleiterpau-
schale von 250 Euro auf 350 Euro deut-
lich erhöht. Mit dem neuen Programm 
„Integration durch Sport“ sorgen wir 
außerdem für die finanzielle Unterstüt-
zung des wichtigen gesellschaftlichen 
Beitrags, den die Sportvereine erbringen. 
In den kommenden Jahren erhöhen wir 
die Übungsleiterpauschale schrittweise 
weiter auf mindestens 480 Euro, um so 
einen Gleichklang mit der Ehrenamtsför-
derung durch „Wir für Sachsen“ herzu-
stellen.
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GROSSVERANSTALTUNGEN 
UND SPORTTOURISMUS
UNTERSTÜTZEN

Einen deutlichen Mittelaufwuchs haben 
wir auch bei der Unterstützung sportli-
cher Großveranstaltungen erreicht. Statt 
rund 200.000 Euro im Jahr 2014 steht 
nun mehr als eine Million Euro für die 
Förderung zur Verfügung. Mit solchen 
Großsportereignissen schaffen wir 
Impulse für den Tourismus in unseren 
Sportregionen und erhöhen die Anzie-
hungskraft des Sportlands Sachsen. Wir 
werden den Fokus weiterhin auf den 
Wintersport legen, der in Sachsen ein 
gutes Zuhause hat.

SPITZENSPORTLERINNEN UND 
SPITZENSPORTLER
UMFASSEND UNTERSTÜTZEN

Die Förderung des Spitzensports ist 
uns wichtig, denn er hat eine große 
Strahlkraft auf die dahinter liegenden 
Breitensportstrukturen. Damit Training, 
Wettbewerbe und Berufsleben unter 
einen Hut passen, schaffen wir duale 
Karrieremöglichkeiten für Spitzensport-
lerinnen und Spitzensportler. Um den 
Zugang zum Studium zu erleichtern, 
haben wir eine Spitzensport-Profilquote 
eingeführt. Den bereits erfolgreichen 
Schulversuch zur gestreckten Fachober-
schule für Nachwuchssportlerinnen und 
-sportler weiten wir auf andere Bildungs-
gänge aus.

DEN SÄCHSISCHEN
OLYMPIASTÜTZPUNKT
STÄRKEN

Zur Förderung des Spitzensports gehört 
auch die Stärkung des sächsischen Olym-
piastützpunktes. Von 1,6 Millionen Euro 
auf 2,5 Millionen Euro konnten wir die fi-
nanzielle Ausstattung in den letzten fünf 
Jahren steigern. Wir machen uns stark für 
den „Sächsischen Weg bei der Spitzen-
sportreform“ und werden darauf achten, 
dass alle bisher geförderten Sportarten 
eine Zukunft in Sachsen haben.

GANZHEITLICHE SPORTFÖRDE-
RUNG IST AUCH
BEWEGUNGSFÖRDERUNG

Die Förderung von sportlicher Betätigung 
reicht aber über die Unterstützung des 
organisierten Sports weit hinaus. Die Ver-
besserung des Radwegenetzes ist genau-
so ein Beitrag zur Stärkung des Sports wie 
der Bau von Kinderspielplätzen oder die 
Verbindung der sächsischen Wanderwe-
ge. Die Stärkung der Ganztagsangebote 
an unseren sächsischen Schulen wollen 
wir mit einer Verbreitung des Konzepts 
„Bewegte Schule“ verbinden. Der Sächsi-
sche Hochschulsport soll auch zukünftig 
gefördert werden, um Bewegung in der 
Freizeit von Angestellten und Studieren-
den zu organisieren. Beim Bau oder der 
Sanierung von Landesliegenschaften be-
rücksichtigen wir den präventiven Ansatz 
der Gesundheitsförderung, um Bewe-
gung am Arbeitsplatz zu ermöglichen.

EINE ZENTRALE HEIMSTATT
FÜR DEN SPORT

Wir setzen uns für ein „Haus des Sports“ 
in Leipzig ein, in dem der Landessport-
bund und viele Landesfachverbände 
eine neue und zentrale Heimstatt finden 
können.

	Das 
	Ehrenamt 
	fördern 
Nicht nur der Sport lebt vom Ehren-
amt. Das freiwillige bürgerschaftliche 
Engagement ist in vielen Bereichen der 
Gesellschaft von großer Bedeutung und 
unschätzbarem Wert. In den Freiwilligen 
Feuerwehren sorgen mehr als 40.000 
Männer und Frauen für einen flächen-
deckenden Brandschutz in Sachsen. 
Ihre vielen tausend Kameradinnen und 
Kameraden in den Hilfsorganisationen, 
beim Technischen Hilfswerk, bei Wasser- 
und Bergwacht engagieren sich mit Leib 
und Seele für die Sicherheit der sächsi-
schen Einwohnerinnen und Einwohner. 
Mitglieder in Kirchgemeinden, Chören, 
Naturschutzgruppen, Gemeinderäten 
oder sozialen Vereinen leisten tagtäglich 
unzählige kleine und große Beiträge für 
den Zusammenhalt in unserer Gesell-
schaft.

EINE KULTUR DER
WERTSCHÄTZUNG UND
DES RESPEKTS SCHAFFEN

Die wichtigste Motivation für ehrenamt-
liches Engagement ist Wertschätzung. 
Diese zu geben ist keine rein staatliche 
Aufgabe, sondern auch eine des ge-
sellschaftlichen Anstandes. Wir alle, wir 
Bürgerinnen und Bürger profitieren von 
ehrenamtlichem Engagement – und es 
ist deshalb für uns alle eine Sache des 
Anstands, diesem Engagement Respekt 
zu zollen. Es ist eine Sache des Anstands, 
dass Rettungskräfte durch die Bildung 
einer Rettungsgasse unterstützt wer-
den. Es ist eine Sache des Anstands, 
dass Elternräte in den Schulen ernst 
genommen werden. Und es ist eine 
Sache des Anstands, dass Menschen, 
die sich sozial oder politisch engagieren, 
nicht beschimpft oder bedroht werden. 
Das Wort „Gutmensch“ hat in unseren 
Ohren den Klang einer Auszeichnung, 
nicht einer Verspottung. Denn ein guter 
Mensch zu sein ist das, was wir alle 
unseren Mitmenschen schulden – so 
wie sie uns. Wir setzen uns ein für eine 
Gesellschaft, in der Respekt und Zu-
sammenhalt wichtige Grundpfeiler des 
gemeinsamen Lebens sind.
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„WIR FÜR SACHSEN“ 
UND EHRENAMTSPAUSCHALE 
FORTFÜHREN

Der Freistaat Sachsen hat in den letzten 
Jahren viele positive Schritte unternom-
men, um das bürgerschaftliche Engage-
ment zu würdigen und zu unterstützen. 
Die Mittel für das Programm „Wir für 
Sachsen“ haben wir auf inzwischen 
11 Millionen Euro jährlich aufgestockt. So 
stellen wir sicher, dass niemand für sein 
ehrenamtliches Engagement „draufle-
gen“ muss. Wir geben eine Ehrenamts-
pauschale an alle Landkreise und kreis-
freien Städte in Höhe von 2,6 Millionen
Euro pro Jahr. Diese finanzielle Unterstüt-
zung setzen wir nicht nur fort, sondern 
wir setzen uns für eine Erhöhung ein.

BILDUNGSFREISTELLUNG
FÜR EHRENAMTLICHE
ERMÖGLICHEN

In zahlreichen Politikbereichen haben 
wir das ehrenamtliche Engagement 
gestärkt. So haben wir die Mitwirkungs-
rechte der Eltern- und Schülerräte bei 
der Schulgesetznovelle verbessert. 
Langjährig Aktive bei den Freiwilligen 
Feuerwehren werden inzwischen auch 
vom Freistaat Sachsen geehrt. Die 
ehrenamtliche Arbeit für die Integration 
von Geflüchteten wird jetzt staatlich 
unterstützt, soziokulturelle Projekte 
erhalten in der Kulturförderung größeres 
Augenmerk, die Arbeit der Naturschutz-
stationen wird besser anerkannt. 

Ein wichtiger Baustein der sächsischen 
Ehrenamtsförderung fehlt nach wie vor: 
Wir wollen das Bildungsfreistellungs-
gesetz auch deshalb, weil ehrenamtlich 
Tätige sich so für ihre Aufgaben wei-
terbilden können, ohne dafür Urlaub 
zu nehmen. Das ist eine wirkliche 
Wertschätzung des Ehrenamts durch 
die Politik wie durch die Arbeitgeber 
gleichermaßen.

MEHRJÄHRIGE FÖRDERUNG IST
LANGFRISTIGE SICHERHEIT

Wertschätzung heißt schließlich auch, 
bestehende Hürden aus dem Weg zu 
schaffen. Hier geht es uns insbesondere 
um die bisherige Kurzfristigkeit von 
staatlicher Unterstützung. Ehrenamt-
liches Engagement braucht stabile 
Strukturen. Diese wiederum entstehen 
nur durch langfristige Finanzierungs-
sicherheit. Deshalb ist es uns wichtig, 
im Bereich der Sportförderung, in der 
Jugendhilfe oder bei sozialen Projekten 
zu mehrjährigen Förderzusagen zu kom-
men. Nebenbei wird so der Aufwand 
sowohl bei den Antragstellern als auch 
bei den Verwaltungsbehörden deutlich 
reduziert.

	Kulturland 
	Sachsen 
Kultur im weitesten Sinne ist das Wesen 
der menschlichen Existenz und unserer 
Gesellschaft. „Ein Stück Schwarzbrot und 
ein Krug Wasser stillen den Hunger eines 
jeden Menschen, aber unsere Kultur hat 
die Gastronomie erschaffen“, stellte der 
französische Erzähler Honoré de Balzac 
einst fest. Und das gilt in allen Bereichen 
des Lebens. Dort, wo ein Strich genügen 
mag, schafft Kultur Malerei, dort wo ein 
Wort ausreichend wäre, Literatur; wie aus 
Nahrung Genuss wird, so wird aus Klän-
gen Komposition und aus Material Archi-
tektur. Kultur ist eine wichtige Grundlage 
für alle Phasen des Lebens. Sie ist für uns 
Menschen ein Mittel der Auseinander-
setzung – mit uns selbst, mit unseren 
Mitmenschen und mit der Gesellschaft. An 
Kultur die Frage nach dem „Wozu“ zu rich-
ten, heißt, ihr Wesen zu verkennen. Nach 
der Funktion von Kultur zu fragen, ist laut 
Bordieu Barbarei; im Zeitjargon lautete 
die Antwort auf die Wozu-Frage wohl: 
„Weil ich’s kann“. Deshalb ist die Förde-
rung von Kunst und Kultur für uns Sozi-
aldemokratinnen und Sozialdemokraten 
eine wichtige Aufgabe der Gesellschaft. 
Ihre Absicherung ist uns ein Bedürfnis. 
Dabei dient Kultur niemals einem politi-
schen Zweck. Sie ist frei von inhaltlicher 
Abhängigkeit. Die staatliche Finanzierung 
von Kunst und Kultur geht nicht einher mit 
einem politischen Auftrag.

Sie ist den universellen Menschenrechten 
und den Grundwerten unserer Demokra-
tie verpflichtet – nicht mehr und nicht 
weniger. Unser Land hat eine reichhaltige 
Kulturlandschaft. Das ist Verdienst der 
zahlreichen Kulturschaffenden in unseren 
Städten und Gemeinden. In bundesweit 
einmaliger Weise unterstützt der Frei-
staat Sachsen die kulturelle Entwicklung 
im Land, indem er die Kommunen mit 
Hilfe des Sächsischen Kulturraumgesetzes 
in die Lage versetzt, Kultureinrichtungen 
und Projekte zu finanzieren. Vergleicht 
man die öffentlichen Kulturausgaben 
der Bundesländer je Einwohner, nimmt 
der Freistaat Sachsen deutschlandweit 
den ersten Platz ein. Das soll so bleiben. 
Im Ergebnis der Evaluation des Gesetzes 
war es uns deshalb wichtig, den Kultur-
räumen nicht nur eine hohe, sondern vor 
allem eine verlässliche finanzielle Unter-
stützung zu geben.

DIE KULTURRAUMMITTEL
DYNAMISIEREN

Lagen die Kulturraummittel des Freistaa-
tes Sachsen vor unserem Regierungsan-
tritt noch bei rund 87 Millionen Euro pro 
Jahr, so erhalten die Kulturräume heute 
rund 105 Millionen Euro jährlich. Mit der 
Novellierung des Kulturraumgesetzes 
haben wir außerdem Planungssicherheit 
für die sächsischen Kulturräume ge-
schaffen und eine regelmäßige Überprü-
fung der Finanzierung festgeschrieben. 
Die gesamten Kulturausgaben des 
Freistaates stiegen während unserer 
Regierungszeit um mehr als 20 Prozent. 
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Nach wie vor wollen wir eine Dyna-
misierung der Kulturraumförderung 
erreichen. Nur so lässt sich sicherstellen, 
dass die aktuellen Verbesserungen bei 
der Bezahlung der Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter kommunaler Bühnen 
und Orchester nachhaltig sind. Wie bei 
anderen Förderungen, die der Freistaat 
Sachsen gewährt, müssen Flächentarif-
verträge sowie Tarifsteigerungen auch 
im Kulturbereich berücksichtigt werden 
können.

FAIRE BEZAHLUNG,
BESSERE ARBEITSBEDINGUN-
GEN: LOHNGERECHTIGKEIT 
HERSTELLEN

Besonders die freie Kunst- und Kultur-
szene hat in den letzten Jahren von 
unserer Schwerpunktsetzung profitiert. 
Wir haben die Landeskulturverbände 
gestärkt, eine Gastspielförderung ein-
geführt und die Mittel für die Projekt-
förderung der Kulturstiftung deutlich 
erhöht. Wichtig war es uns auch, mit 
den zusätzlichen Mitteln für faire 
Arbeitsbedingungen und eine bessere 
Bezahlung der Kulturschaffenden an den 
Theatern und in Orchestern zu sorgen. 
Das Thema Lohngerechtigkeit ist uns im 
Kulturbereich besonders wichtig, denn 
Spitzengehälter sind hier die Ausnahme. 
Wo Kultur öffentlich gefördert wird, 
müssen faire Löhne gezahlt werden. 
Mit der Etablierung einer Gastspiel-
förderung ist uns dazu ein guter Beitrag 
gelungen, der gleichzeitig die ländlichen 
Räume stärkt. 

Wir bauen diese Idee weiter aus und 
beziehen neben der Darstellenden Kunst 
auch andere Kultursparten ein.

KULTURELLE BILDUNG 
STÄRKEN, MUSIKSCHUL- 
FÖRDERUNG AUSBAUEN

Die Stärkung der kulturellen Bildung 
ist uns ein wichtiges Anliegen. Endlich 
hat der Freistaat Sachsen hierfür ein 
landesweites Konzept erstellt und so die 
Verbesserung des Zugangs von Kindern 
und Jugendlichen zu kulturellen Erfah-
rungen und Angeboten zu einem Quer-
schnittsthema aller Ressorts gemacht. 
Insgesamt sieben Millionen Euro stehen 
inzwischen jährlich für die Stärkung der 
kulturellen Bildung bereit. Die Erhöhung 
der Musikschulförderung, die Finanzie-
rung von Theater- und Musikprojekten 
an Schulen oder auch von Fahrtkosten 
im ländlichen Raum sind Bestandteile 
des Konzepts, die so bereits im aktuellen 
Haushalt umgesetzt werden und die wir 
dauerhaft im Haushalt verankern.

KINDER UND JUGENDLICHE
AN DER ENTWICKLUNG VON
ANGEBOTEN BETEILIGEN

Wir setzen gemeinsam mit den anderen 
Ressorts das landesweite Konzept der 
Kulturellen Bildung für Kinder und Jugend-
liche um. Kulturelle Bildung für alle Kinder 
und Jugendliche ist uns ein Herzensan-
liegen und Grundlage für die positive 
Entwicklung unserer Gesellschaft. 

Es ist uns wichtig, dass Kinder zu mün-
digen und aufgeklärten, aber auch 
einfühlsamen und sinnesverständigen 
Menschen heranwachsen können. Die 
Beschäftigung mit Kunst und Ästhetik 
spielt dabei eine große Rolle, denn sie 
fördert das soziale Lernen und vermittelt 
Werte; sie motiviert zu gesellschaftlicher 
Beteiligung und zu kulturellem Aus-
druck. Wir wollen deshalb jede Hürde, 
welche die kulturelle Teilhabe erschwert, 
beseitigen. Kulturelle Angebote für 
Kinder und Jugendliche sollen kostenfrei 
und leicht erreichbar sein, schulisch und 
außerschulisch bestehen und an ihrer 
Entwicklung und Umsetzung sollen sich 
Kinder und Jugendliche aktiv beteiligen 
können.

MUSEEN ZU BILDUNGS-
ORTEN ENTWICKELN

Museen befinden sich in einem großen 
Umbruch – große wie kleine Museen. 
Neben ihre klassischen Aufgaben Sam-
meln, Forschen, Erhalten, Vermitteln 
tritt die Anwendung der digitalen Mög-
lichkeiten der Sicherung, Präsentation 
etc. des Sammlungsgutes sowie die Öff-
nung für Bildungsveranstaltungen ver-
schiedenster Art. Sie regen zur eigenen 
künstlerischen, kreativen Tätigkeit an. 
Dazu benötigen sie unsere Unterstüt-
zung über die Landes- wie über die 
Kulturraumfinanzierung.

DIE KULTUR DES DIALOGES
VERSTETIGEN

Die Stärkung der kulturellen Bildung und 
die Weiterentwicklung der Kulturräume 
werden uns auch in den kommenden 
Jahren wichtige Aufgaben sein. Bei 
diesen und anderen Themen haben wir 
gezeigt: Der Dialog zwischen der politi-
schen Ebene, den Kulturschaffenden, den 
Kommunen und der Verwaltung ist von 
großem Wert, denn nicht alle Probleme 
lassen sich allein mit gesetzlichen Rege-
lungen oder finanzieller Förderung lösen. 
So unterschiedlich, wie die Lebenswelt 
und die Traditionen in den sächsischen 
Regionen sind, so unterschiedlich sind 
auch die kulturpolitischen Akzente, die es 
zu setzen gilt. Die Förderung von Kultur 
ist für uns deshalb mit einem klaren 
Bekenntnis zu kultureller Vielfalt und 
Interkulturalität verbunden.

DIGITALISIERUNG AUCH
IM KULTURBEREICH NUTZEN

Wir nutzen die neuen Möglichkeiten der 
digitalen Gesellschaft auch im kultu-
rellen Bereich. Gerade Einwohnerinnen 
und Einwohner der ländlichen Räume 
können von digitalen Leihangeboten der 
Bibliotheken oder von digitalen Kursen 
und Lernportalen der Volkshochschulen 
sehr profitieren.
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 Deshalb wollen wir Standards für die 
kommunalen Bibliotheken entwickeln, 
die Sächsische Landesfachstelle für 
Bibliotheken stärken und im Bereich der 
Digitalisierung die Kooperation mit der 
Sächsischen Landesbibliothek – Staats- 
und Universitätsbibliothek Dresden 
(SLUB) ausbauen. Zudem streben wir die 
institutionelle Förderung des Landesver-
bandes Sachsen im Deutschen Biblio-
theksverband an. Mit der sachsenweiten 
Umsetzung der „Digitalen Schulbiblio-
thek“ stärken wir die Leseförderung für 
Kinder und Jugendliche unabhängig von 
den Gegebenheiten vor Ort.

SPRACHE UND MITSPRACHE-
RECHTE DES SORBISCHEN
VOLKES STÄRKEN

Das sorbische Volk ist Teil unserer 
sächsischen Identität. Dessen bedrohte 
Sprache und Kultur sowie die durch 
Tagebau und infrastrukturelle Maßnah-
men bedrohten historischen Siedlungs-
gebiete verdienen weiterhin Schutz, 
Aufmerksamkeit und Unterstützung. 
Das Erlernen der sorbischen Sprache auf 
muttersprachlichem und fremdsprach-
lichem Niveau werden wir verstärkt 
fördern - nicht nur im Kindergarten 
und in der Schule, sondern auch in der 
Berufsausbildung und Erwachsenen-
bildung. Bei der Ausbildung sorbischer 
Lehrkräfte haben wir bereits Verbesse-
rungen umgesetzt: So erhalten sorbisch-
sprachige Bewerberinnen und Bewerber 
einen Bonus bei der Studienplatzvergabe 
im Lehramt. 

Wir wollen weitere Maßnahmen ergrei-
fen, um beispielsweise den Seiten- 
einstieg in den Lehrerberuf weiter zu 
erleichtern. Wir setzen uns dafür ein, 
dass die Vermittlung von Kenntnissen 
sorbischer Geschichte und Kultur in den 
Schulen gelebt wird. Den Sorbischunter-
richt an unseren Schulen wollen wir stär-
ken und für deutsche Muttersprachler 
eine Anerkennung als vollwertige zweite 
Fremdsprache ermöglichen. Zusammen 
mit Brandenburg und dem Bund werden 
wir auch künftig eine auskömmliche 
Finanzierung der Stiftung für das sorbi-
sche Volk gewährleisten. Dabei möchten 
wir das Sorbische Institut e. V. Bautzen/
Cottbus als eigenständige Institution 
stärken. Wir unterstützen alle Bemühun-
gen und den Dialog um mehr Mitspra-
che-, Mitgestaltungs- und Selbstbestim-
mungsrechte des sorbischen Volkes in 
Brandenburg und Sachsen sowie auf 
der Grundlage von Minderheiten- und 
Völkerrechten in der Europäischen Union 
und den Vereinten Nationen.

STIFTUNG SÄCHSISCHE
GEDENKSTÄTTEN
WEITERENTWICKELN

Sachsen ist reich an Orten der Erinne-
rungskultur. Wir wollen sie so ausstat-
ten, dass bürgerschaftliches Engage-
ment vor Ort Anerkennung findet. Die 
Stiftung Sächsische Gedenkstätten hat 
eine hohe Bedeutung für die Ausgestal-
tung der Erinnerungskultur in Sachsen. 
Deshalb wollen wir sie gern weiter ent-
wickeln und stützen. 

Die Umsetzung des Entwicklungskon-
zeptes werden wir inhaltlich eng beglei-
ten und finanziell absichern.

VORREITER IN SACHEN
GEDENKSTÄTTEN-
PÄDAGOGIK WERDEN

Wir wollen in Sachsen eine progressive 
Rolle in Bezug auf neue didaktische 
Methoden und die Wissensvermittlung 
in Gedenkstätten einnehmen. Dazu 
brauchen wir gut ausgebildetes Personal 
und eine enge Verbindung zur Wissen-
schaft. Grundlage aller erinnerungs-
kulturellen Wissensvermittlung ist für 
uns nach wie vor der Beutelsbacher 
Konsens – Kontroversität, Schülerorien-
tierung und Indoktrinationsverbot sind 
heute wichtiger denn je. Der Besuch 
einer Holocaustgedenkstätte soll für 
Schülerinnen und Schüler verpflichtend 
sein und in den Lehrplänen verankert 
werden. Neben politischer Bildung ist 
die direkte Auseinandersetzung mit dem 
dunkelsten Kapitel deutscher Geschich-
te eine notwendige Maßnahme gegen 
Fremdenfeindlichkeit und Antisemitis-
mus. Lehrkräfte müssen entsprechend 
geschult und weitergebildet werden.

EINE KULTURHAUPTSTADT
AUS SACHSEN

Die Bewerbungen von Chemnitz, 
Dresden und Zittau um die Europäische 
Kulturhauptstadt 2025 unterstützen wir. 
Eine Kulturhauptstadt aus Sachsen 

präsentiert auch Reichtum und Vielfalt 
der Kultur sowie die Verankerung des 
europäischen Gedankens in ganz Sachsen.

INDUSTRIEKULTUR FÖRDERN

Sachsen ist die Wiege der Industriekul-
tur. Im Mittelpunkt stehen für uns die 
Arbeiterinnen und Arbeiter aus diesem 
Bereich, welche den Wohlstand des  
Freistaates erst ermöglicht haben.  
Wir unterstützen ausdrücklich Bemü-
hungen, das industriekulturelle Erbe des 
Freistaates Sachsen sichtbar zu machen.  
Die aktuelle Landesausstellung „Boom. 
500 Jahre Industriekultur in Sachsen“ 
und das „Jahr der Industriekultur“ sind 
dabei für uns wichtige Eckpfeiler. Die  
4. Sächsische Landesausstellung und das 
Jahr der Industriekultur sollen zu einem 
Aufbruch in der Wahrnehmung und Ent-
wicklung unseres industriekulturellen 
Erbes führen. Den Fahrplan Industriekul-
tur werden wir hierzu weiterentwickeln 
und umsetzen. Maßnahmen zur Bar-
rierefreiheit sollen die Teilhabe für alle 
Sächsinnen und Sachsen ermöglichen.

	Medien- 
	politik 
Die Rolle, die Medien in unserem Leben 
spielen, kann gar nicht überschätzt 
werden. 



1 0 6 	 1 0 7

Aus eigener Anschauung erfahren wir 
ein wenig über unsere Welt, einiges 
mehr über unsere nähere Umgebung 
und vieles über die Menschen, mit 
denen wir leben und arbeiten. Alles 
Übrige wissen wir nicht aus erster Hand. 
Wir erfahren es durch Medien – durch 
Zeitungen, Fernsehsender, Bücher, 
Radiostationen, Mikroblogs und soziale 
Netzwerke. Medien informieren uns mit 
Nachrichten und Dokumentationen, sie 
unterhalten uns mit Geschichten und 
kulturellen Werken. Durch Medien wird 
für Produkte geworben, werden Ein-
drücke vermittelt und Gefühle erweckt. 
Weil Medien einen so großen Einfluss 
auf unsere Wahrnehmung haben, sind 
inhaltliche Vielfalt und journalistische 
Qualität enorm wichtig. Der tatsäch-
liche publizistische Wettbewerb ist eine 
Voraussetzung für Meinungsvielfalt. 
Nur ein breites Angebot an freien und 
journalistisch hochwertigen Medien 
kann diesen für eine Demokratie so 
wichtigen Wettbewerb sichern. Zur Viel-
falt der Medien im Freistaat Sachsen und 
seinen Kommunen gehören ein starker 
öffentlich-rechtlicher Rundfunk, ein 
funktionierendes Presse- und Verlags-
wesen, landesweite und lokale private 
Rundfunkanbieter, nichtkommerzielle 
Radios, Bürgermedien und Angebote der 
neuen Medien.

DEN AUFTRAG DES
ÖFFENTLICH-RECHTLICHEN
RUNDFUNKS SCHÄRFEN

Der öffentlich-rechtliche Rundfunk ist 
eine unverzichtbare Säule der Demo-
kratie. Die Erwartungen der Bürgerinnen 
und Bürger an ihn sind zu Recht hoch. 
Mit dem Umstieg von der Gebühr zum 
Beitrag wurde die Finanzierung des 
öffentlich-rechtlichen Rundfunks auf 
eine neue Grundlage gestellt. Wichtig 
ist aus unserer Sicht, dass es nun auch 
gelingt, Auftrag und Struktur der öffent-
lich-rechtlichen Medien in der digitali-
sierten Welt klarer zu fassen und weiter-
zuentwickeln. Dabei sollen Information, 
Bildung und Kultur den Schwerpunkt 
eines nicht-quotenorientierten Auftrags 
bilden. Jenseits der Quotenorientierung 
muss der öffentlich-rechtliche Rundfunk 
die Realität vorurteils- und klischeefrei 
abbilden sowie Chancengleichheit vor 
und hinter der Kamera gewährleisten.

REDAKTEURS- UND
PUBLIKUMSBEIRÄTE IM MDR 
EINRICHTEN

Bei der Novellierung des MDR-Staatsver-
trages legen wir Wert darauf, dass die 
Transparenz des Senders weiter ausge-
baut wird. Wir wollen Redakteursbeiräte 
ermöglichen, ebenso eine Mitvertretung 
der sogenannten festen freien Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter durch die 
Personalvertretungen. Im Rundfunkrat 
soll die Gesellschaft in ihrer ganzen Brei-
te vertreten sein, wir werden außerdem 

die Einführung von Publikumsbeiräten 
anregen. Schließlich muss gesichert wer-
den, dass die Parität der Geschlechter in 
den Gremien des Senders erreicht wird 
und die Gremienzusammensetzung in 
Zukunft auch den Anforderungen einer 
pluralen Gesellschaft gerecht wird.

SÄCHSISCHE LANDESMEDIEN-
ANSTALT REFORMIEREN

Die Sächsische Landesmedienanstalt 
(SLM) war in den vergangenen Jahren 
vielfach Gegenstand von Diskussionen –  
in den dortigen Gremien, den Medien 
und auch im Sächsischen Landtag. Ne-
ben der Arbeitsweise innerhalb der SLM 
wurde vor allem ihre Gremienstruktur, 
die in Deutschland einzigartig ist, immer 
wieder debattiert. Das Nebeneinander 
eines kleinen Entscheidungsgremiums 
mit umfangreicher Kompetenz (Medien-
rat) und eines großen gesellschaftlich 
repräsentativen Gremiums (Medienver-
sammlung) mit nur geringer Entschei-
dungsbefugnis halten wir für nicht mehr 
zeitgemäß. Deshalb wollen wir unter 
Berücksichtigung der Kompetenzen laut 
Privatrundfunkgesetz die Gremienstruk-
tur der SLM so ändern, dass wechselsei-
tige Verantwortung entsteht.

VIELFALT DER RUNDFUNK-
ANBIETER FÖRDERN

Es war uns in dieser Wahlperiode wich-
tig, die Breite der sächsischen Rundfunk-

anbieter zu stärken. Deshalb haben wir 
uns beispielsweise dafür eingesetzt, dass 
lokale Fernsehanbieter und nichtkom-
merzielle Lokalradios eine intensivere 
Förderung durch die SLM erfahren. Lo-
kalen Medienanbieter sind genauso wie 
Bürgermedien für unsere pluralistische 
Gesellschaft unverzichtbar. Wir wollen 
ihre Finanzierung weiter verbessern, 
damit ein regelmäßiger Sendebetrieb 
gewährleistet werden kann.

FAIRE VERGÜTUNG FÜR
MEDIENSCHAFFENDE

Die Sender müssen dafür Sorge tragen, 
dass durch sie selbst sowie beauftragte 
Dritte eine Vergütung der Medienma-
cherinnen und -macher entsprechend 
den sozialen Standards erfolgt. Ein 
qualitativ hochwertiges Programm ist 
nicht auf Dauer zu Dumpingpreisen zu 
haben. Grundlage der Vergütung muss 
eine angemessene Kalkulation aller Leis-
tungen sein und nicht das zur Verfügung 
stehende Budget.

FILM UND KINO
UNTERSTÜTZEN

In den letzten Jahren hat sich die säch-
sische Filmfestival- und Filmverbands-
landschaft stark weiterentwickelt. 
Seit langer Zeit gewährte der Freistaat 
Sachsen erstmals wieder signifikante 
Etaterhöhungen sowie regelmäßige 
Inflationsausgleiche. 
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Die weitere Stärkung der Filmfestival- 
und Filmverbandslandschaft ist unser er-
klärtes Ziel. Dazu gehört auch, dass das 
Kino als Kulturort wesentlich gestärkt 
werden muss. Wir brauchen in Sachsen 
vor allem mehr Kinos in der Fläche.

DAS AUDIOVISUELLE
ERBE ERHALTEN

Das audiovisuelle Erbe ist ein wichtiger 
Bestandteil des kulturellen Erbes im 
Freistaat Sachsen. Filmische Zeugnisse 
sächsischer Hoch- und Alltagskultur der 
vergangenen Jahrzehnte sind ein wich-
tiger Bestandteil unserer sächsischen 
Identität und interessieren viele Bürge-
rinnen und Bürger. 
Den Erhalt und die Erschließung solcher 
Werke haben wir in den vergangenen 
Jahren deutlich stärker gefördert und 
damit die Voraussetzungen für eine 
breite öffentliche Nutzung dieses Erbes 
geschaffen. Das muss kontinuierlich 
fortgesetzt werden.

TRINATIONALES
MEDIENPROJEKT

Zur Förderung der grenzüberschreiten-
den audiovisuellen Zusammenarbeit 
zwischen deutschen, polnischen und 
tschechischen Medien im Interesse des 
europäischen Gedankens wollen wir 
erneut ein trinationales Medienprojekt 
prüfen.

JUGENDMEDIENSCHUTZ
STÄRKEN, FREIHEIT ERHALTEN

Wir wollen den Jugendschutz im Inter-
net stärken. Den Aufbau einer Infra-
struktur zur Blockade von Internetseiten 
unter dem Vorwand des Jugendschutzes 
lehnen wir ab. Eine Altersklassifizierung 
von Angeboten muss kostenlos erfol-
gen, da ansonsten die Angebote vieler 
nichtkommerzieller Anbieter automa-
tisch ausgefiltert werden. Zudem muss 
es eine einzige zentrale Einrichtung als 
Ansprechpartner für den Jugendmedien-
schutz im Internet geben.

MEDIENBILDUNG
INTENSIVIEREN

Medienkompetenz ist der beste Schutz 
für Kinder, Jugendliche und erwachsene 
Verbraucherinnen und Verbraucher glei-
chermaßen. Mit der Einrichtung der Lan-
deskoordinierungsstelle Medienbildung 
schaffen wir einen wichtigen Anlauf-
punkt für Institutionen und Bürgerinnen 
und Bürger. Die Koordinierungsstelle soll 
eng mit dem Netzwerk Medienpäda-
gogik Sachsen zusammenarbeiten und 
gemeinsame Konzepte erarbeiten. Das 
Programm Schulassistenz wollen wir 
auch dafür nutzen, Schulen mit kom-
petentem Personal bei der Entwicklung 
und Umsetzung eigener medienpädago-
gischer Konzepte zu unterstützen.

NETZNEUTRALITÄT UND
INFORMATIONELLE
SELBSTBESTIMMUNG
GEWÄHRLEISTEN

Informationelle Selbstbestimmung und 
ein umfassender Daten- und Verbraucher-
schutz sind für uns selbstverständlich.  
Bei allen Maßnahmen und Regelungen 
muss die Netzneutralität weiterhin 
gewährleistet sein. Auch im Netz sollte 
sich weder der Stärkere noch der Rück-
sichtslosere durchsetzen können.
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Unser Land ist voller Kontraste. Wir 
haben boomende Städte, wachsende 
Regionen, stabile Mittelzentren und 
schrumpfende Gebiete. Sachsen hat 
eine hohe Lebensqualität. Damit das so 
bleibt, brauchen wir für die unterschied-
lichen Regionen passgenaue Lösungen. 
Wir werden die sächsischen Regionen 
nicht gegeneinander ausspielen.

	Gleich- 
	wertige 
	Lebensver- 
	hältnisse in 
	Stadt und 
	Land 
Die Herstellung guter und gleichwer-
tiger Lebensverhältnisse in Stadt und 
Land ist eine öffentliche Aufgabe. Jede 
Kommune hat ihre eigenen Herausfor-
derungen, jede braucht ihre eigenen 
Antworten. Unsere sächsischen Metro-
polen und viele Mittelzentren wachsen. 
Hier geht es vor allem darum, öffentli-
che Infrastruktur und Einrichtungen in 
ausreichender Kapazität zur Verfügung 
zu stellen: Genügend Krippen- und 
Kindergartenplätze für junge Familien, 
ausreichend Wohnraum, der auch für 
Menschen mit niedrigeren Einkommen 
bezahlbar ist oder auch attraktive 

Sportstätten und Kultureinrichtungen. 
Manche ländlichen Räume sind nach wie 
vor von Abwanderung oder zumindest 
stagnierender Bevölkerungsentwicklung 
betroffen. Hier ist es wichtig, öffentli-
che Infrastruktur und Einrichtungen zu 
erhalten, um die Attraktivität dieser 
Orte zu bewahren, die hier lebenden 
Menschen zu binden und neue Einwoh-
nerinnen und Einwohner anzuziehen.

HERAUSFORDERUNGEN
SIND CHANCEN

Die kommenden Jahre stellen uns 
vor große Herausforderungen: Der 
Klimawandel, die älter werdende Ge-
sellschaft, die Energiewende und die 
Digitalisierung erfordern individuelle 
Lösungen für jeden Ort. Alle diese 
Herausforderungen bieten uns aber 
auch die Chance, uns von altmodischen 
Lösungen zu verabschieden und unsere 
Heimatorte gesünder, umweltfreundli-
cher und wohnlicher zu gestalten. Auch 
wenn Stadtplanung und Stadtentwick-
lung kommunale Aufgaben sind: Wir 
wollen, dass der Freistaat durch attrak-
tive Förderkonditionen klare Anreize 
für innovative, digitale und ökologische 
Lösungen schafft.

	Den 
	ländlichen 
	Raum weiter 
 stärken 
In den letzten Jahren haben wir vieles 
getan, um die Lebensqualität im länd-
lichen Raum zu erhalten und zu verbes-
sern: Mit dem Schulgesetz haben wir 
kleine Schulstandorte gesichert, mit der 
Erhöhung der Mittel für den Öffentli-
chen Nahverkehr die Anbindung ver-
bessert und die Kommunen haben wir 
mit einer deutlich höheren finanziellen 
Ausstattung in die Lage versetzt, selbst 
mehr für ihren Standort tun zu können. 
Diesen Kurs werden wir fortsetzen.

SOZIALE INFRASTRUKTUR
AUSBAUEN

In den ländlichen Räumen wollen wir 
den Schwerpunkt unserer Wohnungs-
politik künftig auf die Unterstützung 
von mieterfreundlichen, altersgerechten 
und energieeffizienten Modernisie-
rungsmaßnahmen legen. Gerade hier 
wird auch deutlich, wie wichtig es für 
die Einwohnerinnen und Einwohner ist, 
dass die soziale Infrastruktur stimmt. 
Wir wollen die medizinische Versorgung 
durch Stipendien- und Förderprogram-
me für junge Landärzte und Praxisgrün-
der weiter verbessern. 

Medizinische Versorgungszentren, die 
Weiterentwicklung der Telemedizin und 
der verstärkte Einsatz von Gesundheits-
pflegern und Versorgungsassistentin-
nen werden helfen, die wohnortnahe 
medizinische Betreuung zu sichern. 
Mit der Ausgabe regionaler Pflegebud-
gets und der besseren Vernetzung von 
Hilfsangeboten wie Alltagsbegleiterin-
nen und Nachbarschaftshelfern wollen 
wir die ambulante Pflege und pflegende 
Angehörige stärker unterstützen.

DAS SCHULNETZ
VERDICHTEN

Langfristig wollen wir die neuen Mög-
lichkeiten des Schulgesetzes nutzen und 
in den ländlichen Räumen wieder neue 
kleine Schulstandorte eröffnen. Mit den 
niedrigeren Mindestschülerzahlen und 
modernen Konzepten wie jahrgangs-
übergreifendem Unterricht lässt sich die 
Schule in den Ort zurückholen. Durch 
die Ermöglichung von Gemeinschafts-
schulen wird es uns gelingen, auch im 
Bereich der weiterführenden Schularten 
Schritt für Schritt ein dichteres Netz 
in Sachsen einzurichten. Das liegt uns 
am Herzen, denn die Schule vor Ort ist 
nicht nur eine wichtige Voraussetzung 
dafür, dass Menschen in ihrer Heimat 
bleiben können. Für die Schülerinnen 
und Schüler bedeuten kurze Schulwege 
mehr Zeit, ein soziales Umfeld in der 
Nachbarschaft und damit eine ganz 
wesentliche Förderung ihrer Persönlich-
keitsentwicklung.
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ORTSKERNE STÄRKEN UND
LEERSTÄNDE BEKÄMPFEN

Unsere Dörfer und Kleinstädte stehen 
vor großen Herausforderungen. Der 
demografische Wandel wird auch 
die Art und Weise verändern, wie wir 
wohnen und leben werden. Dabei 
kommt der Stärkung der Ortskerne 
eine entscheidende Bedeutung zu. Die 
wichtigsten Instrumente sind dabei die 
Baulückenschließung und der Erhalt der 
vorhandenen Bausubstanz. Die flächen-
deckende Einführung von Baulücken- 
und Leerstandskatastern wäre ein 
erster wichtiger Schritt. Junge Familien 
sollen beim Kauf und der Sanierung von 
Bestandsgebäuden gezielt gefördert 
werden. Städte wie Hiddenhausen oder 
Menden haben gezeigt, wie es geht: mit 
einem Landesprogramm „Jung kauft 
Alt“ könnte Sachsen eine Vorreiterrolle 
übernehmen. Wo eine Sanierung nicht 
mehr möglich ist, muss auch der Ab-
riss ruinöser Gebäude stärker ins Auge 
gefasst werden. Das Landesprogramm 
„Rückbau Wohngebäude“ hat sich in 
den vergangenen Jahren bereits be-
währt und muss finanziell gestärkt 
werden. Kommunen sollen verwahr-
loste Immobilien außerdem einfacher 
enteignen können, wenn ein plausibles 
Nutzungskonzept vorliegt.

DEN ÖFFENTLICHEN
NAHVERKEHR AUSBAUEN

Eine besonders wichtige Infrastruk-
turaufgabe ist die flächendeckende 
Ermöglichung von Mobilität. Mit der 
langfristigen Sicherung der Regionalisie-
rungsmittel haben wir die Finanzierung 
des Öffentlichen Personennahverkehrs 
in Sachsen zukunftsfähig gemacht. 
Nun geht es darum, die Angebote in 
den ländlichen Räumen zu verdichten, 
moderne Lösungen wie „PlusBus“ und 
den „SachsenTakt“ umzusetzen und 
das Bildungsticket für Sachsens Schü-
lerinnen und Schüler einzuführen. Die 
letzten Jahre haben gezeigt, dass die 
bürokratischen Hürden zwischen den 
Verkehrsverbünden zu hoch gewach-
sen sind, um zügig gute Lösungen zu 
erreichen. Deshalb werden wir eine 
sächsische Landesverkehrsgesellschaft 
gründen, und so den Weg frei machen 
für eine integrierte Mobilitätspolitik, die 
den Menschen in den Ballungszentren 
und in den ländlichen Räumen gleicher-
maßen nutzt.

DIGITALE ANBINDUNG

Zur öffentlichen Daseinsvorsorge gehört 
auch die digitale Anbindung unserer 
Städte und Gemeinden – und zwar aller 
Gemeinden im Freistaat Sachsen. Der 
Breitbandausbau wird inzwischen zu 
100 Prozent gefördert, so dass die Kom-
munen hier keine finanziellen Hürden 
mehr überspringen müssen. 

Auf diese vollständige Förderung haben 
wir lange gedrängt. Daneben werden 
wir uns weiterhin dafür einsetzen, dass 
der Ausbau der nächsten Mobilfunk-
generation 5G durch die Mobilfunkan-
bieter flächendeckend erfolgt, denn 
für innovative Entwicklungen wie die 
Industrie 4.0, die Digitalisierung der 
Landwirtschaft oder auch die Telemedi-
zin ist eine verlässliche Netzanbindung 
die wichtigste Grundvoraussetzung. Mit 
der Digitalisierungsstrategie „Sachsen 
Digital“ unternehmen wir zahlreiche 
weitere Maßnahmen, um das große 
Potenzial digitaler Technologien bei-
spielsweise bei der Energieversorgung, 
bei der Einführung intelligenter Ver-
kehrssysteme oder bei der Verbesserung 
öffentlicher Verwaltungsleistungen zu 
nutzen.

ABKEHR VON DER SCHRUMP-
FUNGSPOLITIK VOLLENDEN

Den ländlichen Raum zu stärken heißt 
auch, die von uns bereits begonnene 
Abkehr von der überholten „Schrump-
fungspolitik“ in allen wichtigen Grund-
satzregelungen zu vollziehen. Sachsen 
ging in den Jahren 2009 bis 2014 einen 
Irrweg, indem man den Bevölkerungs-
rückgang mit einem Rückbau der Infra-
struktur begleitete, Polizeireviere und 
Schulen schloss und den Nahverkehr 
einkürzte. Wir haben den Kurs verän-
dert und setzen stattdessen darauf, die 
Gemeinden im ländlichen Raum mit 
attraktiver Infrastruktur auszustatten, 
um junge Menschen dort zu halten und 

neue Einwohnerinnen und Einwohner 
anzuziehen. Der Weg funktioniert – und 
inzwischen stößt so manche Gemeinde 
an Entwicklungsgrenzen, die ihr durch 
überholte Regelungen gesetzt werden. 
Wir werden deshalb den Landesent-
wicklungsplan überarbeiten und an 
dem eingeschlagenen Kurswechsel neu 
ausrichten.

WEITERENTWICKLUNG
DES LANDESENTWICKLUNGS-
PLANS

Um unsere Ziele zu erreichen und 
zugleich den Kommunen genügend 
Flexibilität zu ermöglichen, wollen wir 
den Landesentwicklungsplan in der 
kommenden Legislatur fortschreiben. 
In enger Abstimmung mit den Bürgerin-
nen und Bürgern werden hierbei Ziele 
zur räumlichen Ordnung und Entwick-
lung Sachsens festgeschrieben. Neben 
dem Schutz natürlicher Lebensräume 
wollen wir mit geeigneten Maßnahmen 
im Landesentwicklungsplan auch ein 
Bekenntnis zu einem sozialverträglichen 
Klimaschutz setzen. Eines dieser Instru-
mente soll eine sogenannte Experimen-
tierklausel sein, die wir neu einfügen 
wollen. Dadurch können Kommunen 
in Zukunft innovative Entwicklungs-
ansätze im Zusammenhang mit der 
Energiewende, dem Klimawandel, der 
Digitalisierung, der Mobilität oder der 
Daseinsvorsorge modellhaft in der 
Praxis erproben und so neue Ideen 
verwirklichen.
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	Für bezahl- 
	bare Mieten 
	in unseren 
	Großstädten 
Sachsen wird um seine Großstädte in 
Deutschland beneidet: Sie sind schön, 
lebendig und durchmischt. Damit das so 
bleibt, brauchen wir eine soziale Woh-
nungspolitik. Es ist uns wichtig, steigen-
de Mieten einzudämmen und langfristig 
zu erreichen, dass niemand mehr als ein 
Drittel seines Einkommens für die Miete 
ausgeben muss. Wir haben vor zwei Jah-
ren den Wiedereinstieg Sachsens in den 
sozialen Wohnungsbau ermöglicht und 
erstmals nicht nur Darlehen, sondern Zu-
schüsse für den Bau neuen Wohnraums 
eingesetzt. Diese Förderung werden wir 
weiterentwickeln und erhöhen, damit 
Wohnen in Sachsen überall bezahlbar 
bleibt. Die Förderbedingungen werden 
wir für mehr Gestaltungsspielraum der 
Kommunen flexibilisieren.

SOZIALE DURCHMISCHUNG
ERHALTEN UND FÖRDERN

Unsere ostdeutschen Großstädte haben 
vielen westdeutschen Städten eines vo-
raus: Die soziale Entmischung ist zwar 
auch hier vorhanden, aber noch nicht zu 
weit vorangeschritten. 

Wir müssen dafür sorgen, dass dieser 
Vorteil erhalten bleibt und die soziale 
Durchmischung weiter befördert statt 
verringert wird. Deshalb muss das 
Wohnen in den Stadtzentren bezahlbar 
bleiben, die Stadtviertel müssen über 
preiswerten und gehobenen Wohnraum 
gleichermaßen verfügen und bele-
gungsgebundene Wohnungen über das 
gesamte Stadtgebiet verteilt werden.

MEHR SOZIALWOHNUNGEN
BAUEN

Wir werden die Förderbedingungen für 
belegungsgebundenen Mietwohnraum 
verbessern und erhöhen so die Zahl der 
Sozialwohnungen. Die Mietpreis- und 
Belegungsbindung soll 25 Jahre be-
tragen. So soll Sachsen mittelfristig 
über einen stabilen Bestand von 25.000 
Sozialwohnungen verfügen und diesen 
langfristig erhöhen. Gleichzeitig öffnen 
wir die Wohnraumförderung für Haus-
halte mit kleinen und mittleren Einkom-
men, damit sie auch in angespannten 
Wohnungsmärkten eine passende 
bezahlbare Wohnung finden können. 
Der Bestand von sozialgefördertem, 
barrierefreiem Wohnraum soll wachsen. 
Um Städte und Gemeinden mit ange-
spannten Wohnungsmärkten besonders 
zu unterstützen, wird der Freistaat nicht 
mehr benötigte Landesliegenschaften 
zu vergünstigten Preisen an die Kom-
munen abgeben.

MIETPREISBREMSE UND
ZWECKENTFREMDUNGS- 
VERBOT ERMÖGLICHEN

Die Realität der angespannten Woh-
nungsmärkte in den Ballungsräumen 
Leipzig und Dresden muss endlich recht-
liche Anerkennung finden. Die bisher 
in Dresden und Leipzig geltende Kap-
pungsgrenzen-Verordnung werden wir 
über das Jahr 2020 hinaus verlängern 
und gegebenenfalls weitere Kommunen 
mit angespannten Wohnungsmärk-
ten mit einbeziehen. Für Dresden und 
Leipzig werden wir außerdem die Miet-
preisbremse aktivieren. Gerade in den 
Großstädten wird die schon bestehende 
Wohnungsknappheit durch die Zweck- 
entfremdung von Wohnungen, die zu 
Ferienwohnungen umgewandelt wer-
den oder als Spekulationsobjekte leer 
stehen, verschärft. Deshalb sprechen 
wir uns für ein Zweckentfremdungsver-
bot und die Einführung der Zweckent-
fremdung als Ordnungswidrigkeit aus.

SOFORTPROGRAMM GEGEN 
HOHE MIETEN

Wir wollen unsere Großstädte mit ei-
nem Sofortprogramm bei der Bekämp-
fung hoher Mieten unterstützen. Dafür 
sollen 1000 Wohnungen im sozialen 
Wohnungsbau pro Jahr zusätzlich finan-
ziert werden. So lange der Wohnraum 
aber knapp ist, wollen wir Mietsteige-
rungen und Verdrängung entgegenwir-
ken, damit unsere Stadtviertel durch-
mischt und lebendig bleiben. 

Wir werden einen sächsischen Mieten-
deckel entwickeln, mit dem in belas-
teten Wohnungsmärkten auf mehrere 
Jahre Mieterhöhungen ausgeschlossen 
werden können. Mit diesem Instrument 
wollen wir den Menschen in den säch-
sischen Großstädten Luft zum Atmen 
verschaffen, bis sich der Wohnungs-
markt wieder entspannt.

GEMEINNÜTZIGES WOHNEN
BESONDERS UNTERSTÜTZEN

Wir richten die Förderpolitik des Frei-
staates Sachsen so aus, dass vor allem 
kommunale Wohnungsbaugesellschaf-
ten und Genossenschaften profitieren, 
die neue bezahlbare Wohnungen in 
unseren Städten schaffen und langfris-
tig erhalten. Beim Verkauf öffentlicher 
Grundstücke für Zwecke des Woh-
nungsbaus soll eine Konzeptvergabe 
zum Standard werden, die auch soziale, 
ökologische, wohnungs- und städte-
bauliche Aspekte berücksichtigt. Bau-
gemeinschaften sollen ebenfalls eine 
besondere Förderung erfahren.

DURCHSETZUNGSVERFAHREN 
BEI BEBAUBAREN GRUNDS-
TÜCKEN ERMÖGLICHEN

Wir sichern die Handlungsfähigkeit des 
Staates im Umgang mit bauunwilligen 
Investoren.
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Deshalb stellen wir ein Notfallbudget 
bereit, um unsere Städte bei Durch-
setzungs- und Enteignungsverfahren 
finanziell zu unterstützen.

BAUKOSTEN SENKEN UND 
WOHNFORMEN MIT
GERINGEN KOSTEN FÖRDERN

Wir senken Baukosten und überprüfen 
die Anforderungen der sächsischen Bau-
ordnung an Wohngebäude. Wir haben 
bereits die Stellplatzpflicht abgeschafft. 
In einem nächsten Schritt sollen die 
Gemeinden die Möglichkeit bekom-
men, standortbezogen die Errichtung 
von Stellplätzen zu verbieten und so 
insbesondere kostentreibende Tiefga-
ragen im Neubau zu verhindern. Auch 
Bau- und Wohnformen mit geringeren 
Kosten, wie z.B. Tiny Houses oder ko-
operative Wohnformen, wollen wir in 
den Kommunen und im Land stärker 
unterstützen.

STUDENTISCHES WOHNEN
AUSBAUEN, AZUBI-WOHNEN 
FÖRDERN

Wir steigern die Förderung der sächsi-
schen Studierendenwerke zielgerichtet 
weiter, damit diese in die Sanierung 
und insbesondere den Neubau von 
Studierendenwohnheimen investieren 
können. Dies trägt zur Entlastung des 
herkömmlichen Mietwohnungsmarktes 
bei. 

Weiterhin wollen wir auch kommunale 
Azubi-Wohnheime fördern – nicht nur 
in den Großstädten, sondern auch an 
Berufsschulstandorten im ländlichen 
Raum.

BEZAHLBAREN WOHNRAUM 
SCHAFFEN – WOHNRAUMFÖR-
DERUNG VERBESSERN

Wir treten für ein Grundrecht auf be-
zahlbaren Wohnraum ein. Auf Bundes- 
ebene setzen wir uns außerdem dafür 
ein, dass die Mittel für Wohnraum-
förderung und sozialen Wohnungsbau 
besser mit städtebaulichen Program-
men verknüpft werden können. Damit 
erreichen wir eine stärkere Integration 
von städtebaulichen und wohnungs-
politischen Vorhaben. Wir werden die 
Instrumente zur Wohnraumförderung, 
die Sachsen derzeit anwendet, einer 
kritischen Analyse unterziehen und 
an die aktuellen Herausforderungen 
anpassen. Die durchschnittliche Haus-
haltsgröße in Sachsen sinkt seit Jahren 
stetig, gleichzeitig steigt die Gesamt-
zahl der Haushalte – in allen Regionen. 
Bedarfsgerechte und zum Teil auch 
kleinere Wohnungen können hier eine 
Antwort sein, ebenso Wohnmodelle 
wie gemeinschaftliches Wohnen oder 
Mehrgenerationenwohnen. Neben den 
bereits bestehenden Instrumenten wer-
den wir weitere Möglichkeiten eröffnen, 
beispielsweise zur Förderung von koope-
rativen und alternativen Wohnformen 
mit sozial-integrativem Charakter.



1 2 0 	 1 2 1

	Klimaschutz, 
	Energie- 
	politik und 
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Klimaverantwortung ist ein Schick-
salsthema. Mit ihm entscheidet sich 
die Zukunft unserer Kinder und Enkel, 
unserer Gesellschaft, von Menschen in 
anderen Regionen, ja unseres Planeten. 
Die Klimakrise bedroht weltweit die 
Lebensgrundlagen von immer mehr 
Menschen. Ein wirksamer Klimaschutz 
ist deshalb auch Friedens- und Migrati-
onspolitik. Dass der Klimawandel auch 
Sachsen beeinflusst, zeigt die Zunahme 
von Wetterextremen: Starkregenereig-
nisse und Überschwemmungen trafen 
in den letzten Jahren viele sächsische 
Kommunen, gleichzeitig haben in den 
letzten Jahren Hitzesommer stark zuge-
nommen. Klimaverantwortung ist keine 
Angelegenheit, die sich nur in internati-
onalen Abkommen auf abstrakter Ebene 
abspielt. Klimaverantwortung spielt 
im Hier und Jetzt, ist konkret und hat 
Auswirkungen auf den Alltag aller Bür-
gerinnen und Bürger. Wir wollen, dass 
die Landesregierung regelmäßig einen 
Unwetterschadensbericht erarbeitet und 
veröffentlicht.
Der Klimaschutz darf nicht länger hinter 
anderen politischen Zielen zurückstehen. 
Das macht uns gerade das Engagement 
der vielen jungen Menschen klar, die im 
Rahmen von #fridaysforfuture für mehr 
Klimaschutz auf die Straße gehen. Diese 
Überzeugung findet aber auch Aus-
druck in den Vorschlägen der Kommis-
sion „Wachstum, Strukturwandel und 
Beschäftigung“, mit denen Deutschland 
einen entscheidenden Schritt zu mehr 
Klimaverantwortung und einer ver-
antwortungsbewussten Energiepolitik 
gehen wird.

Der Strukturwandel ist ohne Frage 
verbunden mit Unsicherheiten für die 
Beschäftigten in den Braunkohlerevie-
ren – aber auch mit vielen neuen Chan-
cen für unser Land und die Menschen in 
den Strukturwandelregionen. Deshalb 
wollen wir ihn mit den Menschen in den 
Revieren politisch gestalten.

IM GEMEINSAMEN ZIEL DEN
AUSGLEICH SUCHEN

Wir stehen für eine Klimaschutz-, Ener-
gie- und Strukturpolitik, die zwischen 
den verschiedenen Positionen ver-
mittelt und einen Weg des Ausgleichs 
sucht. Es ist nicht leicht, die Bedürfnisse 
der heutigen Generation im Blick zu be-
halten und gleichzeitig die Chancen und 
Interessen kommender Generationen 
zu wahren. Um diese Balance gilt es zu 
ringen, bei jeder einzelnen Entschei-
dung. Für uns Sozialdemokratinnen und 
Sozialdemokraten ist klar: Die Lebens-
umstände und die Lebensleistung heu-
tiger Generationen müssen gewürdigt 
und angemessen berücksichtigt wer-
den. Gleichzeitig darf die Menschheit 
die Kosten des heutigen Wohlstands 
nicht länger auf dem Rücken künftiger 
Generationen und einzelner Regionen in 
der Welt abwälzen. Klimaschutz, Struk-
turwandel und Energiewende werden 
nur gelingen, wenn die Bürgerinnen und 
Bürger dies im ganzen Land akzeptieren 
und zu ihrer Sache machen. Deshalb 
sind das Erringen und die Sicherung von 
Akzeptanz, die Beteiligung der Bürgerin-
nen und Bürger an der Meinungsbildung 

und Entscheidungsfindung und eine 
transparente, faire Kommunikation zen-
trale Erfolgsfaktoren für die Aufgabe, 
vor der wir alle stehen.

KLIMASCHUTZ IN DIE
VERFASSUNG

Wir bekennen uns zu den Klimazielen 
von Paris. Deshalb wollen wir den Klima-
schutz als Staatsziel in die sächsische 
Verfassung aufnehmen. Wir erwarten, 
dass die Bundesregierung zeitnah – wie 
im Koalitionsvertrag festgeschrieben – 
ein Klimaschutzgesetz vorlegt, das dann 
auch für uns in Sachsen Grundlage der 
weiteren Landesentwicklung sein kann.

EIN SÄCHSISCHES KLIMA-
SCHUTZGESETZ

Die Bundesregierung hat alle Sektoren, 
die Klimagase emittieren, identifiziert 
und Ziele für die Reduktion in jedem 
Sektor in einem Klimaschutzplan 2050 
festgelegt. Um diese Ziele umzusetzen, 
braucht Sachsen eine integrierte Klima- 
und Energiestrategie, die alle Bereiche 
einbezieht, die Treibhausgase erzeugen 
und gleichzeitig sozial- und wirtschafts-
politische Belange berücksichtigt. Des-
halb werden wir konkrete und verbind-
liche Maßnahmen in einem sächsischen 
Klimaschutzgesetz festschreiben.

	Die Energie- 
	wende 
	gestalten 
Einer der Kernpfeiler des Klimaschutzes 
ist die Energiewende. Sie findet nicht 
allein in der Energiewirtschaft, sondern 
in allen Sektoren von Wirtschaft und 
Gesellschaft statt. Unsere Energie wird 
in Zukunft dezentraler produziert wer-
den und aus vielfältigen Energiequellen 
stammen. Dabei werden die erneuer-
baren Energien einen immer größeren 
Anteil einnehmen. Wir wissen, dass 
Sachsen hier noch einen weiten Weg vor 
sich hat. Wir wollen diese Herausforde-
rung engagiert annehmen.

DEN KOHLEKOMPROMISS
UMSETZEN

Mit dem Umbau der Energiewirtschaft 
in Deutschland sollen die CO2-Emissio-
nen in diesem Sektor bis zum Jahr 2030 
um bis zu 62 Prozent gegenüber 1990 
reduziert werden. Die Empfehlungen 
der Kommission „Wachstum, Struktur-
wandel und Beschäftigung“ (KWSB) 
zeigen, wie dieses Ziel erreicht werden 
können. Gleichzeitig sichern sie, dass 
die Kohleregionen neue Entwicklungs-
chancen erhalten und die Beschäftigten 
auch künftig sozial abgesichert sind. 
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Deshalb stehen wir hinter dem Kom-
promissvorschlag der Kommission zum 
endgültigen Ausstiegsjahr 2038 unter 
Berücksichtigung der festgelegten Revi-
sionspunkte. Eine Aufweichung dieses 
Kompromisses in die eine oder andere 
Richtung lehnen wir ab.

DEN STRUKTURWANDEL
VERANTWORTUNGSVOLL
GESTALTEN

Der Ausstieg aus der Kohleverstromung 
und der damit verbundene Struktur-
wandel in den Revieren ist eine gesamt-
gesellschaftliche Aufgabe. In den nächs-
ten Jahren werden erhebliche Mittel des 
Bundes für diese Aufgabe bereitgestellt. 
Wir wollen diese große Chance beim 
Schopfe packen und die Gelder wirklich 
nachhaltig einsetzen. Daraus leitet sich 
für uns eine besondere Verantwortung 
und Sorgfalt bei der Prüfung der Maß-
nahmen für den Strukturwandel ab. 
Neben Wirtschafts- und Infrastruk-
turförderung gehört für uns auch die 
direkte Unterstützung der Menschen 
dazu, beispielsweise mit Fortbildungen 
und Umschulungen. Uns ist wichtig, 
dass aus dem Sammelsurium der Maß-
nahmen und Empfehlungen der Kom-
mission „Wachstum, Strukturwandel 
und Beschäftigung“ ein strategisches 
Gesamtkonzept für Sachsen wird.

VOLLSTÄNDIG ERNEUERBAR
IM JAHR 2050

Der Klimaschutz und die Energiewende 
sind langfristige Aufgaben, die Schritt 
für Schritt konsequent verfolgt werden 
müssen. Deshalb ist uns die Festschrei-
bung und Einhaltung klarer Ziele in die-
sen Bereichen wichtig. Der Ausbau der 
Erneuerbaren Energien in Sachsen muss 
sich künftig an den bundesdeutschen 
Zielen orientieren, um den vorhandenen 
Rückstand aufzuholen. Die SPD bekennt 
sich deshalb zu dem Ziel, bis 2050 den 
Energiebedarf des Freistaates vollstän-
dig aus erneuerbaren Quellen zu decken 
und darüber hinaus einen Beitrag zur 
Energieversorgung Deutschlands leis-
ten. Sachsen soll Energieland bleiben.

AUSBAU DER
ERNEUERBAREN ENERGIEN

Sachsen hat immer noch Nachholbedarf 
beim Ausbau erneuerbarer Energien. In 
unserer Regierungszeit haben wir be-
reits den Abstandserlass zurückgenom-
men, der den Windradausbau behindert 
hat. Wir haben eine Speicherrichtlinie 
geschaffen, die eines der größten 
offenen Probleme der Energiewende 
angeht und sächsischen Unternehmen 
neue Chancen schafft. Für die Wasser-
kraft haben wir die Wasserentnahme-
abgabe abgeschafft. In den kommenden 
Jahren wollen wir die Nutzung von 
Sonne, Wind und Wasser zur Energiege-
winnung weiter stärken. Wir brauchen 
die bedarfsgerechte Ausweisung von 

Vorrang- und Eignungsgebieten für 
Wind- und Solarparks und Stromspei-
cher. Dabei können insbesondere die 
Strukturwandelregionen eine große Rol-
le spielen. Dort sind sowohl Fachkräfte, 
Flächen als auch Infrastruktur für einen 
großflächigen Ausbau von Wind- und 
Solarparks sowie Speichertechnologien 
vorhanden. Wir werden die Nutzung 
von Freiflächen wie Dächern, Fassaden 
und Lärmschutzwänden für Photovolta-
ik intensivieren und Modelle des Mieter-
stroms bekannter machen und fördern.

DIE ENERGIESPEICHERUNG
AUF EIN NEUES NIVEAU
HEBEN

Wir wollen die bereits heute innovative 
Forschungslandschaft in Sachsen dafür 
nutzen, die Energiespeicherung auf 
ein neues Niveau zu heben. Den Mas-
terplan Energieforschung werden wir 
umsetzen, die Potenziale an sächsischen 
Hochschulen nutzen und mit einer 
klugen Förderpolitik den Markteintritt 
für neue Produkte und Dienstleistungen 
im Bereich der Speichertechnologien 
erleichtern. Für Haushalte und Unter-
nehmen wollen wir Technologien der 
dezentralen Energiegewinnung und 
Batteriespeicherung zugänglich und 
erschwinglich machen und gleichzeitig 
große Energiespeicheranlagen in den 
Revieren unterstützen.

DIE KOMMUNALEN UNTER-
NEHMEN WEITER STÄRKEN

Die Energiewende beinhaltet große 
Chancen, die regionale Wertschöpfung 
zu stärken und die Energieerzeugung zu 
demokratisieren. Unsere zentralen Part-
ner in der Energiewende sind deshalb die 
kommunalen Unternehmen, allen voran 
natürlich die Stadtwerke, aber auch die 
Verkehrsbetriebe und die kommunale 
Wohnungswirtschaft. Sie haben die 
Möglichkeit, sektorenübergreifend und 
in Partnerschaft mit Forschungseinrich-
tungen und der Industrie die Energie-
wende voranzubringen und Bürgerbe-
teiligungsmodelle im Energiesektor zu 
organisieren. Auch deshalb werden wir 
die Innovations- und Investitionskraft 
der Stadtwerke und anderer kommunaler 
Unternehmen erhalten und stärken.

DEN ENERGIEVERBRAUCH
REDUZIEREN

Neben dem Ausbau erneuerbarer Ener-
gien besteht das größte Einsparpoten-
tial in der Energie, die nicht verbraucht 
wird. Deshalb investieren wir in eine 
höhere Energieeffizienz und sinnvolle 
Energieeinsparungen in allen Bereichen 
unseres Lebens.
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ENERGIEEFFIZIENT BAUEN 
UND SANIEREN

Auf Gebäude entfallen rund 40 Prozent 
des Energieverbrauchs, ein großer Teil 
davon auf die Beheizung. Der vielver-
sprechendste Weg zur Klimaneutralität 
im Gebäudebereich ist die Steigerung 
der Energieeffizienz. Dazu gehört der 
Einsatz von klimatisierenden und nach-
haltigen Dämm- und Baustoffen, der 
Austausch von alten Heizungsanlagen, 
aber auch die Nutzung erneuerbarer 
Energiequellen und der Umstieg vom 
bloßen Verbrauch von Energie zur Er-
zeugung von Energie beispielsweise 
durch Photovoltaik- und Solarthermie-
anlagen auf Dächern, Geothermie oder 
die Speicherung von Strom in Batterien. 
Die energetische Optimierung von Ge-
bäuden kommt in Sachsen unterschied-
lich schnell voran. Während im Neubau 
inzwischen die Umsetzung umwelt-
freundlicher Vorgaben zum Standard 
geworden ist, sind bei den Bestandsbau-
ten noch größere Anstrengungen nötig. 
Mit der Sächsischen Energieagentur be-
steht für die energetische Optimierung 
von Bauten eine wichtige Beratungsstel-
le. Wir wollen die Förderung in diesem 
Segment ausbauen und Investitionen in 
die Energieeffizienz von Gebäuden für 
selbstgenutztes Wohneigentum, Miet-
wohnungsbau und Gewerbetreibende 
stärker fördern.

ERFORSCHUNG UND
VERWENDUNG KLIMANEUTRA-
LER BAUSTOFFE FÖRDERN

Beton und Stahl sind die am meisten ge-
nutzten Baustoffe. Ihre heutige Herstel-
lungsweise verursacht enorme CO2-Em-
missionen. Wir wollen das Potential 
unserer sächsischen Hochschulen und 
ihrer Ausgründungen nutzen und die 
Erforschung klimaneutraler Baustoffe 
und klimaneutraler Herstellungspro-
zesse fördern. Bei der Umsetzung von 
Bauprojekten der öffentlichen Hand soll 
Sachsen mit gutem Beispiel vorangehen 
und innovative Baustoffe nutzen. Auch 
deshalb brauchen wir ein Vergabege-
setz, das die Berücksichtigung ökologi-
scher Kriterien bei der Ausschreibung 
von Leistungen endlich ermöglicht.

ENERGIEEFFIZIENTE
MOBILITÄT

Die Energiewende ist nur schaffbar, 
wenn wir auch im Bereich des Verkehrs 
einen grundlegenden Wandel errei-
chen. Deshalb wollen wir den Anteil des 
umweltschonenden Schienenverkehrs 
beim Transport von Gütern deutlich 
erhöhen. Unsere verkehrspolitischen 
Vorhaben wie beispielsweise die Neu-
baustrecke Dresden-Prag werden hier 
einen großen Beitrag leisten. Unsere 
Mobilitätskonzepte stärken den Öffent-
lichen Personennahverkehr sowie den 
Radverkehr. Sachsen wollen wir zum 
Kernland der Elektromobilität machen. 
Das heißt für uns an erster Stelle Zug, 

Straßenbahn, Elektrobus und E-Bikes 
und in zweiter Linie Förderung von 
Carsharing und Elektroautos, gerade im 
ländlichen Raum. 

KLIMAFREUNDLICHES
WIRTSCHAFTEN

Wir wollen, dass Unternehmer, Eigentü-
mer, Investoren und Anleger die Risiken, 
die sich aus dem Klimawandel für sie 
ergeben, kennen und sie angemessen 
in ihre Entscheidungen einbeziehen. 
Deshalb sollen veröffentlichungspflich-
tige Unternehmen die sie betreffenden 
klimabasierten Risiken im Berichtswe-
sen ihres Unternehmens ausweisen. Be-
sonders fordern wir dies für die Unter-
nehmen der öffentlichen Hand, damit 
ihre Eigentümer, also die Bürgerinnen 
und Bürger, transparent nachvollziehen 
können, welche Risiken sich aus dem 
Klimawandel für ihr Eigentum ergeben 
und wie die jeweiligen Unternehmens-
leitungen auf diese reagieren. Bei der 
öffentlichen Beschaffung müssen auch 
ökologische und soziale Kriterien eine 
größere Rolle spielen – auch deshalb 
ist ein zeitgemäßes Vergabegesetz für 
Sachsen dringend nötig.

CO2-NEUTRALE
ENERGIEPOLITIK

Wir wollen eine Politik, die konsequent 
und ressortübergreifend den Ausstoß 
von Kohlendioxid (CO2) verringert. Die 
Vermeidung von CO2 wird nach unserer 

Überzeugung nur mit einem schlüs-
sigen Gesamtkonzept gelingen, das 
marktwirtschaftliche Instrumente und 
politische Steuerung gezielt und effektiv 
zum Einsatz bringt. Wir wollen in einem 
Klimaschutzgesetz eine CO2-Beprei-
sung – nicht als zusätzliches, sondern 
als neues, zentrales Steuerungselement 
der Klima- und Energiepolitik. In diesem 
Zusammenhang soll eine Überprüfung 
des heutigen energiewirtschaftlichen 
Systems von Steuern, Abgaben und För-
derungsinstrumenten mit dem Ziel des 
Abbaus von Ineffizienz, Widersprüchen 
und Überregulierung erfolgen.

ENERGIEBEWUSSTES
VERBRAUCHSVERHALTEN
FÖRDERN

Wir wollen ein energiebewusstes Ver-
halten von uns Verbraucherinnen und 
Verbrauchern in allen Bereichen beför-
dern. Dazu trägt die Schaffung preis-
werter und attraktiver Angebote im 
ÖPNV ebenso bei wie die Verbesserung 
der Radwegeinfrastruktur. Im Wohn-
bereich brauchen wir vermehrt Energie-
tarife, die Kundinnen und Kunden fürs 
Energiesparen belohnen. Wir wollen, 
dass Stromanbieter eine aktive Bera-
tung und beispielsweise Prepaid-Strom-
zähler anbieten. Ein energiebewusstes 
Verbrauchsverhalten setzt aber auch 
auf Reparatur statt Neukauf, auf ge-
schlossene Stoffkreisläufe, die Stärkung 
regionaler Wertschöpfungskreise und 
auf verantwortungsbewussten Konsum. 
Wir werden deshalb die Umweltbildung 
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in unseren Kindergärten und Schulen 
verstärken und neben theoretischem 
Wissen dabei auch die Lust an prak-
tischen Fähigkeiten wie dem Nähen, 
Reparieren und Kochen fördern.

DEN BEWUSSTSEINSWANDEL 
UNTERSTÜTZEN

In den letzten Jahren hat in unserer Ge-
sellschaft schon ein enormer Bewusst-
seinswandel stattgefunden. Dass große 
Discounter heute wie selbstverständ-
lich auch Bio-Produkte verkaufen, dass 
Modelle geteilter Ressourcennutzung 
wie das Car-Sharing stetig wachsen und 
dass viele Konsumentinnen und Konsu-
menten versuchen, ihren Plastikver-
brauch zu reduzieren, zeigt, wie wichtig 
uns Menschen die Zukunft des Planeten 
schon geworden ist. Wir wollen, dass 
sich die Bürgerinnen und Bürger laufend 
über den Klimawandel informieren 
können und wissen, was sie selbst aktiv 
unternehmen können, um die Erde 
besser zu schützen. Klimaschutz, die 
Energiewende und Naturschutz sind 
wichtige Bildungsthemen. Wir wollen 
die Bildung für nachhaltige Entwicklung 
an unseren Schulen, Hochschulen und 
anderen Bildungsträgern stärken. Auch 
in den öffentlich-rechtlichen Medien 
und in landespolitischen Debatten 
muss das Thema künftig einen größeren 
Raum einnehmen.

	Umwelt- und  
	Naturschutz 
Der Schutz unserer natürlichen Lebens-
grundlagen ist für die heutige wie für 
künftige Generationen gleichermaßen 
wichtig. Die Qualität unserer Böden, 
unserer Wälder, Wiesen und Gewässer 
hat nicht nur Einfluss auf die landwirt-
schaftliche Nutzbarkeit, sondern auch 
auf die Güte unseres Trinkwassers, auf 
die landschaftliche Entwicklung und da-
mit die touristische Attraktivität unserer 
Regionen, auf die Vielfalt im Tier- und 
Pflanzenreich und auf unsere Lebens-
qualität. Mit diesen Schätzen müssen 
wir in Zukunft sorgsamer umgehen, 
damit unsere Kinder und Enkel auch in 
Zukunft ein gutes Leben führen können.

BIOLOGISCHE VIELFALT
FÖRDERN

Derzeit werden uns die Folgen von 
Flächenversiegelung, Rohstoffabbau, 
Monokulturen und hohem Pestizidein-
trag deutlich vor Augen geführt: Das 
Insektensterben hat in Deutschland 
gewaltige Ausmaße angenommen. Die 
Vogelbestände gerade bei den früher 
häufig vorkommenden Arten sind in Ge-
fahr. Während in Naturschutzgebieten 
und Reservaten Erfolge bei der Erhal-
tung von Arten erzielt werden, sinkt in 
den Normallandschaften die Biodiversi-
tät rapide. Und auch das Vordringen 
von Tieren wie Waschbär, Wildschwein 

und Wolf in besiedelte Gebiete hat 
seine Ursache vor allem darin, dass wir 
die natürlichen Lebensräume dieser 
Arten nach wie vor und zunehmend 
einschränken und zerstören. Weil die 
systemischen Auswirkungen des Ver-
schwindens und der Überhandnahme 
einzelner Arten schwer vorhersehbare 
Kettenreaktionen nach sich ziehen, ist 
der Erhalt der Biodiversität eine unserer 
wichtigsten Zukunftsaufgaben.

FLÄCHENVERBRAUCH
VERRINGERN, AUSGLEICHS-
MASSNAHMEN INTENSIVIEREN

Wer über Naturschutz spricht, darf 
über Flächenverbrauch nicht schwei-
gen. Wir müssen den Flächenverbrauch 
verringern und die Entsiegelung von 
Flächen fördern. Gerade weil andere 
klimaschutzrelevante Maßnahmen wie 
beispielsweise der Ausbau der schie-
nengebundenen Mobilität oder die 
Einrichtung von Energiespeichern den 
Verbrauch neuer Flächen erfordern, 
brauchen wir eine wirksame Gesamt-
strategie zum Flächenverbrauch und 
zum Klimaschutz im Freistaat Sachsen. 
Die Vornahme von Ausgleichsmaßnah-
men wollen wir intensivieren: Während 
in Deutschland beispielsweise für jeden 
Eingriff in die Landschaft ein gleich-
wertiger Ausgleich geschaffen werden 
muss, setzen andere Länder hier auf 
einen 2:1 oder 3:1-Ausgleich, also eine 
Überkompensation. Dabei muss es auch 
gelingen, die räumliche Nähe der Aus-
gleichsmaßnahmen zu den Eingriffsge-

bieten stärker als bisher zu berücksich-
tigten. Die SPD wird sich außerdem für 
ein innovatives Bodenschutzprogramm 
einsetzen.

NATURNAHES
FLÄCHENRECYCLING STÄRKEN

Gerade mit Blick auf unsere Struktur-
wandelregionen wollen wir die Wieder-
eingliederung nicht mehr genutzter 
Flächen in den Naturkreislauf intensi-
vieren. Die Renaturierung von Bergbau-
folgelandschaften hat bereits heute in 
Sachsen großartige Naherholungsgebie-
te und Naturschutzflächen ermöglicht. 
Wir wollen außerdem erreichen, dass im 
staatlichen Hoch- und Tiefbau mehr Re-
cycling-Baustoffe zum Einsatz kommen 
und so einerseits Baustoffgewinnungs-
gebiete verringert und andererseits 
Transportleistungen eingespart werden 
können.

GRUNDWASSER- UND
GEWÄSSERSCHUTZ

Wir müssen den Grundwasser- und 
Gewässerschutz in Sachsen weiter 
verbessern. Dazu muss einerseits die 
immer höhere Nitratbelastung einge-
dämmt werden, die durch den hohen 
Düngemitteleintrag der intensiven 
Landwirtschaft entsteht. Andererseits 
braucht es ebenso einen wirksameren 
Produkt-Gewässerschutz. Hierzu ge-
hören Verunreinigungen durch Mikro-
plastik und chemische Rückstände aus 



1 3 0 	 1 3 1

Wasch- und Reinigungsmitteln genauso 
wie steigende Antibiotika-Rückstände, 
die ihre Ursache auch in der Massentier-
haltung haben. Ein guter Grundwasser- 
und Gewässerschutz ist nicht zuletzt 
notwendig, um die Verbraucherinnen 
und Verbraucher zu schützen und ihnen 
deutliche Trinkwasser-Preissteigerungen 
zu ersparen.

HOCHWASSERSCHUTZ

Die Starkwetterereignisse der letzten 
Jahrzehnte haben uns im Freistaat 
Sachsen vor Augen geführt, wie wichtig 
Maßnahmen zum Schutz vor Hoch-
wasser, aber auch vor Sturzwasser 
und durch Bodenerosion verstärkte 
Schlammwasser sind. Im vorbeugenden 
Hochwasserschutz hat unser Land Fort-
schritte gemacht und die Bemühungen 
um die Ausweitung natürlicher Über-
schwemmungsflächen und Abfluss-
gebiete deutlich intensiviert. Durch Bio-
topverbünde sollen sie in der Landschaft 
möglichst vernetzt werden. Die wert-
vollen Auenwälder liegen uns in diesem 
Zusammenhang besonders am Herzen. 
Wir wollen weiterhin die Balance zwi-
schen technischem und natürlichem 
Hochwasserschutz halten und prüfen 
deshalb einen Entschädigungsfonds für 
Landwirte und Landbesitzer zur Auswei-
sung zusätzlicher Hochwasserflächen. 
Die Kommunen werden wir bei der 
Pflege der Gewässer zweiter Ordnung 
weiter unterstützen. Unser Nein zum 
Elbeausbau gilt auch weiterhin, denn die 
Vorteile einer Nutzung des Flusses als 

Transportweg können die Nachteile mit 
Blick auf den Schutz von Natur, Biodiver-
sität und Landschaft sowie den Hoch-
wasserschutz nicht aufwiegen.

SÄCHSISCHEN BIOTOP- 
VERBUND AUSWEITEN

Der sächsische Biotopverbund soll die 
derzeit noch vorhandenen naturnahen 
Lebensräume wildlebender Tiere und 
Pflanzen untereinander verbinden. Wir 
setzen uns dafür ein, dass der Biotop-
verbund mit Hilfe des Flächenrecyclings 
besonders in unseren Strukturwandel-
regionen ausgeweitet wird und neue 
Gebiete Schritt für Schritt eingegliedert 
werden können. Wir werden uns das 
Stiftungsprogramm „Jeder Gemeinde 
ihr Biotop“ zum Vorbild nehmen. Dazu 
gehört auch, dass wir den Waldumbau 
konsequent fortsetzen und weitere Wild-
nisgebiete (sogenannte Prozessschutz-
flächen) ausweisen. Wir nehmen uns vor, 
das nationale Ziel von fünf Prozent der 
Gesamtwaldfläche zu erreichen.

EIN LANDESEIGENES
NATURSCHUTZPROGRAMM 
EINRICHTEN

Im Freistaat Sachsen steht viel Geld 
für Naturschutzmaßnahmen zur Ver-
fügung. Doch da es sich hierbei fast aus-
schließlich um EU-Mittel handelt, ist der 
bürokratische Aufwand hoch und oft so 
kompliziert, dass ehrenamtliche Natur-
schutzvereine nicht auf das Geld zu-

greifen können. Der Freistaat kann nicht 
flexibel auf aktuelle Herausforderungen 
reagieren und ist von Entscheidungen 
auf EU-Ebene abhängig. Wir haben mit 
der Einführung der Initiative „Sachsen 
blüht“ einen ersten Schritt zu landes-
mittelfinanzierten Naturschutzprogram-
men unternommen. Künftig wollen wir 
ein landeseigenes Förderprogramm für 
Naturschutzmaßnahmen einführen und 
für unsere Kommunen öffnen.

DEN EHRENAMTLICHEN
NATURSCHUTZ STÄRKEN

Wir freuen uns über die vielen jungen 
Menschen, die derzeit für einen ver-
nünftigen Klimaschutz auf die Straße 
gehen. Wie im Sozial- und Jugend-
bereich auch, wird der Naturschutz zu 
einem sehr großen Teil vom Ehrenamt 
getragen. Dieses Ehrenamt braucht 
Strukturen, etwa um Fördermittel zu 
beantragen und Nachwuchs zu gewin-
nen. Wir werden deshalb die Förderung 
der Naturschutzstationen institutionali-
sieren und die Strukturen des ehrenamt-
lichen Naturschutzes stärken.

DIE UMWELTBILDUNG
VERBESSERN

Wir werden Träger und Maßnahmen der 
Umweltbildung weiter stärken. 
Die Themen Biodiversität, Tierwohl und 
Fleischkonsum sind in den Lehrplänen 
unserer Schulen zwar verankert. Wir 
wollen aber erreichen, dass die Ausein-

andersetzung mit diesen Themen auch 
im praktischen Schulalltag eine größere 
Rolle spielt – von der Schulhofgestal-
tung und der Einrichtung von Schul-
gärten bis hin zu Unterricht im Freien, 
Wandertagen und Exkursionen. Des-
halb wollen wir Themen der Umwelt-
bildung stärker in den Fortbildungen 
der Lehrkräfte berücksichtigen und die 
Zusammenarbeit mit außerschulischen 
Bildungspartnern wie Umweltverbän-
den und Naturschutzinitiativen weiter 
stärken.

DAS WOLFSMANAGEMENT
BEIBEHALTEN

Die wohl emotionalste Debatte im 
Bereich des Artenschutzes wird um 
den Wolf geführt. Der Wolf ist eine 
geschützte Tierart und wir freuen uns, 
dass er sich wieder dauerhaft in Sach-
sen angesiedelt hat. Klar ist aber auch: 
Wenn ein Wolf gravierende Probleme 
verursacht, dann muss das einzelne Tier 
getötet werden können. Mit der nach 
einem umfangreichen Beteiligungspro-
zess nun beschlossenen Wolfsverord-
nung hat das Land Sachsen klare Regeln 
für den Schutz von Tier und Mensch 
gleichermaßen formuliert und eine 
aus unserer Sicht vernünftige Balance 
zwischen allen Interessen hergestellt. 
Die Emotionalität der Debatte zeigt, 
wie wichtig es ist, die Aufklärungspro-
gramme zum Wolf weiterzuführen, den 
Schadensausgleich zu ermöglichen und 
dauerhafte Dialogformate zu etablieren. 
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UMWELTGERECHTIGKEIT
SCHAFFEN

Umweltgerechtigkeit ist für uns zentral: 
Sie verzahnt die ökologische mit der 
sozialen Frage und gibt Antwort darauf, 
wer Umweltgerechtigkeit verantwortet, 
was gerecht ist und was geteilt werden 
muss, um Gerechtigkeit zu erzeugen, 
aktuell und in Bezug auf die zukünftigen 
Generationen. Wir werden Rahmenbe-
dingungen dafür setzen, dass Umwelt-
gerechtigkeit gelingen kann, bei der die 
Teilhabe aller an der Umwelt gesichert 
wird. Dazu werden wir Aspekte von Um-
weltgerechtigkeit in das Planungs-, das 
Steuer- und das Immissionsschutzrecht 
sowie die Mobilität integrieren. Auch im 
Naturschutzrecht werden wir auf mehr 
Umweltgerechtigkeit drängen, z.B. im 
Zugang aller Menschen zu Natur und 
Landschaft. Erholung in der Natur soll 
auch für Menschen mit Behinderung 
oder für Menschen aus sozial schwa-
chen Milieus erreichbar und machbar 
sein. In der Nachhaltigkeitsstrategie des 
Landes werden wir den Aspekt Umwelt-
gerechtigkeit vertiefen.

	Land- und 
	Forst- 
	wirtschaft 
Unser Sachsen wird durch die Land- und 
Forstwirtschaft geprägt. Wir wollen 
eine zeitgemäße und nachhaltige 
Land- und Forstwirtschaft, die mit ihren 
unterschiedlichen Strukturen unsere 
Kulturlandschaft aktiv mitgestaltet und 
erhält, die einen möglichst hohen Bei-
trag zum Klima- und Artenschutz leistet, 
vielen Menschen eine gute Arbeit und 
ein sicheres Einkommen bietet und uns 
mit qualitativ hochwertigen Nahrungs-
mitteln und Ressourcen versorgt. Wir 
haben die Umstellungsförderung für den 
ökologischen Landbau erhöht und damit 
einen stärkeren Anreiz für einen Umstieg 
geschaffen. Wir freuen uns, dass wir uns 
mit unserer Forderung, die Hofabga-
beklausel abzuschaffen, durchgesetzt 
haben und damit endlich mehr ältere 
Landwirte von der Alterssicherung profi-
tieren. Und wir haben Hilfsmaßnahmen 
ergriffen, um die sächsische Land- und 
Forstwirtschaft bei Umsatzeinbrüchen, 
etwa durch Dürre oder in der Milchkrise, 
zu helfen. Sowohl die Zahl der ökolo-
gisch produzierenden Betriebe als auch 
die ökologisch bewirtschaftete Fläche 
hat in den letzten 20 Jahren in Sachsen 
deutlich zugenommen. Nachhaltige Pro-
duktionsverfahren in der Landwirtschaft 
und der Lebensmittelherstellung haben 
positive Arbeitsmarkteffekte. Deshalb ist 
eine nachhaltige Landwirtschaftspolitik 

gleichzeitig wirksame Wirtschaftsför-
derung für die ländlichen Räume in 
Sachsen. In den nächsten Jahren wollen 
wir die Bedingungen für eine ökologisch 
verantwortungsvolle Land- und Forst-
wirtschaft weiter verbessern, damit 
noch mehr Betriebe den Umstieg wagen.

FLÄCHENAUSVERKAUF
VERHINDERN

Unsere landwirtschaftlichen Betriebe 
sind Teil der regionalen Wertschöpfung. 
Wir wollen die Position vor Ort ansäs-
siger kleinerer und mittlerer Betriebe 
im lokalen Grundstücksmarkt stärken 
und Flächenausverkäufe an Finanzin-
vestoren verhindern. Zu diesem Zweck 
werden wir gesetzliche Regelungen ein-
führen, die den Verkauf von Betrieben 
und Betriebsanteilen in ähnlicher Weise 
wie den Verkauf von Flächen reglemen-
tieren und prüfen die Einführung einer 
Pachtpreisbremse.

SMART FARMING FÖRDERN

Unsere traditionell recht großen land-
wirtschaftlichen Unternehmen sollen 
Vorreiter einer modernen und nach-
haltigen Landwirtschaft des 21. Jahr-
hunderts werden. Die Digitalisierung 
landwirtschaftlicher Produktionspro-
zesse besitzt großes Potenzial für eine 
ressourcen- und klimaschonende Land-
bewirtschaftung. Wir wollen innovative 
Bewirtschaftungsformen fördern. 

Auch deshalb ist uns „5G an jedem 
Feld“ ein wichtiges Anliegen. In unseren 
Strukturwandelregionen wollen wir die 
Erprobung neuer Technologien voranbrin-
gen und dabei einen Schwerpunkt auf 
Projekte des Natur-, Klima- und Ressour-
censchutzes in der Landwirtschaft legen.

ÖKOLOGISCHEN LANDBAU
ZUM FÖRDERSCHWERPUNKT
MACHEN

Wir wollen den Anteil der ökologisch 
produzierenden Betriebe in Sachsen 
weiter erhöhen. Landwirtinnen und 
Landwirte, die sich über den gesetz-
lichen Rahmen hinaus für den Schutz 
von Natur und Klima, für die biologische 
Vielfalt und das Tierwohl engagieren, 
werden wir stärker unterstützen. Dazu 
wollen wir neben der Ausreichung von 
Fördermitteln auch Beratungsstruktu-
ren schaffen und Netzwerke zur regio-
nalen Vermarktung stärken.

BÖDEN UND GRUNDWASSER
SCHÜTZEN

Die Qualität unserer sächsischen Böden 
und unseres Trinkwassers wird durch 
die hohe Nitratbelastung enorm be-
einträchtigt. Deshalb muss die Dünge-
verordnung konsequent umgesetzt 
werden. Wir wollen erreichen, dass 
der Einsatz von chemischen Pflanzen-
schutzmitteln in der Landwirtschaft auf 
das absolut notwendige Mindestmaß 
reduziert wird. 
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Wir brauchen einen schrittweisen, aber 
zügigen Ausstieg aus der Anwendung 
des Unkrautvernichtungsmittels Gly-
phosat. Die Erforschung und Erprobung 
von alternativen und ökologisch unbe-
denklichen Pflanzenschutzmitteln und 
Verfahren werden wir fördern.

AUSRICHTUNG AM
TIERWOHL STÄRKEN

In der Nutztierhaltung nimmt das 
Tierwohl für uns einen sehr hohen 
Stellenwert ein. Wir befürworten Siegel, 
die dem Verbraucher die Orientierung 
erleichtern und wollen bundeseinheit-
liche Regelungen, die Antibiotika in der 
Tierzucht auf ein absolutes Minimum 
beschränken und den Einsatz von Reser-
veantibiotika verbieten. Auswüchse der 
Massentierhaltung wollen wir unter-
binden, um Tierleid zu verhindern und 
unsere Umwelt und unser Trinkwasser 
vor zu hoher Nitratbelastung zu schüt-
zen. Auch setzen wir uns für eine gute 
personelle Ausstattung der kommuna-
len Veterinärämter ein, sodass regel-
mäßige Kontrollen in Tiermastbetrie-
ben tatsächlich durchgeführt werden 
können. Wir werden bei der Förderung 
besonderes Augenmerk auf ökologisch 
arbeitende Betriebe legen, die lokale 
Verwertungsketten nutzen und so Tier-
transporte minimieren. Wir setzen uns 
außerdem dafür ein, Küken-Schreddern, 
betäubungslose Ferkel-Kastration und 
ähnliches sinnloses Tierleid zügig zu 
beenden.

DEN SÄCHSISCHEN
WEINBAU ERHALTEN

Der sächsische Weinbau ist ein wichtiger 
Teil unserer Geschichte und er ist Kultur-
gut. Wir sind stolz auf unser zwar im 
Vergleich sehr kleines Anbaugebiet, das 
aber qualitativ hervorragenden Wein 
produziert. Sachsens Weinanbau ist von 
Nebenerwerbswinzern geprägt, deren 
Fortbildung wir stärker unterstützen 
wollen. Wir werden die Förderung der 
Anlage und Sanierung von Weinbergs- 
und Trockenmauern fortsetzen und den 
Steillagenweinbau weiter fördern.

WALDFLÄCHEN SCHÜTZEN
UND VERMEHREN

Sachsen ist im bundesweiten Vergleich 
unterdurchschnittlich bewaldet, auch 
wenn die letzten zehn Jahre einen leich-
ten Waldflächenzuwachs verzeichnet 
haben. Unser Ziel bleibt ein Freistaat 
Sachsen mit 30 Prozent Waldfläche. Wir 
werden den naturnahen Waldumbau 
hin zu robusten Mischwäldern forcieren, 
die den veränderten Klimabedingungen 
standhalten. 

NATURNAHE WALDBEWIRT-
SCHAFTUNG STÄRKEN

Eine naturnahe Waldwirtschaft mit ge-
mischten, reich strukturierten Wäldern 
und ausreichenden Totholzanteilen wird 
nicht nur aktuellen Forderungen an eine 
multifunktionale Forstwirtschaft am 

besten gerecht. Gesunde Waldböden 
stärken durch ihre Fähigkeit, starke 
Niederschläge abzupuffern, auch den 
Schutz bei Extremwetterereignissen. 
Deshalb wollen wir den Holzeinschlag in 
FFH- und Naturschutzgebieten bis auf 
das unbedingt nötige Maß verringern. 
Wir wollen die naturnahe Waldbewirt-
schaftung weiter stärken und so unter 
Einbeziehung natürlicher Prozesse die 
biologische Vielfalt fördern. Dazu ge-
hört auch, durch verantwortungsvolle 
Jagd die Wildbestände so zu regulieren, 
dass gesunde und vielfältige Wald- 
Lebensgemeinschaften erhalten werden 
und sich die natürlich vorkommenden 
Baumarten ohne Schutzmaßnahmen 
verjüngen können.

FORSTBETRIEBSGEMEIN- 
SCHAFTEN UNTERSTÜTZEN

Um Besitzern kleinerer Waldflächen die 
anspruchsvolle Waldbewirtschaftung zu 
erleichtern, werden wir den Zusammen-
schluss zu Forstbetriebsgemeinschaften 
weiter unterstützen. Die fachkundige 
Beratung des Staatsbetriebs Sachsen-
forst hilft Waldbesitzern dabei, sich auf 
die Auswirkungen des Klimawandels 
und Wetterextreme wie den Hitzesom-
mer 2018 und Starkregen bzw. Stürme 
einzustellen. Diese Dienstleistungen 
müssen kostenfrei bleiben. Die finan-
zielle Förderung von Waldschutzmaß-
nahmen behalten wir bei und werden –  
wie beim Borkenkäfer – auch künftig 
zusätzliche Mittel für aktuelle Problem-
lagen bereitstellen.
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	Wirtschaft, 
	Arbeit und 
	Innovation 

1 3 71 3 6
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Eine starke, faire und nachhaltige Wirt-
schaft ist die Grundlage für gute Lebens-
bedingungen. Sie schafft die Vorausset-
zungen für zukunftsfeste Arbeitsplätze, 
faire Einkommen und ökologischen 
Fortschritt. Die Leistungsfähigkeit und 
Innovationskraft unserer Gesellschaft 
lebt einerseits vom Unternehmertum 
– von Frauen und Männern, die ihre 
Produkt- und Geschäftsideen umsetzen 
wollen, die bereit sind, dafür Risiken 
einzugehen und Neuland zu betreten. 
Und sie lebt genauso von den Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmern – von 
Frauen und Männern, die mit Leistungs-
bereitschaft und Qualität, mit Kunden-
orientierung und Kreativität den Erfolg 
der Unternehmen, in denen sie beschäf-
tigt sind, erst ermöglichen. Deshalb 
gehören für uns Sozialdemokratinnen 
und Sozialdemokraten Wirtschaft und 
Arbeit zusammen, sie sind zwei Seiten 
derselben Medaille und brauchen eine 
gemeinsame, integrierte Politik.
Gutes Wirtschaften bedeutet für uns 
vor allem gute Arbeit und wettbewerbs-
fähige Produkte, aber auch Schutz der 
Umwelt, Verantwortung für die Region 
und für das Gemeinwesen. Wirtschaft, 
Arbeit, regionale Entwicklung und 
Umweltschutz gehören aus unserer Sicht 
zusammen. Wir wollen eine Wirtschaft, 
die dynamisch und innovativ ist, die 
nachhaltig und generationengerecht 
arbeitet und in welcher der gemeinsam 
erwirtschaftete Wohlstand gerecht 
verteilt wird. Unsere Wirtschaftspolitik 
stärkt die, die in Sachsen etwas bewegen 
und gute Arbeit schaffen wollen. Mit 
kluger Rahmensetzung, intelligenten 

Förderinstrumenten und einer zuge-
wandten Ermöglichungskultur wollen 
wir das richtige Umfeld schaffen.
Weltweit sind die wichtigsten Faktoren 
für wirtschaftlichen Erfolg Kreativität 
und Weltoffenheit, Forschergeist und 
Offenheit für Neues. Ostdeutschland 
wird auf Dauer nur als weltoffene Regi-
on erfolgreich sein können. Auch darum 
müssen wir Rechtspopulismus, Rassis-
mus und Rechtsextremismus weiter 
entschieden bekämpfen.

	Unsere 
	Wirtschafts- 
	struktur 
	weiter 
	stärken 
Die sächsische Wirtschaft ist heute 
geprägt von breitem Mittelstand und 
Handwerk. Auch deshalb ist der Anteil 
der Arbeitsplätze in Sachsen, die in 
Forschung und Entwicklung angesiedelt 
sind, weiterhin unterdurchschnittlich. 
Kein DAX-Unternehmen hat seine Unter-
nehmenszentrale in Sachsen. Die immer 
noch recht großen Einkommensunter-
schiede zu den wirtschaftlich stärksten 
Regionen Deutschlands erschweren es, 
Fachkräfte zu halten oder zurückzuge-
winnen. Doch erfreulicherweise wächst 
der Anteil exportierender sowie Innova-
tion betreibender Unternehmen.

NACHTEILE DER
KLEINTEILIGKEIT ABBAUEN

Wir wollen die Kleinteiligkeit der säch-
sischen Wirtschaft verringern. Unsere 
Wirtschaftspolitik hilft, internes Unter-
nehmenswachstum zu fördern und 
Zukäufe zu unterstützen. Gleichzeitig 
wollen einige Unternehmen auch nicht 
wachsen, sondern ihr Geschäftsmodell 
stabilisieren und nachhaltig ausrichten. 
Wir wollen den Erhalt von Unterneh-
men in Zeiten des demografischen 
Wandels auch dann ermöglichen, wenn 
kein Wachstum erfolgt. Unter anderem 
haben wir die Sicherung von Dauer-
arbeitsplätzen als eine Fördervoraus-
setzung der Wirtschaftsförderrichtlinie 
GRW RIGA zugelassen. Die branchen-
interne und -übergreifende Zusammen-
arbeit wollen wir weiter fördern und mit 
den Vernetzungspotentialen der Digita-
lisierung die Nachteile der Kleinteiligkeit 
minimieren.

VERBESSERUNG DER
REGIONALEN WIRTSCHAFTS-
STRUKTUR

Die Gemeinschaftsaufgabe “Verbesse-
rung der regionalen Wirtschaftsstruk-
tur“ (GRW) bleibt unser wichtigstes 
Förderinstrument. Bei der aktuell an-
stehenden Neufassung des länderüber-
greifenden Rahmens dieser Bund-Län-
der-Richtlinie werden wir uns dafür 
einsetzen, dass auch nach 2020 genug 
Mittel bereitstehen, um den wirtschaft-
lichen Aufholprozess zu fördern und 

strukturellen Schwächen zu begegnen. 
Die Maßnahmen zur Stärkung der Wirt-
schaftskraft wie Investitionen, Innova-
tionen, gewerbenahe Infrastruktur und 
Fachkräftesicherung sollen weiter im 
Mittelpunkt der GRW-Förderung stehen.

FÖRDERRICHTLINIEN PASS-
GENAU GESTALTEN UND AUF
DIE ZUKUNFT AUSRICHTEN

Wir haben die Richtlinie GRW RIGA 
modernisiert, um Tariftreue, innovati-
ves Wirtschaften und Digitalisierung 
besser fördern zu können. Auch die 
neue Mittelstandsrichtlinie adressiert 
besonders die Aspekte Digitalisierung, 
Innovation und Fachkräftesicherung. 
Für die regional tätigen kleinen und 
mittleren Unternehmen in den Land-
kreisen haben wir mit der Richtlinie 
„Regionales Wachstum“ eine spezifische 
Investitionsförderung geschaffen, die 
gerade diesen unmittelbar nützt und 
regionale Wertschöpfungsketten stärkt. 
Wir werden das Programm weiterfüh-
ren und mit bedarfsgerechten Finanz-
mitteln ausstatten.
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	Sachsen zur 
	Innovations- 
	schmiede 
	der Zukunft 
	machen 
Wir wollen Sachsen zu einer Innovati-
onsschmiede in Mitteleuropa machen. 
Zukunftstechnologien werden hier nicht 
nur erprobt, sondern gehen in Serie.
Wertschöpfung findet auf hohem 
Niveau und nachhaltig statt. Dabei wer-
den neue Geschäftsmodelle erschlossen, 
zukunftsfähige Strukturen aufgebaut 
und qualifizierte und gute bezahlte 
Beschäftigung gesteigert. Wir wollen für 
eine solche Entwicklung die bestmögli-
chen Standortbedingungen herstellen 
und so dabei helfen, dass sich Sachsen 
von einem primären Produktionsstand-
ort in einen herausgehobenen Entwick-
lungsstandort von europäischem Rang 
wandelt.

INDUSTRIELAND SACHSEN

Sachsen ist ein stolzes, innovatives 
Industrieland. Zentren des Bergbaus, der 
Stahl-, Textil- und Kunststoffindustrie, 
der Nahrungsmittel-, chemischen und 
pharmazeutischen Industrie, des Fahr-
zeug- und Maschinenbaus, der Elektro-
technik und der Mikroelektronik prägen 
das Industrieland Sachsen. 

Es lebt vom Miteinander von innovati-
ven, dynamischen kleinen und mittleren 
Unternehmen, einem leistungsfähigen 
industriellen Mittelstand und großen 
Unternehmen. Diese sind zugleich 
Ankerpunkte und bilden Referenz-
räume für die Industrie von morgen. 
Sie schaffen Wertschöpfung, differen-
zierte Beschäftigungsmöglichkeiten 
und gute Arbeit. Große Unternehmen 
sind Vorbilder, setzen Standards in der 
Produktion, aber auch in der Verein-
barkeit von gutem Leben und Arbeiten, 
in der betrieblichen Mitbestimmung, 
bei Arbeitszeitmodellen und bei fairen 
Löhnen und Gehältern. Für die Verbrei-
terung der Wertschöpfung in Sachsen 
kommt ihnen eine Schlüsselrolle zu. 
Mit einer aktivierenden Industriepolitik 
wollen wir große Unternehmen dabei 
unterstützen, Innovationstreiber zu 
sein. Mit attraktiven Standortbedingun-
gen wollen wir weitere Unternehmen 
für den Standort Sachsen begeistern. 
Unternehmen in Sachsen wollen wir 
bei der Transformation der Produktion 
und ihres Geschäftsmodells im digitalen 
Zeitalter begleiten. Sie sollen Netzwer-
ke bilden und stärken, Innovationen in 
Prozessen und Produkten voranbringen 
und als Plattformen für den indust-
riellen Mittelstand wirken. Wir wollen 
Investitionen in Forschung und Entwick-
lung auch von großen Unternehmen 
und die Zusammenarbeit mit sächsi-
schen Hochschulen und Forschungsein-
richtungen und kleinen und mittleren 
Unternehmen stärken.

INNOVATIVEN INDUSTRIE-
WANDEL FÖRDERN

Wir wollen innovative Newcomer 
mutig fördern. Im traditionellen Indus-
triestandort Sachsen werden unsere 
Unternehmen besonders vom industri-
ellen Wandel betroffen sein. Gleichzeitig 
hat Sachsen beste Voraussetzungen für 
innovative Branchen, die auf Grundlage 
unserer bestehenden Industriezweige 
wie beispielsweise Maschinenbau und 
Fahrzeugtechnik wachsen können, etwa 
Nanotechnik oder Robotik. Wir wollen 
bestehende Strukturen in den hier 
verwurzelten Branchen nutzen, um Zu-
kunftstechnologien gezielt zu fördern. 
Die langfristige Wettbewerbsfähigkeit 
lokaler Unternehmen unterstützen wir 
dabei unabhängig von ihrer Größe.

HIGH-TECH-NETZWERKE
UND CLUSTER STÄRKEN

Wir haben die bestmöglichen Voraus-
setzungen geschaffen, um zusätzliche 
Mittel aus europäischen High-Tech-För-
derprogrammen (PENTA, ECSEL) nach 
Sachsen zu lenken. Wir haben die För-
derung von Branchennetzwerken und 
Clustern wieder ermöglicht, den bran-
cheninternen Austausch und die Koope-
ration durch Preise und Wettbewerbe 
angetrieben. Besondere Bedeutung 
kommt dabei den Zukunftsbranchen 
Energietechnik, Digitalisierung, Künst-
liche Intelligenz, nachhaltige Mobilität 
und Fahrzeugtechnik, Maschinenbau 
und Industrierobotik, der Material-

technologie, Bio-, Pharmaindustrie und 
Informations- und Kommunikations-
technologien sowie der Kultur- und 
Kreativwirtschaft zu.

KERNLAND DER DEUTSCHEN
E-MOBILITÄT WERDEN

Wir machen Sachsen zur Wiege der 
Mobilität von morgen. Mit einer star-
ken Zulieferindustrie, den modernsten 
Werken von Porsche und BMW, VW 
e-Golf in Dresden, VW I.D. in Zwickau 
sowie den BMW i3- und i8-Modellen 
in Leipzig ist Sachsen schon jetzt auf 
dem Weg zum Kernland der deutschen 
Elektromobilität. Wir wollen die gute 
Ausgangssituation nutzen und dafür 
sorgen, dass Sachsen international 
führender Standort bei der Automo-
bilität im Zeitalter der Digitalisierung 
wird. Durch Kooperationsangebote der 
öffentlichen Forschungseinrichtungen 
in Chemnitz, Dresden, Freiberg, Leipzig 
und Zwickau wollen wir dazu beitragen, 
dass die sächsischen Automobilzuliefe-
rer und Originalausrüstungshersteller 
im Wandel zu neuen Antriebstechnolo-
gien bestehen und diesen mitgestalten 
können. Die Veränderungsprozesse 
durch den Wandel zur Elektromobilität 
und durch die zunehmende Digitalisie-
rung erfordern sozialpartnerschaftliche 
Zukunftsvereinbarungen und entspre-
chende Investitionen. Die Fachkräfte 
– sowie die Investitionsförderung des 
Freistaats müssen die Förderung solcher 
Transformationsprozesse gewährleisten. 
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Der Erhalt der Arbeitsplätze in Sachsen 
bleibt dabei unser oberstes Gebot. Die 
massiven Veränderungsprozesse gehen 
auch mit einer starken qualitativen und 
quantitativen Veränderung der Beschäf-
tigungsverhältnisse einher. Hier bedarf 
es stärkerer gesamtgesellschaftlicher, 
struktureller Unterstützung für die be-
troffenen Unternehmen und Regionen, 
etwa durch Instrumente wie ein Trans-
formations-Kurzarbeitergeld. Dafür 
werden wir uns im Bund einsetzen.

KERNLAND VON
INNOVATION UND
MODERNER TECHNIK

Auch alternative Antriebstechnologien 
nehmen einen immer breiteren Raum 
innerhalb der Mobilität ein. Wir wollen 
unseren technologieoffenen Ansatz 
weiterverfolgen und die Möglichkeiten 
dieser Antriebe für den Freistaat Sach-
sen nutzen. Sachsen soll zum Kernland 
der Innovation werden. Vor allem Was-
serstoff bietet als Energieträger vielver-
sprechende Anwendungsmöglichkeiten. 
Dies gilt nicht nur für Straßenfahrzeuge. 
Gerade im Schienensektor bietet Was-
serstoff völlig neue Möglichkeiten zur 
Nutzung der Potentiale zur Emissions-
minderung oder auch der CO2-Einspa-
rung. Brennstoffzellen und Brennstoff-
zellensysteme gewinnen ebenso immer 
größere Bedeutung. Diese müssen 
weiter gefördert werden. Wir werden 
deshalb nicht mehr diskutieren, ob sich 
etwas durchsetzt und nicht nur diese 
Ideen nach Sachsen holen. 

Denn wir sind schon viel weiter. Wir 
werden auch die Wertschöpfung nach 
Sachsen holen. Wir werden die Techno-
logien in Sachsen anwenden. Denn die 
Zukunft liegt in der Vielfalt der An-
triebstechnologien.

TESTFELD FÜR AUTONOMES 
FAHREN EINRICHTEN

Wir wollen neue und moderne Mobi-
litätsangebote zur Verfügung stellen. 
Dies werden wir durch die Einführung 
automatisierter Fahrfunktionen, die 
für eine breite Anwendung geeignet 
sind, erreichen. Das gilt nicht nur für 
den Personen-, sondern insbesondere 
auch für den Güterverkehr. In Sachsen 
soll zeitnah das erste urbane Testfeld 
für autonomes Fahren entstehen. Die 
Erschließung des ländlichen Raumes 
mit digitaler Infrastruktur und auto-
nom gesteuerten Fahrzeugen bietet 
ungeahnte Möglichkeiten für Lebens- 
und Arbeitsräume auch außerhalb der 
großen Zentren.

PRAXISORIENTIERTE FOR-
SCHUNG IN KÜNSTLICHER
INTELLIGENZ

Wir wollen einen Hub für Künstliche 
Intelligenz in Sachsen ansiedeln. Dort 
sollen auf der Basis von Unternehmens- 
und Maschinendaten, die am Hub 
beteiligte Unternehmen zur Verfügung 
stellen, Anwendungen entwickelt und in 
die Praxis überführt werden.

SÄCHSISCHE STRATEGIE
FÜR INDUSTRIE 4.0

Der Übergang zur Industrie 4.0 bringt 
für Sachsens vielfältige und starke 
Industrielandschaft Chancen und 
Herausforderungen. Der innovative 
sächsische Maschinenbau bietet gute 
Voraussetzungen für einen gelungenen 
Übergang. Wir wollen die Ergebnisse 
der Strategiewerkstatt „Industrie der 
Zukunft“ im Rahmen einer übergrei-
fenden sächsischen Industriestrategie 
umsetzen. Dabei setzen wir auf regio-
nale Innovations- und Wertschöpfungs-
bündnisse und ressortübergreifende 
Koordinierung. Die Beschäftigten in der 
Industrie und ihre Gewerkschaften sind 
unsere Partner.

ANSIEDLUNG INNOVATIVER 
UNTERNEHMEN FÖRDERN

Sachsen ist es in den letzten Jahren ge-
lungen, sich zu einem rundum attrakti-
ven Investitionsstandort zu entwickeln. 
Ein erfolgreiches Schulsystem, exzel-
lente Hochschulen und eine leistungs-
fähige Berufsschullandschaft sorgen für 
gut ausgebildete junge Fachkräfte, eine 
gute Infrastruktur für Anbindungen in 
alle Richtungen und im Breitbandaus-
bau nimmt Sachsen im bundesweiten 
Vergleich inzwischen einen vorderen 
Rang ein. Wir wollen unsere Ansied-
lungspolitik auf die Ansiedlung innovati-
ver Unternehmen fokussieren. Denn 
für die Entwicklung und Erprobung neu-
er Technologien bieten sich nicht nur 

unsere Forschungsstandorte, sondern 
auch die Strukturwandelregionen in be-
sonderer Weise an.

SACHSEN ZUM SOFTWARE-
LAND MACHEN

Software ist der Schlüsselfaktor, um die 
digitale Transformation zu meistern. Sie 
ist Grundlage dafür, dass wir in allen Be-
reichen weiter innovativ bleiben. Soft-
ware wird in den traditionell starken 
Industriezweigen Maschinenbau und 
Fahrzeugbau immer wichtiger. Auch 
deswegen hat sich in den letzten Jahren 
die Zahl der Beschäftigten in diesem 
Bereich mehr als verdoppelt und diese 
positive Entwicklung wird sich fortset-
zen. Um die Entwicklung zum Software-
land Sachsen zu beschleunigen, müssen 
wir weiter dafür sorgen, dass genügend 
Fachkräfte zur Verfügung stehen, dass 
die digitale Infrastruktur auf Basis von 
Glasfaser ausgebaut wird und dass In-
novationen ermöglicht werden. Sachsen 
verfügt mit seiner Forschungsland-
schaft und der vorhandenen Industrie 
über hervorragende Voraussetzungen, 
um die Zukunft der digitalen Transfor-
mation entscheidend zu gestalten. Um 
dieses Potential zu heben, werden wir 
die im Rahmen der Digital-Hub-Initiati-
ve der Bundesregierung ausgewählten 
Standorte Dresden und Leipzig gemein-
sam mit der Wirtschaft weiter unter-
stützen, ihre Finanzierung sicherstellen 
und den Aufbau abschließen.
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UNTERNEHMEN BEI IT-
SICHERHEIT UNTERSTÜTZEN

Die fortschreitende Digitalisierung er-
höht die Anforderungen an die Sicher-
heit von IT-Systemen. Wir schaffen mit 
einem Gesetz zur Informationssicher-
heit die Voraussetzungen dafür, dass 
die Verwaltungsbehörden Sicherheits-
gefahren wirksam erkennen und ab-
wehren können. Gerade für kleine und 
mittlere Unternehmen wollen wir mit 
der Einrichtung eines Kompetenzzent-
rums für IT-Sicherheit für Unterstützung 
und Beratung auch im privatwirtschaft-
lichen Bereich sorgen. Eine Politik, die 
absichtlich Sicherheitslücken in Soft- 
und Hardware offen lässt, um Zugänge 
für staatliche Überwachungsmaß-
nahmen zu ermöglichen, schadet der 
IT-Sicherheit insgesamt. Deshalb lehnen 
wir solche Vorhaben ab.

DIE KULTUR- UND
KREATIVWIRTSCHAFT
WEITER UNTERSTÜTZEN

Die Kultur- und Kreativwirtschaft 
liegt uns sehr am Herzen. Dieser Wirt-
schaftszweig ist zukunftsweisend und 
verbindet Stadt und Land. Wir sehen 
großes Potenzial in Kooperationen 
zwischen der Kultur- und Kreativwirt-
schaft, anderen Wirtschaftsbranchen 
und den Hochschulen, um Innovationen 
voranzutreiben und den Strukturwandel 
zu meistern. Wir wollen die begonnene 
Förderung der Kultur- und Kreativwirt-
schaft fortsetzen und konkretisieren. 

Dabei setzen wir auf die Zusammenar-
beit mit den starken und wachsenden 
Branchennetzwerken. Auf der Basis 
des zweiten Branchenberichts für den 
Wirtschaftszweig werden wir gezielte 
Maßnahmen ergreifen. In der Außendar-
stellung sächsischer Wirtschaftspoten-
ziale wird die Branche eine noch größere 
Rolle spielen.

KLEINE UNTERNEHMEN
UND HANDWERKSBETRIEBE
BEI INNOVATIONSARBEIT
UNTERSTÜTZEN

Innovation entsteht, wenn kluge Köpfe 
in den Unternehmen Zeit und Raum für 
Neugestaltung haben. Wir haben es mit 
dem Innovationsassistenten-Programm 
auf Basis von ESF-Mitteln erstmals 
ermöglicht, dass kleine und mittlere 
Unternehmen für spezifische innovative 
Projekte Hochschulabsolventinnen und 
-absolventen für eine begrenzte Zeit 
einstellen konnten. Mit InnoManagern 
haben wir zudem das betriebliche Inno-
vationsmanagement solcher Unterneh-
men entscheidend gestärkt. So haben 
wir besonders kleinen Unternehmen 
geholfen ihr Geschäftsmodell weiter-
zuentwickeln und gleichzeitig jungen 
Fachkräften Zukunftsaussichten in der 
Region ermöglicht. Wir wollen zukünftig 
auch aus Landesmitteln Personal für die 
Förderung der Innovationsaktivitäten 
kleiner Unternehmen unterstützen, um 
in dieser wichtigen Frage nicht allein 
von europäischen Mitteln abhängig 
zu sein. Besonderes Augenmerk legen 

wir dabei auf die Förderung der Digi-
talisierung der Geschäftsprozesse im 
Handwerk.

VERGABERECHT AUF
INNOVATION AUSRICHTEN

Mit einer Modernisierung des Ver-
gaberechts wollen wir nicht nur für 
Tariftreue und die Stärkung regionaler 
und ökologischer Kriterien sorgen. Ein 
modernes Vergaberecht kann auch ein 
wirksames Innovationsinstrument sein, 
wenn es der öffentlichen Hand mehr 
Spielräume eröffnet. Wir wollen mit ei-
nem neuen Vergabegesetz ermöglichen, 
dass bei Investitionen der öffentlichen 
Hand – ganz gleich ob im Straßenbau, 
beim Neubau und der Sanierung von 
Gebäuden oder auch bei Ingenieurbau-
werken – solche Angebote, die beson-
ders innovative Baustoffe, Materialien 
oder Technologien einsetzen wollen, kei-
nen Nachteil gegenüber der vermeint-
lich preisgünstigsten Lösung haben.

	Guten 
	Gründer- 
	ideen den 
	Weg ebnen   

Sachsen hat seinen Ruf als herausge-
hobener Gründerstandort ausgebaut. 
Mit der Gründung der FutureSax GmbH 

haben wir die Unterstützung des Frei-
staats für Gründerinnen und Gründer 
verstetigt, konzentriert und zukunfts-
fähig aufgestellt. Neben dem bewährten 
Technologiegründerstipendium haben 
wir mit dem InnoStartBonus ein weite-
res Modellvorhaben für die Gründerför-
derung geschaffen. Die Hub-Standorte 
Dresden und Leipzig, der Inkubator Spin-
Lab in Leipzig und das DLR-Software-
institut in Dresden verknüpfen wissen-
schaftliche Exzellenz und wirtschaftliche 
Verwertung. Und mit der Validierungs-
förderung des Freistaats Sachsen werden 
wir eine weitere Brücke schlagen.

GRÜNDUNGS- UND
WACHSTUMSKAPITAL
BEREITSTELLEN

Gründerinnen und Gründer sowie 
Wachstumsunternehmen brauchen für 
ihren Start das notwendige Kapital, das 
in Sachsen noch nicht in ausreichendem 
Maß vorhanden ist. Der Technologie-
gründerfonds soll Gründungs- und 
Wachstumskapital bereitstellen, um 
diesem Mangel zu begegnen und die 
Risikobereitschaft von Unternehmern 
und Kapitalgebern zu unterstützen. Wir 
wollen zusätzliches Gründungs- und 
Wachstumskapital in und für Sachsen 
mobilisieren, um innovativen Unter-
nehmen insbesondere in den ländlichen 
Räumen und unseren Strukturwandelre-
gionen Wachstum zu ermöglichen.
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AUCH IN SACHSENS MITTEL-
STÄDTEN ANSIEDLUNGS- 
RÄUME SCHAFFEN

Die Schaffung innovativer und kreativer 
Ansiedlungsräume ist uns wichtig. Wir 
wollen private und öffentliche Accele-
ratoren / Inkubatoren unterstützen und 
wo möglich auch in den Mittelstädten 
„Hot Spots“ schaffen. Dafür sollen die 
Kommunen die GRW-Förderung effekti-
ver nutzen können.

GRÜNDERINITIATIVEN
WEITER FÖRDERN

Auch in der neuen EU-Förderperiode 
werden wir die hochschulnahen Grün-
derinitiativen weiter fördern. Ziel ist die 
Verstetigung dieser Maßnahmen, um 
dauerhafte Strukturen an der Schnitt-
stelle von Wissenschaft, Wirtschaft und 
StartUp-Szene zu etablieren.

AUSSERUNIVERSITÄRE
FORSCHUNGSLANDSCHAFT
IST INNOVATIONSTREIBER

Wir setzen uns dafür ein, dass das 
hervorragende Netz außeruniversitärer 
Forschungseinrichtungen in Sachsen 
verstetigt wird. Uns ist ein breites und 
dauerhaftes Netzwerk der außeruni-
versitären Forschung wichtig. Demnach 
setzen wir auf eine regional ausgewoge-
ne Ansiedlungspolitik für Einrichtungen 
der Spitzenforschung und des Wissens-
transfers. 

In der kommenden Dekade gilt es, Pla-
nungen und Schwerpunktsetzungen der 
Forschungspolitik mit der sächsischen 
Innovationsstrategie zu verzahnen. 
Unser Ziel bleibt: Forschungsergebnis-
se sollen rasch in die Prototypen- und 
Verwertungsphase gelangen. Den 
Instituten der sächsischen Industriefor-
schungsgemeinschaft helfen wir weiter-
hin bei Investitionen.

	Sachsens 
	Mittelstand 
	und 
	Handwerk 
	stärken 
Die überwiegende Mehrheit der sächsi-
schen Unternehmen sind kleine und mit-
telständische Unternehmen (KMU). Sie 
prägen die Wirtschaftsstruktur in Sach-
sen stärker als in anderen Bundesländern. 
Ihre Umsatz- und Beschäftigungszahlen 
sind niedriger als im Bundesschnitt. Wir 
stellen den Mittelstand ins Zentrum 
unserer Wirtschaftspolitik. Großansied-
lungen sind für ein Ökosystem, in dem 
sich ein starker Mittelstand entwickeln 
kann, wichtig und willkommen. Doch es 
ist der organisch wachsende Mittelstand, 
der das Rückgrat der sächsischen Wirt-
schaft bildet. Wir haben die Mittelstands-
förderung durch unsere neue Mittel-
standsrichtlinie aktualisiert, vereinfacht 

und an die digitale Zukunft angepasst. 
Das derzeit größte Problem des Mittel-
stands – den Fachkräftemangel – gehen 
wir aktiv an. Mit der Etablierung einer 
landesweiten Fachkräfteallianz sowie 
von regionalen Allianzen in jedem Land-
kreis und jeder kreisfreien Stadt bestehen 
nun erprobte Strukturen vor Ort, so dass 
die neue Landesfachkräfteförderung auf 
fruchtbaren Boden fällt. Wir haben das 
Mikrokreditprogramm verbessert und 
vereinfacht, die Förderrichtlinie „Regio-
nales Wachstum“ eingeführt, die Förde-
rung von Innovationsclustern aufgelegt 
und endlich ein Zentrum für Kultur- und 
Kreativwirtschaft etabliert. Unseren 
Weg, den Akteurinnen und Akteuren des 
Mittelstands mit passgenauen Ange-
boten bei ihrer Entwicklung zu helfen, 
setzen wir auch in Zukunft fort.

UMSETZUNG DER
FACHKRÄFTESTRATEGIE
„SACHSEN 2030“

Wir werden gemeinsam mit den Sozial-
partnern, Kammern, der kommunalen 
Familie und der Bundesagentur für 
Arbeit die neue Fachkräftestrategie 
„Sachsen 2030“ umsetzen. Darin wird 
der strategische Ansatz erstmals auf die 
jeweiligen Bildungs- und Erwerbsbiogra-
fien der unterschiedlichen Zielgruppen 
gelegt, statt nur in Institutionen und 
Zuständigkeiten zu denken. Zukunfts-
themen wie die Gestaltung von Arbeit, 
die Attraktivität der Arbeitsplätze und 
die Gesundheit der Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter packt die neue Strategie an.

ZUWANDERUNG VON
FACHKRÄFTEN ERLEICHTERN

Das Portal „Heimat für Fachkräfte“ wer-
den wir zu einer zentralen Anlaufstelle 
für die sächsische Fachkräftesicherung 
machen. Mit einer verbesserten und 
beschleunigten Anerkennung aus-
ländischer Abschlüsse werden wir die 
gezielte Zuwanderung von Fachkräften 
erleichtern. Das Programm Arbeits-
markt-Mentoren werden wir fortsetzen 
und setzen uns dafür ein, dass der 
„Spurwechsel“ vom Asylverfahren in die 
Fachkräftezuwanderung rasch ermög-
licht wird, denn viele Unternehmen 
würden jungen Menschen gern eine 
Zukunftsperspektive eröffnen, können 
dies aber nicht aufgrund der aufent-
haltsrechtlichen Unsicherheit, die mit 
dem Asylverfahren verbunden ist.

UNTERNEHMENSNACH-
FOLGEN UNTERSTÜTZEN

Die in den kommenden Jahren notwen-
digen Unternehmensnachfolgen stellen 
Sachsen vor große Herausforderungen. 
Wir werden in Zusammenarbeit mit den 
Kammern die Unterstützungsangebote 
bei Unternehmensnachfolgen noch 
besser bündeln und abstimmen. Dabei 
ist es uns besonders wichtig, potenziel-
len Nachfolgerinnen und Nachfolgern 
eine passgenaue Qualifizierung anzu-
bieten und die rechtliche und finanzielle 
Beratung im Rahmen von Nachfolgepro-
zessen zu verbessern.
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STÄRKUNG DER
HANDWERKSBERUFE UND
WIEDEREINFÜHRUNG DER
MEISTERPFLICHT

Die gesellschaftliche Anerkennung der 
Handwerksberufe muss steigen. Die 
Karriere- und Erfolgschancen werden 
immer noch zu wenig wahrgenom-
men. Mit dem Meister-Bonus und dem 
Meister-BAföG stehen bereits wichtige 
Instrumente zur Wertschätzung und 
Förderung der Meisterausbildung zur 
Verfügung. Um den ausgezeichneten 
Ruf der Qualität des sächsischen Hand-
werks zu erhalten, wollen wir den 
Meisterbrief und das System der zu-
lassungspflichtigen Handwerksberufe 
stärken. Deshalb unterstützen wir die 
Wiedereinführung der Meisterpflicht in 
einigen Gewerken. Den Meister-Bonus 
erhöhen wir auf 2.500 Euro.

	Unnötige 
	Bürokratie 
	abbauen 
Auflagen und Regeln belasten Unterneh-
men - auch dann, wenn sie für die Ge-
sellschaft sinnvoll sind. Deswegen kann 
man „Bürokratie“ nie pauschal abbau-
en, sondern muss jeweils im Einzelfall 
prüfen, welche Regelungen in welchem 
Umfang wirklich notwendig sind. Und 
doch gilt uns als Leitbild: Wir wollen das 
Unternehmertum würdigen und deshalb 

den Vertrauensgrundsatz als Maxime 
behördlichen Handelns stärken. Wir wol-
len Auflagen da minimieren, wo ihr Nut-
zen für die Gesellschaft gegenüber den 
Belastungen für die Wirtschaft zu gering 
ist. Daher haben wir bei den jüngsten 
Förderrichtlinien die Verwendung von 
Pauschalen deutlich vorangebracht.

DOKUMENTATIONSPFLICHTEN 
AUF DAS NOTWENDIGE
BESCHRÄNKEN

Wir vertrauen unseren sächsischen 
Unternehmen, Fördermittel vernünftig 
und zweckgerecht einzusetzen. Dass die 
Sächsische Haushaltsordnung unseren 
Unternehmen Kontrollen auferlegt, die 
über die ohnehin strengen Kontrollen 
von Bund und EU hinausgehen, halten 
wir für unnötig und falsch. Solche Büro-
kratie verunsichert und hemmt den 
Unternehmergeist. Deshalb werden wir 
die gesetzlichen Vorgaben so ändern, 
dass insbesondere kleine und mittel-
ständische Unternehmen von überbor-
denden Aufzeichnungs- und Dokumen-
tationspflichten entlastet werden.

MITTELSTANDSFREUNDLICHE
VERFAHREN UND NEUES
VERGABEGESETZ

Wir wollen die Serviceorientierung der 
Förderpolitik im Land stärken. Wir wer-
den alle nötigen Maßnahmen treffen, 
damit die Unternehmen die bestmög-
liche Unterstützung und maßgeschnei-

derte Beratungsangebote erhalten. Die 
Vergabepolitik im Freistaat wollen wir 
mit Hilfe eines neuen Vergabegeset-
zes besonders mittelstandsfreundlich 
gestalten, außerdem ist es uns wichtig, 
dass die Möglichkeiten der Fach- und 
Teillosvergabe, wo immer es wirtschaft-
lich ist, genutzt werden, um kleine und 
regionale Unternehmen zu stärken.

	Tourismus, 
	der in 
	Erinnerung 
	bleibt 
Sachsens Tourismus boomt. Das Reise-
land Sachsen hat deutlich an Beliebtheit 
gewonnen und die Zufriedenheit der 
Gäste ist hoch. Der Tourismus ist in 
unserem Land eine unverzichtbare Wirt-
schaftsgröße, er ist zum Standortfaktor 
und zu einem wichtigen Beitrag für 
Offenheit und gesellschaftliche Stabi-
lität geworden. Mit der 2019 in Kraft 
getretenen neuen Tourismusstrategie ist 
Sachsen gut aufgestellt für den Touris-
mus der Zukunft. Die Tourismusfinan-
zierung haben wir über eine Änderung 
des Kommunalabgabengesetzes modern 
gestaltet, so dass nun alle Orte eine 
Gästetaxe erheben können, wenn sie 
dies für erforderlich und sinnvoll halten. 
Die Mittel im Landeshaushalt für den 
Tourismus sind in unserer Regierungszeit 
kontinuierlich aufgewachsen. Auf dieser 

soliden Basis wollen wir aufbauen. Wir 
wollen, dass Sachsen ein attraktives, 
spannendes und weltoffenes Tourismus-
land bleibt, welches Gäste aus aller Welt 
anzieht und willkommen heißt.

STÄRKEN STÄRKEN UND IN
DIE ZUKUNFT INVESTIEREN

Der Schwerpunkt unserer Touris-
musstrategie liegt auf unseren Stärken 
wie der Industriekultur, dem Outdoor- 
und Wandertourismus, dem Gesund-
heits- und Wellnesstourismus sowie 
dem Familientourismus. Mit der Sächsi-
schen Landesausstellung rücken wir das 
industriekulturelle Erbe in Sachsen noch 
weiter ins Blickfeld. Für Digitalisierungs-
projekte im Tourismus haben wir bereits 
im laufenden Doppelhaushalt erstmals 
Mittel eingestellt und wollen diese 
Unterstützung fortführen.

DAS KULTURLAND SACHSEN
WEITER STÄRKEN

Ein wesentliches Standbein der säch-
sischen Tourismuswirtschaft ist der 
Kulturtourismus. Hier hat Sachsen viele 
Highlights zu bieten und kann deshalb 
auch gut zahlende Kulturtouristen aus 
dem In- und Ausland anziehen. Auch 
deshalb ist es uns wichtig, einerseits die 
landeseigenen Kultureinrichtungen wei-
terhin angemessen auszustatten und 
andererseits die Kulturraumförderung 
zu dynamisieren, um so für eine lang-
fristig planbare Entwicklung zu sorgen.
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DIE BESCHÄFTIGUNGS-
BEDINGUNGEN IM TOURISMUS
VERBESSERN

Wir brauchen weiter gut ausgebildete 
Fachkräfte im Tourismus. Deshalb müssen 
sich die Beschäftigungsbedingungen drin-
gend verbessern. Fachkräfte zu halten und 
anzuwerben, das kann mit Niedriglohnpoli-
tik und familienfeindlichen Arbeitszeiten 
nicht gelingen. Deshalb stellen wir uns der 
Aufweichung des Schutzes der Beschäftig-
ten im Tourismusgewerbe entgegen.

UNTERSTÜTZUNG FÜR
TOURISMUSUNTERNEHMEN

Wir wollen Tourismusunternehmen bei 
der Regelung ihrer Nachfolge besser 
unterstützen und passgenaue Beratungs-
angebote entwickeln. Mit der Einrichtung 
eines Kompetenzzentrums für den säch-
sischen Tourismus werden wir außerdem 
die Digitalisierung, Vernetzung und das 
Thema Nachhaltigkeit im Tourismussek-
tor konsequent vorantreiben.

WILLKOMMEN IN SACHSEN

Aus inhaltlicher Überzeugung und einer 
klaren Werthaltung heraus setzen wir 
uns für Weltoffenheit und Toleranz ein. 
Sachsen soll ein gutes gesellschaftliches 
Klima haben, in dem Gastfreundschaft 
und Willkommenskultur groß geschrie-
ben werden. Ein solches Klima ist auch 
Garant des sächsischen Tourismus im 
Hinblick auf internationale Gäste.

	Sachsens 
	Erzeugnisse 
	in die Welt 
	tragen 
Wir setzen auf eine regional verwurzelte 
Wirtschaft, die sich offen und selbst-
bewusst den Weltmärkten zuwendet 
und befürworten die tiefere Einbindung 
Sachsens in die globale Arbeitsteilung. 
Denn oftmals sind es neue Absatzmärk-
te im Ausland, die unseren heimischen 
Unternehmen beim Wachstum und 
beim Aufbau qualifizierter und gut 
bezahlter Beschäftigung helfen. Deshalb 
wollen wir gerade kleine und mittel-
ständische Unternehmen beim Einstieg 
ins Exportgeschäft unterstützen. Dazu 
wurden dank unserer Politik in dieser 
Legislatur eine Internationalisierungs-
offensive gestartet und gemeinsam mit 
den Sozialpartnern und exportierenden 
Unternehmen neue außenwirtschaftli-
che Leitlinien entwickelt. Uns ist es ge-
lungen, die Akteure der Außenwirtschaft 
in Sachsen noch enger zusammenzufüh-
ren und gemeinsam neue Formate und 
Angebote zu entwickeln. Die Wirt-
schaftsförderinstrumente des Freistaates 
unterstützen die außenwirtschaftliche 
Orientierung sächsischer Unternehmen. 
Diesen Weg wollen wir fortsetzen. Wer 
Sachsen von den europäischen und glo-
balen Märkten abschneiden will, raubt 
der Wirtschaft und damit den Menschen 
in Sachsen Entwicklungschancen.

GEZIELTE STANDORT-
WERBUNG BETREIBEN

Wir sorgen dafür, dass die Wirtschafts-
förderung Sachsen die neuen außen-
wirtschaftlichen Leitlinien mit Leben 
füllt. Zielmärkte und Kernbranchen 
müssen fortwährend aktualisiert wer-
den, um eine bestmögliche Standort-
werbung für Sachsen zu gewährleisten 
und sächsische Unternehmen optimal 
zu unterstützen.

INTERKULTURELLE
ÖFFNUNG STÄRKEN

Sachsen weltoffener machen heißt, 
Sachsen reicher machen. Wir begrüßen 
die privaten Initiativen zur interkulturel-
len Öffnung sächsischer Unternehmen. 
Wir setzen uns dafür ein, dass Fremd-
sprachenförderung und interkulturelle 
Trainings regelmäßig als betriebliche 
Weiterbildungen anerkannt und geför-
dert werden.

	Den 
	Struktur- 
	wandel 
	gestalten 
Mit den Ergebnissen der Kommission 
„Wachstum, Strukturwandel und Be-
schäftigung“ beginnt ein neues Zeitalter 
in der Diskussion über den Strukturwan-
del in den beiden Braunkohleregionen 
in Sachsen. Wir haben erreicht, dass es 
nicht nur um einen Ausstieg geht, son-
dern um die Entwicklung von Zukunfts-
revieren. Wir wollen auch den jetzt vor 
uns liegenden Prozess aktiv politisch 
gestalten. Die Energieunternehmen 
LEAG und Mibrag werden wir einbinden 
und sehen sie als Partner für den Struk-
turwandel und die Energiewende. Die 
Energiewirtschaft soll in Sachsen eine 
Zukunft haben.Derzeit sind mehr als 
15.000 Menschen in den Revieren mit 
guten Arbeitsbedingungen beschäftigt. 
Diese Beschäftigung hängt direkt und 
indirekt an der Förderung und Verwer-
tung der Braunkohle. Mit dem Kohle-
kompromiss wurde für alle Beschäftig-
ten ein tragbarer Weg gefunden und 
Geld für die Strukturentwicklung der 
betroffenen Regionen errungen. Diese 
Mittel wollen wir nun effektiv nutzen, 
um neue, zukunftsfähige gute Arbeit zu 
schaffen. Wir werden unsere Vorhaben 
in allen politischen Bereichen immer 
auch mit einem besonderen Blick auf die 
Reviere umsetzen. 
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Der Breitbandausbau hat hier hohe 
Priorität, denn für die Ansiedlung inno-
vativer Unternehmen ist er eine wich-
tige Grundvoraussetzung. Mit unserer 
Wirtschafts- und Strukturpolitik wollen 
wir die Lausitz und das Mitteldeutsche 
Revier zu Innovationsstandorten ma-
chen. Hier sollen neue Technologien er-
forscht und erprobt werden. Hier wollen 
wir innovative Ausbildungsgänge in 
digitalisierten Berufen einrichten, um 
junge Menschen anzuziehen und exzel-
lente Fachkräfte auszubilden. Mit dem 
Ausbau des Öffentlichen Nahverkehrs 
und der sozialen Infrastruktur werden 
wir attraktive Lebensbedingungen 
besonders für junge Familien schaffen. 
In der Lausitz nutzen wir die Nähe zu 
Tschechien und Polen zur gemeinsamen 
Entwicklung einer europäischen Inno-
vationsregion. Die Förderinstrumente 
auf europäischer, bundesdeutscher und 
landespolitischer Ebene sollen überprüft 
und verbessert werden, auch unter Be-
rücksichtigung der mitteleuropäischen 
Lage Sachsens. Die Verbesserung von 
Infrastrukturen und die Intensivierung 
von Forschung und Entwicklung sind 
Voraussetzung für Innovationen und In-
vestitionen in den Revieren im Freistaat 
Sachsen. Der Strukturwandel wird dabei 
nicht von außen vorgegeben, sondern 
die Regionen sind mit ihren Akteuren 
und Netzwerken im Rahmen der Leit-

bildprozesse Gestalter der Entwicklung. 
Wir wollen die Potentiale der Reviere 
heben und neue Zukunftsbilder ent-
wickeln. Bei der Finanzierung sehen wir 
den Bund in der Pflicht. Die Kommunen 
dürfen nicht durch Eigenanteile be-
lastet werden. Sachsen wurde von den 
Konservativen und Liberalen zu lange 
als Niedriglohnoase gepriesen, in der 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
zu schlechteren Bedingungen als anders-
wo beschäftigt werden können. Wir 
haben dem ein Ende gesetzt. Wir wollen 
nicht, dass irgendwo in Sachsen erneut 
ein Versuchsfeld für einen Wettbewerb 
zulasten der Beschäftigten, der Umwelt, 
der Sozialkassen oder der gemeinsamen 
Steuermittel entsteht. Solche Sonder-
wirtschaftszonen lehnen wir daher 
entschieden ab.
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	Gute Arbeit 
	in Sachsen 

1 5 51 5 4
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„Gute Arbeit“ ist das Leitmotiv unserer 
Arbeits- und Wirtschaftspolitik. Wir 
haben erfolgreich die frühere Niedrig-
lohn- und Billiglandstrategie in unserem 
Land beendet. Wir haben erfolgreich 
den Mindestlohn eingeführt. Die Zahl 
der Arbeitssuchenden ist auf dem 
niedrigsten Stand seit der Wiederver-
einigung, die Anzahl der Minijobs ist 
zurückgegangen und viele neue sozial-
versicherungspflichtige Beschäftigungs-
verhältnisse wurden geschaffen. Doch 
im Vergleich zu anderen Bundesländern 
steht Sachsen in punkto Löhne und 
Arbeitszeiten noch immer benachteiligt 
da: Die Menschen in Sachsen arbeiten 
fast zwei Wochen, in manchen Branchen 
bis zu einem Monat mehr im Jahr und 
verdienen im Schnitt 700 Euro brutto im 
Monat weniger als ihre westdeutschen 
Kolleginnen und Kollegen. Diese Lohn-
schere ist nicht nur ungerecht, sondern 
ein Nachteil im Wettbewerb um die 
Fachkräfte der Zukunft.
 

	Attraktive 
	Arbeits- 
	bedingungen 
	schaffen  
Der beste Weg zu attraktiven Arbeitsbe-
dingungen ist eine höhere Tarifbindung 
in der sächsischen Wirtschaft. 

Tarifverträge bedeuten nachweislich 
bessere Löhne und bessere Arbeitsbe-
dingungen für die Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer. Die Vorschläge der 
Bundesebene, dass tarifgebundene 
Unternehmen steuerlich bessergestellt 
werden sollen als nicht-tarifgebundene 
Unternehmen und dass Tarifverträge 
auch gegen die Arbeitgeberverbände 
für allgemeinverbindlich erklärt werden 
können, unterstützen wir ausdrücklich.

TARIFLAND SACHSEN:
DIE TARIFBINDUNG ERHÖHEN

Um die Tarifbindung in der sächsischen 
Wirtschaft zu stärken, haben wir bereits 
in der Investitionsförderung einen Bonus 
für tarifgebundene oder tarifvergleichbar 
zahlende Unternehmen eingeführt. Dies 
reicht aber nicht aus. Zukünftig sollen 
Unternehmen mit mehr als 250 Beschäf-
tigten, die Löhne und Gehälter unterhalb 
des branchenüblichen Tarifniveaus zah-
len, von jeglicher Investitionsförderung 
ausgeschlossen werden. Die Investitions-
förderung soll mit einer verbindlichen 
Leiharbeiterhöchstquote versehen wer-
den. Gemeinsam mit Arbeitgebern und 
Gewerkschaften werden wir uns weiter 
für bessere Arbeitsbedingungen einset-
zen. Dazu gehört auch die Unterstützung 
der ostdeutschen Gewerkschaftsverbän-
de bei ihrem Einsatz für bundeseinheitli-
che Löhne und Arbeitszeiten. Die bessere 
Verankerung der Sozialpartnerschaft 
und der Tarifbindung braucht in Sachsen 
einen Kulturwandel. 

Unser Ziel ist es, Sachsen zu einem Land 
der guten Löhne und der guten Arbeitsbe-
dingungen zu machen. Wir wollen einen 
Sozialpartnerdialog mit den Gewerkschaf-
ten und den Wirtschaftsverbänden.

EINEN FLÄCHENTARIFVERTRAG
PFLEGE ABSCHLIESSEN

Sozialberufe und insbesondere die Pfle-
ge verdienen mehr Anerkennung. Sollte 
kein bundeseinheitlicher Tarifvertrag für 
die Pflege erreicht werden, werden wir 
uns dafür einsetzen, dass Sachsen einen 
Landestarifvertrag Pflege erhält, aus-
gehandelt von den Tarifpartnern und 
allgemeinverbindlich erklärt vom Land. 
Dieser darf nicht unterhalb des Niveaus 
des TVöD liegen. Mit gerechten Löhnen 
und Arbeitszeiten, aber auch Mindest-
personalstandards können Pflegekräfte 
so endlich die Wertschätzung für ihre 
Arbeit erfahren, die ihnen zusteht. Ein 
solcher Tarifvertrag schützt auch die 
Träger der Einrichtungen, so dass bei 
Verhandlungen mit den Krankenkassen 
faire und vergleichbare Bedingungen 
herrschen können. Wir verfolgen in 
Sachsen weiterhin das Ziel, dass die Per-
sonalkostenförderung von Projekten im 
Sozialbereich an eine geregelte tarifliche 
Bezahlung gebunden wird.

DAS VERGABERECHT
MODERNISIEREN

Mit einer Modernisierung des Verga-
berechts wollen wir in Sachsen jene 

Unternehmen und Betriebe besonders 
unterstützen und fördern, die ihren 
Beschäftigten gute Arbeitsbedingun-
gen bieten und soziale und ökologische 
Standards berücksichtigen. Wir wollen 
mit der Aufnahme einer Tariftreue-
klausel in das Vergabegesetz verhin-
dern, dass Unternehmen, die einen 
Tarifvertrag haben, bei der Vergabe 
öffentlicher Aufträge gegenüber mög-
licher Billigkonkurrenz benachteiligt 
werden. Diese Tariftreueregelung führt 
endlich dazu, dass auch hochwertige 
in Sachsen produzierte Industriegüter, 
Bauleistungen und Dienstleistungen 
eine bessere Chance bei öffentlichen 
Vergaben haben. Und wir werden einen 
vergabespezifischen Mindestlohn als 
Untergrenze verankern, der armutsfest 
ist. Auch Kriterien wie beispielsweise 
ein geringer Anteil an Leiharbeit, Über-
nahmegarantien für Azubis oder die 
Gleichstellung der Geschlechter sollen 
im Vergabegesetz positiv berücksichtig 
werden.

MITBESTIMMUNG
WEITER AUSBAUEN

Mitbestimmung in Betrieben und 
Tarifautonomie sind Grundpfeiler unse-
rer Demokratie und Gesellschaft. Nur 
37 Prozent der sächsischen Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer können 
derzeit einen Betriebsrat oder Personal-
rat wählen, der ihre Rechte vertritt. Da-
mit ist Sachsen bei der Mitbestimmung 
Schlusslicht in Deutschland. 
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Betriebsräte sind für die Entwicklung 
betrieblicher Innovationen, für den 
Schutz der Beschäftigten und in der 
Ausbildung und Qualifizierung aber 
eine enorme Bereicherung. Wir wollen 
deshalb eine Bundesratsinitiative zur 
Novellierung des Betriebsverfassungs-
gesetzes starten, die Betriebsratsgrün-
dungen erleichtert und die Be- und 
Verhinderung von Betriebsratsarbeit 
härter bestraft. Wir werden die Einrich-
tung einer Schwerpunktstaatsanwalt-
schaft zur Verfolgung sogenannten 
„Union Bustings“ vornehmen und somit 
der systematischen Be- und Verhinde-
rung von Betriebsratsgründungen sowie 
gewerkschaftlichem Engagement end-
gültig den Kampf ansagen. Außerdem 
wollen wir, dass der Freistaat mit gutem 
Beispiel voran geht. Unternehmen mit 
einer Mehrheitsbeteiligung des Landes 
oder der Kommunen soll eine Tarif-
bindung vorgeschrieben werden. Wir 
setzen uns weiterhin für die Möglichkeit 
der Gewerkschaften ein, für sich und 
ihre Anliegen regelmäßig an Berufsschu-
len zu werben. Und wir ermöglichen es 
ihnen, auch in anderen Schulformen mit 
Bildungsangeboten präsent zu sein.

BUSS- UND BETTAG:
UNGLEICHBEHANDLUNG IN
DER PFLEGEVERSICHERUNG
ABSCHAFFEN

Wir wollen kleine und mittlere Einkom-
men entlasten. Deshalb setzen wir uns 
auf Bundesebene für die Abschaffung 
des Solidaritätszuschlages für die unte-
ren 90 Prozent der Einkommen ein. 

Außerdem werden die sächsischen 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
noch immer durch einen zusätzlichen 
Beitrag in der Pflegeversicherung 
belastet, der als Sonderregelung zum 
Erhalt des Buß- und Bettages verein-
bart wurde. Nach über zwanzig Jahren 
Ungleichbehandlung ist es nun Zeit für 
eine Entlastung. Wir wollen die paritä-
tische Finanzierung der Pflegeversiche-
rung auch in Sachsen einführen. Und 
der Feiertag bleibt. Dazu werden wir 
eine Bundesratsinitiative starten.

.
FÜNF TAGE BILDUNGSZEIT
GEWÄHREN

Eines unserer zentralen Ziele ist und 
bleibt ein Bildungsfreistellungsgesetz, 
das sächsischen Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmern fünf Freistellungs-
tage für Weiterbildung und Qualifizie-
rung einräumt. In einer immer schnell-
lebigeren Arbeitswelt braucht Jede und 
Jeder die Möglichkeit, sich weiterzuent-
wickeln. Wir wollen fünf Tage bezahlte 
Zeit im Jahr, um sich beruflich, politisch, 
sozial oder kulturell weiterzubilden. Die 
Bildungszeit soll Teil der sächsischen 
Weiterbildungsstrategie des Freistaates 
Sachsen sein. Dazu wollen wir auch ein 
Netzwerk „Weiterbildung im Betrieb“ 
gründen, in dem Betriebs- und Per-
sonalräte Qualifizierungsprogramme 
entwickeln.

DEN ARBEITSSCHUTZ
WEITER STÄRKEN

Arbeitsschutz gewinnt im Zusam-
menhang mit der sich verändernden 
Arbeitswelt und den Auswirkungen auf 
die Arbeitsbedingungen an enormer 
Bedeutung. Sächsischen Betrieben und 
Unternehmen muss es mit Blick auf die 
Altersstruktur ihrer Belegschaften ein 
Anliegen sein, dass ihre Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter ohne gesundheitli-
che Risiken langfristig erwerbstätig sein 
können. Funktionierende Strukturen im 
Arbeitsschutz und bei der Gesundheits-
förderung führen in den Belegschaften 
zu höherer Zufriedenheit, geringeren 
Fehlzeiten und zu einer gesteigerten 
Attraktivität des Arbeitgebers. Regelmä-
ßige Betriebskontrollen sind wichtig und 
notwendig, um Gesetzesverstöße zu 
ahnden und Menschenleben zu schüt-
zen. Wir wollen weiter ausreichend Per-
sonal ausbilden und einstellen, um die 
Zahl der Kontrollen wieder zu erhöhen. 
Wir starten eine Werbekampagne, um 
auf die Wichtigkeit des Arbeitsschutzes 
hinzuweisen. Gemeinsam mit Arbeitge-
berverbänden, Gewerkschaften und der 
Unfallversicherung wollen wir zudem 
bessere Beratungsstrukturen gerade 
für kleinere und mittlere Unternehmen 
schaffen.
 

	Fachkräfte 
	gewinnen 
Dem sächsischen Arbeitsmarkt fehlen 
nach heutiger Prognose bis 2030 über 
300.000 Arbeitskräfte. Das wird ein Pro-
blem für uns alle, denn Sachsen braucht 
überall Beschäftigte: im Baugewerbe und 
im Handel, in Bildungs- und Gesundheits-
einrichtungen. Nicht nur der demografi-
sche Wandel, auch die Digitalisierung der 
Arbeitswelt erfordert neue Fachkräfte. 
Gemeinsam mit den Fachkräfteallianzen 
auf Landes- und Kreisebene werden wir 
daher weiter bestmögliche Rahmenbe-
dingungen schaffen, um im Wettbewerb 
um gut ausgebildete Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer zu bestehen. Im 
Mittelpunkt stehen dabei neben der 
Schaffung von attraktiven Arbeitsbedin-
gungen die Vereinbarkeit von Beruf und 
Privatleben sowie eine kontinuierliche 
Weiterbildung.

WIR BRAUCHEN JEDE
UND JEDEN

Unsere Arbeitsmarktpolitik hat alle 
Menschen im Blick. Es ist uns mit den 
Programmen Tandem und Sozialer 
Arbeitsmarkt gelungen, von Langzeit-
arbeitslosigkeit betroffene Menschen 
stärker zu unterstützen und ihnen neue 
Perspektiven zu geben. 



1 6 0 1 6 1

Wir setzen diese Erfolgsprojekte fort 
und werden die Möglichkeiten des neu-
en Teilhabechancengesetzes vom Bund 
nutzen, um noch besser zu unterstüt-
zen. Menschen mit Beeinträchtigungen 
wollen wir dabei künftig verstärkt in 
den Blick nehmen.

JUGENDBERUFSAGENTUREN 
WEITER AUSBAUEN

Wir brauchen Jede und Jeden – 
das gilt ganz besonders für junge 
Menschen auf ihrem Weg ins Berufs-
leben. Die Ausbildungsabbrecherquote 
in Sachsen liegt mit knapp 28 Prozent 
über dem Durchschnitt aller Bundeslän-
der (25,8 Prozent), mehr als jeder vierte 
Auszubildende in Sachsen beendet 
seinen Vertrag vor Ablauf der Ausbil-
dungszeit und wechselt die Ausbildung 
oder bricht ganz ab. Hier setzen wir mit 
den von uns initiierten Jugendberufs-
agenturen an. Wir wollen die Übergänge 
junger Menschen von der Schule in die 
Ausbildung und den Beruf bestmöglich 
gestalten, Zeiten in Übergangssyste-
men verkürzen und Abbrüche mit ihren 
demotivierenden Folgen vermeiden. 
Jugendberufsagenturen in allen kreis-
freien Städten und Landkreisen, koor-
diniert durch die zentrale Servicestelle 
des Landes, leisten somit auch ihren 
Beitrag, junge Fachkräfte in Sachsen 
zu halten. Zentral für den Erfolg ist die 
Zusammenarbeit von Arbeitsagentur, 
Jobcenter, Jugendamt und Schule. Diese 
wollen wir in den kommenden Jahren 
weiter verbessern.

VEREINBARKEIT VON
FAMILIE UND BERUF
WEITER VERBESSERN

Zu guter Arbeit gehört auch die Verein-
barkeit von Familie und Beruf. Wir un-
terstützen Unternehmen, Betriebs- und 
Personalräte sowie die Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer darin, flexible 
Arbeitsmodelle auszuprobieren. Unsere 
Unterstützung gehört außerdem der 
Idee, ein Recht auf Nichterreichbarkeit 
einführen. Beschäftigte sollen so vor der 
dauerhaften Inanspruchnahme durch 
den Arbeitgeber geschützt werden. Dies 
ist umso wichtiger, wenn zukünftig ein 
Anspruch auf mobiles Arbeiten und, wo 
möglich, ein Recht auf Homeoffice ein-
geführt werden soll.

DIE MINDESTAUSBILDUNGS-
VERGÜTUNG EINFÜHREN

Auszubildende haben ein Recht auf 
eine angemessene Bezahlung, um ihren 
Lebensunterhalt zu sichern. Wir unter-
stützen daher die Mindestausbildungs-
vergütung, von der auch viele sächsi-
sche Auszubildende profitieren werden. 
Eine höhere Entlohnung steigert zudem 
die Attraktivität in jenen Ausbildungs-
berufen, die derzeit ihren Azubis nur 
geringe Löhne zahlen und auch dadurch 
mit hohen Abbrecherquoten konfron-
tiert sind.

GUTER ARBEITGEBER
FREISTAAT SACHSEN

Die Notwendigkeit, attraktiv für neue 
Fachkräfte zu sein, hat auch der Frei-
staat Sachsen inzwischen erkannt. Seit 
2014 haben wir den Stellenabbau im 
öffentlichen Dienst gestoppt. In vielen 
Bereichen wird wieder Personal aufge-
baut und mit der Ausbildungsoffensive 
die Zahl der jährlich neu aufgenom-
menen Anwärterinnen und Anwärter 
bzw. Auszubildenden in der Verwaltung 
deutlich erhöht. Mit der von uns einge-
richteten Personalkommission werden 
wir ein Personalentwicklungskonzept 
erstellen und mit der Stärkung von An-
geboten wie Arbeitszeitkonten, Gesund-
heitsmanagement und Fortbildung für 
eine höhere Attraktivität des öffentli-
chen Dienstes sorgen. Sachgrundlose 
Befristung soll im öffentlichen Dienst 
des Freistaats abgeschafft und moder-
nere Arbeitsplätze geschaffen werden, 
die flexible Arbeitszeiten und gute 
Arbeitsbedingungen vereinen, um den 
Beschäftigten attraktive Optionen zu 
bieten. Außerdem wollen wir Angestell-
te, die gesellschaftlich benachteiligten 
Gruppen angehören, besonders fördern, 
um die sächsische Verwaltung zu einem 
Abbild unserer diversen Gesellschaft zu 
entwickeln.

DIGITALISIERUNG IN DER
ARBEITSWELT

Die Digitalisierung der Arbeitswelt 
denken wir von den Beschäftigten her: 
Arbeitserleichterungen und mehr Fle-
xibilität werden sich vorteilhaft für die 
Beschäftigten auswirken. Zunehmen-
de Arbeitsverdichtung, Verdrängung 
menschlicher Arbeit, umfassende Über-
wachungsmöglichkeiten, aber auch die 
zeitliche und örtliche Entgrenzung der 
Arbeit sind die Kehrseite. Diesen Risiken 
werden wir politisch entgegenwirken. 
Zum Schutz der Arbeitnehmer müssen 
die bestehenden arbeitsrechtlichen Re-
gelungen überprüft, ggf. angepasst oder 
neu geschaffen werden. Dazu gehören 
insbesondere klare Vorgaben, welche 
Beschäftigtendaten zu welchem Zweck 
und zu welchen Bedingungen in Unter-
nehmen verarbeitet werden dürfen. Wir 
setzen uns für Fort- und Weiterbildun-
gen ein, die den veränderten beruflichen 
Anforderungen an die Arbeitnehmer 
gerecht werden. Denn Wissen sichert 
die Arbeit von morgen! Wir setzen uns 
im besonderen Maße dafür ein, dass 
Arbeitszeiten korrekt erfasst werden. 
Denn uns ist bewusst: Nur auf diese 
Weise kann der Überbeanspruchung der 
Arbeitnehmer Einhalt geboten und ihre 
Gesundheit geschützt werden.
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	Mobilität 
	und 
	Verkehrs- 
	politik 
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Unsere Gesellschaft lebt durch Bewe-
gung. Wir alle sind auf einen gut funkti-
onierenden Verkehr angewiesen. Un-
zählige Male am Tag müssen Menschen 
und Güter von einem Ort zum anderen 
kommen können. Mobilität ist die Vor-
aussetzung dafür, dass Menschen lernen 
und arbeiten können, mit Waren und 
Dienstleistungen versorgt werden, dass 
sie Kultur erleben, sich in Vereinen en-
gagieren und gesellschaftlich teilhaben 
können. Deshalb ist die Ermöglichung 
von Mobilität eine wichtige Aufgabe der 
staatlichen Daseinsvorsorge.

	Einfach, 
	sicher, 
	umwelt- 
	freundlich 
	und 
	bezahlbar 
Mobilität muss allen Menschen gleicher-
maßen zur Verfügung stehen. Sie muss 
einfach, sicher, umweltfreundlich und 
bezahlbar sein. Wir gehen zu Fuß, fahren 
Rad, Auto oder mit Bus und Bahn. Alle 
diese Verkehrsarten betrachten wir Sozi-
aldemokratinnen und Sozialdemokraten 
nicht getrennt voneinander. Sie gehören 
zusammen und sind Teil eines großen 
Ganzen. Gleichzeitig benötigen alle die-
se Verkehrsarten öffentlichen Raum, der 

allerdings nicht unbegrenzt verfügbar 
ist. Eine gerechte Aufteilung ist daher 
unerlässlich. Eine gute Verkehrspolitik 
muss das Land verbinden. Sie trägt zu 
einer ausgeglichenen Entwicklung bei. 
Sie trägt den Puls der Großstädte ins 
Umland und rückt die Natur näher an 
die Städte. Das oft beklagte Auseinan-
derdriften von Stadt und Land kann eine 
mutige Mobilitätspolitik bremsen und 
umkehren.

INTEGRIERTE VERKEHRS-
POLITIK WIRD ZUR
MOBILITÄTSPOLITIK

Eine integrierte Verkehrspolitik hat 
zum Ziel, für jeden Weg, den Menschen 
zurücklegen wollen und für jedes Gut, 
das transportiert werden muss, jene Art 
der Fortbewegung zu ermöglichen, wel-
che die einfachste, sicherste, umwelt-
freundlichste und wirtschaftlich sowie 
räumlich günstigste ist. Radfahren ist 
umweltfreundlich, aber an vielen Stellen 
noch nicht sicher. Umweltfreundlich 
und günstig ist der Öffentliche Perso-
nennahverkehr, aber gerade in den länd-
lichen Räumen zu ausgedünnt und nicht 
einfach erreichbar. Noch immer spielt 
das Auto in Sachsens Verkehr die größte 
Rolle – und beansprucht den meisten 
öffentlichen Raum. Vielerorts sind die 
Menschen mangels Alternativen jedoch 
darauf angewiesen oder aber in ihrer 
Mobilität eingeschränkt.

VON DER STRASSE AUF
DIE SCHIENE

Derzeit legen die Menschen in Sachsen 
rund ein Drittel ihrer Wege mit dem Rad 
und zu Fuß zurück. In deutlich mehr als 
der Hälfte aller Wege ist das Auto das 
Mittel der Wahl. Der Anteil des Öffent-
lichen Personennahverkehrs beträgt 
rund zehn Prozent. Noch mehr Bedeu-
tung hat die Straße beim Güterverkehr: 
Nicht einmal ein Fünftel aller Transporte 
erfolgt auf der Schiene, weit über 80 
Prozent auf der Straße. Ziel unserer Ver-
kehrspolitik ist es, den Anteil des ÖPNV 
und des Schienentransports am gesam-
ten Verkehrsaufkommen in den nächs-
ten Jahren deutlich zu erhöhen. Das 
verbessert nicht nur die Umweltbilanz 
unserer Mobilität, sondern entlastet 
ebenso unsere Straßen und macht das 
Auto- und Radfahren sicherer.

	Den 
	öffentlichen 
	Personen- 
	Nahverkehr 
	weiter 
	stärken 
Der Öffentliche Personennahverkehr 
ist das Rückgrat des sächsischen Ver-
kehrssystems. Schülerinnen und Schüler, 

ältere Menschen und Haushalte ohne 
Auto sind auf ihn angewiesen. Und 
auch um unserer Umwelt willen muss 
der ÖPNV beim Verkehr der Zukunft 
eine größere Rolle einnehmen. Deshalb 
hat die SPD in den letzten Jahren vieles 
unternommen, um den ÖPNV zu stär-
ken. Während die CDU/FDP-Regierung 
die Mittel für den ÖPNV reduziert hat, 
haben wir sie mit dem Doppelhaushalt 
2017/18 deutlich aufgestockt und mit 
einem Paradigmenwechsel erreicht, dass 
die Bundesmittel für den ÖPNV/SPNV 
(Regionalisierungsmittel) bis Ende 2031 
auf hohem Niveau gesichert sind. Auf 
dieser Basis und mit der Neufassung der 
ÖPNV-Finanzierungsverordnung haben 
die Verkehrsunternehmen und kom-
munalen Aufgabenträger langfristige 
verbindliche Mittelzusagen und damit 
finanzielle Planungssicherheit bis zum 
Jahr 2027 erhalten.

DIE ERGEBNISSE DER
STRATEGIEKOMMISSION
ÖPNV SCHRITT FÜR
SCHRITT UMSETZEN

Wir haben im Jahr 2015 die „Strategie-
kommission für den ÖPNV“ ins Leben 
gerufen, an der die Verkehrsunterneh-
men, die Verkehrszweckverbände, die 
Kommunen und Landkreise, die Wissen-
schaft und alle Fraktionen des Land-
tages beteiligt waren. Sie hat Ende des 
Jahres 2017 in einem Abschlussbericht 
zahlreiche Empfehlungen vorgelegt, 
die nun Schritt für Schritt umgesetzt 
werden. 
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In den kommenden Jahren wollen wir 
die in der zurückliegenden Wahlperiode 
eingeleiteten Veränderungen auf feste 
Füße stellen und in eine langfristige 
Perspektive bringen.

ÖPNV-NUTZUNG SACHSEN-
WEIT VERDOPPELN

Den Anteil des ÖPNV an den zurück-
gelegten Wegen wollen wir sachsen-
weit von derzeit rund 10 Prozent auf 
mindestens 20 Prozent erhöhen. In den 
Oberzentren wollen wir einen Wert von 
mindestens 30 Prozent erreichen, in den 
verdichteten Räumen mindestens 20 
Prozent, im ländlichen Raum mindes-
tens 10 Prozent. Die Menschen sind be-
reit, auf den ÖPNV umzusteigen, wenn 
er leicht erreichbar ist, funktioniert und 
wenn er dabei regelmäßig, zuverlässig 
sowie in möglichst kurzen Abständen 
fährt. Zudem sollten die Tickets güns-
tig und einfach zu erwerben sein. Da 
immer mehr Menschen zur Arbeit pen-
deln, wollen wir, dass sie dies möglichst 
umweltfreundlich und kostengünstig 
tun. Deshalb wollen wir Maßnahmen 
des Mobilitätsmanagements fördern 
und Beschäftigten und Unternehmen 
ermöglichen, ihre Verkehre noch effizi-
enter zu gestalten.

ÖPNV-ANBINDUNG DER
WOHNORTE DEUTLICH
AUSBAUEN

Der Anteil der sächsischen Bevölkerung, 
der an das ÖPNV-Grundnetz angebun-
den ist, das heißt, innerhalb von 300 
Metern ein öffentliches Verkehrsmittel 
erreicht, das in regelmäßiger Taktung 
fährt, soll von heute 52 Prozent auf 
80 Prozent steigen. Den Nutzerinnen 
und Nutzern soll werktags größten-
teils stündlich, mindestens aber zwei-
stündlich eine ÖPNV-Anbindung zur 
Verfügung stehen. Mit der Umsetzung 
der Projekte „PlusBus“ und „TaktBus“ 
werden wird das Grundnetz deutlich 
ausdehnen und viele sächsische Ge-
meinden einbinden können.

DAS ANGEBOT AUSBAUEN
SCHAFFT NACHFRAGE

Dafür werden wir den bereits ein-
geschlagenen Paradigmenwechsel 
fortsetzen und statt einer nachfrage-
orientierten ÖPNV-Politik, welche die 
Wirtschaftlichkeit einer Strecke als 
oberstes Gebot formulierte, eine ange-
botsorientierte ÖPNV-Politik verfolgen, 
bei der die Versorgung der Bevölkerung 
an oberster Stelle steht.

EIN LAND – EINE LANDES-
VERKEHRSGESELLSCHAFT

Wir wollen die zersplitterte sächsi-
sche ÖPNV-Landschaft überwinden 

und nach dem Vorbild vieler anderer 
Bundesländer eine einheitliche Landes-
verkehrsgesellschaft – die Sächsische 
Mobilitätsgesellschaft – gründen. Diese 
soll die politischen Zielstellungen für 
den Nahverkehr mit Bahnen, Bussen 
und Straßenbahnen im Freistaat umset-
zen und ein Netz landesbedeutsamer 
Bus- und Bahnverkehre definieren und 
weiterentwickeln. Wir werden dabei 
sicherstellen, dass Stadtverkehre, die 
lokalen Bus- und Nahverkehre zwischen 
den Dörfern sowie zwischen unseren 
kleineren Städten und Gemeinden wie 
bisher weiter auf kommunaler Ebene or-
ganisiert und bestimmt werden können. 
Dazu gehören die Entscheidung über die 
Aufstellung von Nahverkehrsplänen wie 
auch Investitionen in regionale Bus- und 
Nahverkehre.

DEN SACHSENTAKT
EINFÜHREN

Wir wollen einen SachsenTakt einfüh-
ren, also einen umfassenden Fahrplan 
für die Schiene und überregionale Bus-
verkehre, der die Verkehrslinien in und 
nach Sachsen aufeinander abstimmt. 
So werden wir sicherstellen, dass die 
allermeisten Gemeinden im ländlichen 
Raum mindestens im Zweistundentakt 
von früh bis spät und an sieben Tagen 
in der Woche erreichbar sind und die 
Fahrzeiten der einzelnen Verkehrsmittel 
aufeinander abgestimmt werden.

SACHSENTARIF UND
DIGITALISIERUNG

Schrittweise wollen wir mit einem 
einheitlichen SachsenTarif dafür sorgen, 
dass die Menschen im ganzen Freistaat 
einfach, bezahlbar und mit unter-
schiedlichen Verkehrsmitteln mobil sein 
können. Dafür wollen wir den Vertrieb 
im ÖPNV modernisieren und digitalisie-
ren, damit der einfache Ticketerwerb 
mit einer sachsenweiten App möglich 
wird. Auch über den Vertrieb hinaus 
wollen wir helfen, das Potential der 
Digitalisierung für den ÖPNV zu nutzen, 
etwa beim elektronischen Fahrgast-
management und Sharing-Angeboten. 
Die bestehenden länderübergreifenden 
Tarife wollen wir weiter stärken und 
ausbauen. Für den Mitteldeutschen 
Verkehrsverbund (MDV) soll ein gemein-
samer Tarif mit Sachsen-Anhalt und 
Thüringen sichergestellt werden.

MEHR BUNDESMITTEL FÜR
DIE MOBILITÄTSWENDE

Wir setzen uns beim Bund dafür ein, 
dass die Bundesmittel für den regiona-
len und lokalen Nahverkehr (Regiona-
lisierungsmittel und Mittel nach dem 
Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz) 
zukünftig weiter erhöht werden. Damit 
soll nicht nur die Preisentwicklung bei 
Stations- und Trassenpreisen ausgegli-
chen werden, sondern wirklich mehr 
Geld für eine Verkehrswende bereitste-
hen.
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MODERNISIERUNG UND
BARRIEREFREIHEIT

Wir stärken das Landesinvestitions-
programm ÖPNV, um Infrastruktur 
und Fahrzeuge im ÖPNV und SPNV zu 
modernisieren. Damit unterstützen wir 
insbesondere den kommunalen ÖPNV 
in den Großstädten, aber auch in den 
Oberzentren wie Zwickau, Plauen oder 
Görlitz. Die angestrebte Verdopplung 
der ÖPNV-Nutzung wird erhebliche 
Mittel für neue Infrastruktur und 
zusätzliche Fahrzeuge benötigen, die 
von der kommunalen Ebene alleine 
nicht getragen werden können. Die 
Umsetzung von Barrierefreiheit muss 
bei allen Investitionen höchste Priorität 
genießen.

DAS „ECHTE“ BILDUNGSTICKET
ENDLICH UMSETZEN

Das Azubi-Ticket kommt, ein Schü-
ler-Freizeitticket ebenfalls. Im nächsten 
Schritt wird es zum Schuljahresbeginn 
2020/21 auch für alle Schülerinnen und 
Schüler, egal ob ihr Wohnort über oder 
unter der derzeitigen Entfernungs-
schwelle liegt, ein kostengünstiges 
Bildungsticket geben. Wir nehmen die 
Landräte beim Wort. Darüber hinaus 
setzen wir uns für ein sachsenweites 
Angebot ein, das auch Menschen in 
Freiwilligendiensten einschließt.

BÜRGER-SYSTEME IM ÖPNV
ERLEICHTERN

Insbesondere im ländlichen Raum wol-
len wir in der Verantwortung der Ver-
kehrsverbünde die Förderung sogenann-
ter Bürgerbusvereine weiterentwickeln. 
Sie sollen eine zusätzliche Ergänzung 
zum ÖPNV darstellen, wo keine Linien 
eingerichtet werden können. Dabei 
muss vor allem der Versicherungsschutz 
für die Fahrerinnen und Fahrer verbes-
sert werden. Mit der digitalen Vernet-
zung entstehen neue Möglichkeiten 
für Bürgerbusse und Ride-Sharing. Hier 
wollen wir die Entwicklung einer inte-
grierten App fördern. Damit sich auch 
Menschen mit kleinen Einkommen und 
im Sozialleistungsbezug Bus und Bahn 
leisten können, wollen wir die Einfüh-
rung sächsischer Sozialtarife prüfen.

365-EURO-TICKET FÜR DIE
GROSSSTÄDTE

Damit der Anteil des öffentlichen Nah-
verkehrs deutlich steigt, genügt es aber 
nicht, nur das Angebot zu verbessern. 
Es braucht auch finanzielle Anreize, 
langfristig auf den ÖPNV umzusteigen 
und ein Jahresticket zu kaufen. ÖPNV 
ist Daseinsvorsorge; wir wollen, dass ihn 
sich alle gleichermaßen leisten können. 
Deshalb wollen wir – beginnend in 
den Städten – die Einführung eines 
365-Euro-Tickets unterstützen, indem 
wir bei der Schaffung der dafür not-
wendigen Infrastruktur unter die Arme 
greifen.

	Eine 
	moderne 
	Straßen- 
	infrastruktur 
Eine moderne Mobilitätspolitik braucht 
gute Verkehrswege. Straßen müssen 
Räume erschließen, gute Anbindungen 
ermöglichen und angemessen dimensi-
oniert sein, um den nötigen Verkehr zu 
tragen. Gleichzeitig ist jeder Bau eines 
neuen oder größeren Verkehrsweges 
ein Eingriff in die Natur und die Rechte 
von Bürgerinnen und Bürgern, und muss 
daher wohlbegründet sein. Sachsen hat 
erfreulicherweise ein umfassendes und 
modernes Straßennetz, von dem aber 
beträchtliche Teile aus den Jahren direkt 
nach 1990 stammen und nun in eine ers-
te große Instandsetzungsrunde gehen.

ERHALT VOR NEUBAU

Mit der Ausbau- und Erhaltungsstrate-
gie für die sächsischen Staatsstraßen 
haben wir durch klare und nachvoll-
ziehbare Kriterien dafür gesorgt, dass 
Steuergelder gezielter und sinnvoller 
eingesetzt werden. Ausbauvorhaben in 
viel befahrenen Regionen gehen nicht 
zu Lasten des Erhalts weniger befahre-
ner Straßen. So können pro Jahr mehr 
Staatsstraßen erhalten werden als je 
zuvor. Der Erhalt, der Ausbau und die 
Netzergänzung gehen dabei auch wei-

terhin vor Neubau und die Inanspruch-
nahme zusätzlicher Flächen.

VERLÄSSLICHE MITTEL
FÜR DEN KOMMUNALEN
STRASSENBAU

Gute Straßen vor Ort sind sichtbares 
Indiz eines Staates, der für seine Bürge-
rinnen und Bürger funktioniert. Mit der 
überarbeiteten Richtlinie Kommunaler 
Straßenbau haben wir den Kommunen 
attraktive Förderbedingungen und hohe 
Fördersätze ermöglicht. Wir werden 
den pauschalen Anteil im Straßenbau 
erhöhen und die Förderverfahren weiter 
erleichtern.

STRASSENAUSBAUBEITRÄGE
ABSCHAFFEN

Die bisherige Regelung der Erhebung 
von Straßenausbaubeiträgen ist un-
gerecht und führt zu einer Spaltung 
in arme und reiche Kommunen. Die 
Bürgerinnen und Bürger können nicht 
nachvollziehen, warum die Erhebung 
von Straßenausbaubeiträgen von der 
Postadresse abhängt. Ein großer bü-
rokratischer Aufwand und unnötige 
Härten sprechen ebenfalls gegen die 
bisherige Regelung. Wir werden diese 
Beiträge abschaffen und uns dafür 
einsetzen, dass die Kommunen einen 
entsprechenden finanziellen Ausgleich 
aus Landesmitteln erhalten.
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UMSETZUNG VON
BUNDES- UND LANDES- 
VERKEHRSWEGEPLAN

Wir setzen uns beim Bund dafür ein, 
dass die vorrangigen Maßnahmen des 
Bundesverkehrswegeplanes 2030 für 
Sachsens Straßen zügig und passend 
umgesetzt werden. So stärken wir die 
Verknüpfung der ländlichen Räume 
mit den Ballungszentren und entlasten 
Städte vom Durchgangsverkehr. Den 
Landesverkehrsplan 2030 setzen wir 
konsequent um, wichtig ist uns dabei 
eine regelmäßige Überprüfung der Ziele.

SONDERPLAN FÜR DIE
STRUKTURWANDEL-
REGIONEN

Besonders in den Strukturwandelregio-
nen Lausitz und Mitteldeutsches Revier 
wollen wir mit Hilfe des Bundes die 
Verkehrsinfrastruktur verbessern und 
Planungen dafür beschleunigen. Maß-
geblich darf dafür nicht nur die aktuelle 
Situation sein, sondern die Verkehrspo-
litik muss auf die Zukunft in Folge des 
Strukturwandels ausgerichtet werden, 
also auf den Ausbau des Angebots 
statt auf geschätzte Prognosen. Wir 
unterstützen daher die Forderung nach 
einem Sonder-Bundesverkehrswegeplan 
für die Reviere. Hier gilt es, auch mutige 
Infrastrukturprojekte in Schiene und 
Straße als Angebote für die Region zu 
schaffen, selbst wenn sie kurzfristige 
Effizienzbetrachtungen noch nicht 
bestehen.

Für solche Projekte brauchen wir auch 
ein Gesetz zur Planungsbeschleunigung, 
das die Beteiligung der Einwohnerinnen 
und Einwohner von Anfang an mit-
denkt, um Akzeptanz zu stärken.

	Den 
	Schienen- 
	verkehr 
	ausbauen 
Sachsen ist eine Region mit langer 
Eisenbahnhistorie und besitzt eines der 
dichtesten Schienennetze Deutschlands. 
Dennoch sind immer noch nicht alle 
sächsischen Großstädte an den Fernver-
kehr angeschlossen. Auch die Taktung 
zwischen Zentren und Mittelstädten ist 
nicht optimal.

DIE LÜCKEN UNSERER 
S-BAHN-NETZE SCHLIESSEN

Sachsens S-Bahn-Netze sind seine 
Sterne. Die Zentren Leipzig, Dresden 
und Chemnitz sind mit dem Umland 
über leistungsfähige S-Bahn-Netze 
(mitteldeutsches S-Bahn-Netz, S-Bahn-
Netz VVO, Chemnitzer Modell) eng 
verknüpft. Wir schließen die Lücken 
in unseren S-Bahn-Sternen und bauen 
das Netz um unsere drei sächsischen 
Metropolen mit guten Anschlüssen in 
die ländlichen Räume aus.

DIE BAHN IN DER FLÄCHE
ERHALTEN

Wir setzen uns für eine Reaktivierung 
von Bahnstrecken zur besseren Ver-
knüpfung des ländlichen Raums mit den 
Oberzentren ein. Wer die Bahn nutzt, will 
auch in einer attraktiven Umgebung zu-, 
aus- und umsteigen. Wir werden ein För-
derprogramm aufstellen, das die Städte 
bei Erhalt und Sanierung ihrer Bahn-
höfe unterstützt. Der Freistaat Sachsen 
braucht zukünftig ein Mitentscheidungs-
recht bei der Eisenbahninfrastruktur. 
Nur dadurch können wir langfristige 
Planungen sicherstellen, den unüberleg-
ten Rückbau von Eisenbahninfrastruktur 
stoppen und tatsächlich die passende 
Infrastruktur für den Sachsentakt schaf-
fen. Dazu wollen wir die rechtlichen bzw. 
vertraglichen Voraussetzungen schaffen.

AUSBAU IM EISENBAHN-
FERNVERKEHR

Wir werden uns beim Bund weiter für 
die Verbesserungen im Eisenbahn-
fernverkehr einsetzen, allem voran für 
die Umsetzung des Ausbaus und der 
Streckenelektrifizierung Chemnitz-Bad 
Lausick-Leipzig und für die Strecken 
Dresden-Görlitz und Cottbus-Gör-
litz-Zittau. Die Umsetzung der europa-
weit bedeutsamen Neubaustrecke Dres-
den-Prag treiben wir weiter voran und 
unterstützen auch die Verbesserung des 
Fern- und Regionalverkehrs nach Polen.

ROLLENDE LANDSTRASSE
UND MAUTPFLICHT FÜR 
FERNBUSS

Durch die Einrichtung einer „Rollenden 
Landstraße“ und mit Unterstützung 
des Speditionsgewerbes wollen wir die 
sächsischen Autobahnen entlasten und 
Güterverkehr auf die Schiene verlagern. 
Wir setzen uns beim Bund weiter dafür 
ein, die Wettbewerbsnachteile für die 
Bahn abzubauen, indem die Mautpflicht 
auch für Fernbusse gilt. Wir setzen uns 
zudem dafür ein, auf Bahntickets im 
Fernverkehr nur noch den ermäßigten 
Mehrwertsteuersatz zu erheben.

ERHALT DER 
CHMALSPURBAHNEN

Die Sächsischen Schmalspurbahnen 
sind ein Kultur- und Technikerbe. 
Wir setzen die Unterstützung bei 
der Instandhaltung von bestehender 
Infrastruktur für diese Bahnen, auch im 
Interesse der zahlreichen Touristen, die 
Sachsen jedes Jahr besuchen, fort.
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	Den Rad- und 
	Fußverkehr 
	besser 
	fördern 
Radfahren und zu Fuß gehen – das ist 
nicht nur gesund, sondern auch gut für 
die Umwelt. Besonders in der Stadt sind 
Rad- und Fußverkehr gute Alternativen zu 
Auto, Bus und Bahn. Diese Verkehrsarten 
verdienen mehr politische Beachtung und 
Unterstützung. Wir wollen als Teil einer 
sozialdemokratischen Mobilitätswende 
den Rad- und Fußverkehr systematisch in 
die Stadtentwicklungs- und Verkehrspo-
litik einbeziehen und seinen Anteil am 
Verkehrsmix deutlich erhöhen.

RADFAHREN MUSS
SICHERER WERDEN

Viele Menschen fahren gern Rad. Doch 
gerade bei dichtem Verkehr fühlen sich 
Radfahrerinnen und Radfahrer vieler-
orts an den Rand gedrängt. Nicht nur 
für Kinder und ältere Menschen muss 
das Radfahren sicherer werden, auch 
viele Berufstätige würden bei besseren 
Wegen gern aufs Fahrrad umsteigen. 
Deshalb wollen wir die Planung und den 
Bau von sicheren Radwegen nicht nur 
in den Ballungsräumen Dresden, Leipzig 
und Chemnitz vorantreiben, sondern 
auch das Radwegenetz entlang von 
Bundesstraßen und Staatsstraßen im 

ländlichen Raum ergänzen. In den nächs-
ten Jahren wollen wir entlang zentraler 
Routen Radschnellwege einrichten.

RAD- UND FUSSVERKEHR
AUCH IN DER VERWALTUNG
ZUM SCHWERPUNKT
MACHEN

Wir werden die Anliegen des Radver-
kehrs in der Verwaltung besser abbil-
den und unnötige Hindernisse für die 
Planung beseitigen. Die Radverkehrs-
konzeption von 2014 werden wir weiter-
entwickeln und Zielstellungen für den 
Rad- und Fußverkehr in das sächsische 
Mobilitätsgesetz einfließen lassen. Mit 
zusätzlichen Personalmitteln für Rad-
verkehrsexpertinnen und -experten 
werden wir das sächsische Verkehrs-
ministerium und seine Straßenbauver-
waltung deutlich aufstocken und die 
interkommunale Arbeitsgemeinschaft 
fahrrad- und fußgängerfreundlicher 
Städte (AGFS) in Sachsen langfristig 
institutionalisieren. Bei der Ausreichung 
von Fördermitteln wollen wir einen 
stärkeren Fokus auf die Förderung von 
Gehwegsanierung setzen.

EINE INFRASTRUKTUR FÜRS
RADFAHREN SCHAFFEN

Die bestehende Förderung von Fahr-
radparkhäusern und -abstellanlagen 
an öffentlichen Einrichtungen jenseits 
von Bahnhöfen, Haltepunkten oder 
sonstigen ÖPNV-Verknüpfungsstellen 

wollen wir ausweiten. Außerdem ist 
es uns wichtig, die Verknüpfung des 
Radverkehrs mit dem Öffentlichen Nah-
verkehr zu verbessern (Bike&Ride) und 
im Rahmen der Landesverkehrsgesell-
schaft landeseinheitliche Regelungen 
zur Fahrradmitnahme in Bus und Bahn 
zu erlassen. Wir wollen die Erreichbar-
keit radtouristischer Ziele mit der Bahn 
verbessern.

	Innovation 
	und 
	Digitalisie- 
	rung 
Aktuell verändern sich Mobilität und 
Verkehr durch technologische Innova-
tion rasant. Für uns haben die neuen 
Technologien eine dienende Funktion für 
das Leben der Menschen. Digitalisierung 
und Automatisierung können Verkehr 
bequemer, sicherer, umweltfreundlicher 
und effizienter machen, aber sie bergen 
auch Gefahren. Sachsen hat durch seine 
Forschungs- und Innovationslandschaft 
und die vorhandenen modernen Pro-
duktivkapazitäten die Chance, zu einem 
Vorreiter der Mobilität der Zukunft zu 
werden. Mit einer Kombination aus 
Innovationspolitik, Industriepolitik, 
Umwelt- und Verkehrspolitik wollen wir 
helfen, diese Chance zu verwirklichen.

MEHR LADESÄULEN UND
WASSERSTOFFTANKSTELLEN
IN SACHSEN

Die Transformation bisheriger Antriebs-
systeme auf alternative Antriebe wird 
eine der zentralen Herausforderungen 
der sächsischen Automobil- und Ver-
kehrsindustrie. Elektromobilität und 
die Brennstoffzelle nehmen dabei eine 
zentrale Rolle im Wandel des Verkehrs 
ein. Wir wollen dazu den flächendecken-
den Ausbau der Lade- und Tankstellen-
infrastruktur voranbringen, indem an 
Einrichtungen des Freistaates Sachsen 
entsprechende Möglichkeiten zugäng-
lich gemacht werden.

DIE ENTWICKLUNG
ALTERNATIVER ANTRIEBE
UNTERSTÜTZEN

Mit der Entwicklung vom Verbren-
nungs- zum Elektromotor befinden sich 
Sachsens Automobilhersteller und die 
Zulieferer in massiven Veränderungs-
prozessen. Wir wollen den Struktur-
wandel der sächsischen Automobil- und 
Verkehrsindustrie mit der Förderung von 
Forschung und Entwicklung begleiten, 
um zu helfen, ihre Zukunftsfähigkeit zu 
sichern. Im Rahmen der ÖPNV-Investi-
tionsförderung wollen wir alternative 
Antriebe durch Förderprogramme 
unterstützen und Modellprojekte im 
Umweltverbund fördern.
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5G AUCH ENTLANG JEDER
SÄCHSISCHEN STRASSE

Digitale Technologien sollen den Men-
schen helfen, die Mobilitätsoptionen für 
ihre Zwecke optimal zu nutzen. Grund-
voraussetzung für die Digitalisierung 
von Mobilität ist ein flächendeckender 
und leistungsfähiger Internetzugang. 
Bei der Einführung der nächsten Mobil-
funkgeneration 5G wollen wir darauf 
achten, dass sie flächendeckend erfolgt 
und insbesondere der ländliche Raum 
durch Modellprojekte früh erschlossen 
wird.

DIE DIGITALISIERUNG DER
MOBILITÄT VORANTREIBEN

Die digitale Steuerung der Verkehrs-
wege („smarte Infrastruktur“) kann den 
Verkehrsfluss verbessern, Emissionen 
reduzieren und die Verkehrssicherheit 
erhöhen. Wir wollen smart city- und 
smart logistics-Konzepte fördern und 
die verkehrsrechtlichen Voraussetzun-
gen zu ihrer Erprobung schaffen. Die 
intelligente Vernetzung von Verkehrs-
trägern soll der Freistaat durch die 
Förderung von multimodalen Pilotpro-
jekten vorantreiben.

AUTOMATISIERTES
FAHREN VIELFÄLTIG TESTEN

Automatisiertes Fahren kann einen 
Beitrag zur Effizienzsteigerung im Ver-
kehr und zur Reduktion von Emissionen 
leisten. Wir unterstützen die Forschung, 
Erprobungen und Tests, auch im stra-
ßen- und schienengebundenen ÖPNV/
SPNV sowie bei Nutz- und Lieferfahr-
zeugen, um Chancen und Risiken besser 
zu verstehen.

RISIKEN MINIMIEREN,
TRANSPARENZ SCHAFFEN

Wir unterstützen Bemühungen der 
Europäischen Union und des Bundes, 
die Risiken der Digitalisierung von 
Mobilität wie Monopolbildung, eine  
Verletzung des Datenschutzes oder der 
Cybersicherheit zu erkennen und zu 
minimieren. Mobilitätsdaten, über die 
die öffentliche Hand verfügt, sollen auf-
bereitet und vereinheitlicht zur nicht-
kommerziellen Nutzung als Open Data 
bereitgestellt werden. Wir wollen einen 
Beirat zur Digitalisierung des Verkehrs 
ins Leben rufen, der die Staatsregierung 
bei der verkehrspolitischen Begleitung 
und Steuerung des Digitalisierungspro-
zesses berät.

	Mehr 
	Verkehrs- 
	sicherheit, 
	weniger Ver-  
 kehrslärm 
Verkehr bringt viele Vorteile mit sich, 
aber auch gravierende Nachteile. Noch 
immer gibt es pro Jahr über 100.000 
Verkehrsunfälle in Sachsen, die zu 
Tausenden Verletzten und fast 200 
Toten führen. Verkehrslärm und Abgase 
vermindern Lebensqualität und machen 
krank. Wir wollen dieses Verkehrsleid so 
weit wie möglich lindern.

VERKEHRSSICHERHEITS-
PROGRAMM MIT VISION ZERO

Wir schreiben das Verkehrssicherheits-
programm für Sachsen fort und passen 
es an neue Herausforderungen an. Das 
Ziel bleibt die „Vision Zero“ (null Ver-
kehrstote). Wo es erforderlich ist, setzen 
wir uns für Geschwindigkeitsbegren-
zungen und andere Maßnahmen ein, 
die einen besseren Verkehrsfluss ermög-
lichen. Das erhöht die Sicherheit und 
mindert den Lärm.

VERKEHRLICHE
PRÄVENTION STÄRKEN

Wir setzen die Unterstützung der Mo-
bilitätserziehung an unseren Kindergär-
ten und Schulen und bei der Durchfüh-
rung der Verkehrssicherheitstrainings 
fort. Außerdem sorgen wir dafür, dass 
bei der sächsischen Landespolizei das 
Personal für Verkehrsüberwachung und 
Kontrollen aufgestockt wird.

LÄRMSCHUTZKONZEPT
FÜR SACHSEN AUFSTELLEN

Wir wollen ein verkehrsträgerübergrei-
fendes Lärmschutzkonzept für Sachsen 
aufstellen. Den Straßenverkehrslärm 
wollen wir durch konsequente Unter-
stützung der Elektromobilität mindern. 
Wir sorgen dafür, dass systematisch 
lärmmindernde Fahrbahnbeläge („Flüs-
terasphalt“) verbaut werden, indem 
wir solche Asphaltdeckschichten als 
Regelbauweise anerkennen lassen. Den 
aktiven und passiven Fluglärmschutz an 
beiden sächsischen Flughäfen wollen 
wir konsequent fortführen und erwei-
tern. Im Verkehrsministerium soll ein 
Fluglärmbeauftragter ernannt werden. 
Bessere Lösungen für Fluglärm vor Ort 
wollen wir durch mehr Dialog und eine 
bessere Beteiligung der Öffentlichkeit 
und Träger öffentlicher Belange errei-
chen. Den Lärm durch Schienenverkehr 
wollen wir mindern, indem wir das 
Investitionsprogramm des Bundes zur 
Lärmsanierung an bestehenden Schie-
nenwegen weiter kofinanzieren. 



1 7 6 1 7 7

Die besondere Lärmsituation im oberen 
Elbtal werden wir zukünftig durch die 
Neubaustrecke Dresden-Prag verbes-
sern.

LUFTQUALITÄT WEITER
VERBESSERN

Für eine bessere Luftqualität wollen 
wir die Kommunen bei der Erstellung 
von Luftreinhalteplänen und deren 
Durchsetzung stärker unterstützen. Das 
Sofortprogramm Saubere Luft wollen 
wir ab 2020 verstetigen und Kommunen 
bei der Beantragung unterstützen.

	Wirtschafts- 
	verkehr und 
	Logistik 
Verkehr bewegt nicht nur Personen, 
sondern auch Güter. Dass Güter effizient, 
sicher und umweltverträglich von A nach 
B kommen, ist nicht nur für Sachsens 
Unternehmen wichtig, sondern für uns 
alle als Verkehrsteilnehmer. Der Wirt-
schaftsverkehr ist Teil unseres übergrei-
fenden Mobilitätskonzepts. Sachsen liegt 
im Herzen Europas und verfügt über eine 
moderne Infrastruktur auf der Schiene, 
der Straße, aber auch auf dem Wasser 
und in der Luft. Deshalb ist die Logistik-
wirtschaft eine wichtige Branche, die 
Wertschöpfung und Arbeit schafft. 

Wir stellen den Schutz der in der Logistik 
beschäftigten Menschen in den Mittel-
punkt. Möglichkeiten der Automatisie-
rung und digitalen Steuerung wollen wir 
fördern, sofern sie den grundsätzlichen 
sozialen und ökologischen Zielen dienen.

AUSBAU DER
SCHIENENINFRASTRUKTUR

Unser Ziel ist es, einen größeren Teil des 
Güterverkehrs von der Straße auf die 
Schiene zu verlagern. Dazu treiben wir 
den Ausbau der Schieneninfrastruktur 
in Zusammenarbeit mit dem Bund, der 
Deutschen Bahn und unseren Nachbar-
staaten Tschechien und Polen voran, vor 
allem die Neubaustrecke Dresden-Prag 
und die Elektrifizierung der Strecken 
Chemnitz-Leipzig, Dresden-Görlitz und 
Cottbus-Görlitz. Außerdem wollen wir 
die Einrichtung und den Ausbau von 
Umschlagpunkten (Railports, Häfen 
etc.) fördern.

ENGPÄSSE BESEITIGEN

Wo es nötig ist, müssen Infrastruktur-
engpässe auf der Straße erweitert wer-
den, um das Zusammenspiel von Perso-
nen- und Güterverkehr zu verbessern, 
insbesondere auf und an Staatsstraßen 
sowie Bundesautobahnen, etwa auf der 
A4 zwischen Nossen und Dresden bzw. 
Dresden und Bautzen. Um die Bedin-
gungen für Kraftfahrer auf Sachsens 
Straßen zu verbessern, setzen wir uns 
beim Bund dafür ein, dass hunderte 

zusätzliche Stellplätze an Autobahnen 
und Bundesstraßen eingerichtet werden.

LOGISTIK-VORREITER WERDEN

Wir wollen Sachsen zum Vorreiter der 
Logistik 4.0 machen: Durch intelligente 
Verkehrssysteme, die aus der Vernet-
zung von Hochschulen und Forschungs-
einrichtungen mit Unternehmen aus 
der Logistik und dem produzierenden 
Gewerbe entstehen.

STADTLOGISTIK UMWELT-
FREUNDLICH GESTALTEN

Immer mehr Menschen bestellen ihre 
Waren im Internet. Das hat zur Folge, 
dass die Anzahl der Liefer- und Paket- 
dienste massiv zugenommen hat. 
Vor allem in unseren Städten sorgt 
das zunehmend für Konflikte. Um der 
Problematik von zugeparkten Rad- und 
Fußwegen sowie steigender Abgas- und 
Lärmbelastung zu begegnen, fördern 
wir Kommunen und Unternehmen bei 
der Einführung umweltfreundlicher 
Stadtlogistikkonzepte.

FLUGLÄRM REDUZIEREN,
OHNE WACHSTUM ZU
BREMSEN

Wir bekennen uns zum Erhalt der 
beiden Verkehrsflughäfen Leipzig/Halle 
und Dresden. Der Flughafen Leipzig/
Halle ist Deutschlands zweitgrößtes 

und Europas fünftgrößtes Frachtdreh-
kreuz und entwickelt sich positiv. Wir 
befürworten den Wachstumskurs und 
halten am 24-Stunden-Flughafen Leipzig 
fest. Die Interessen der Beschäftigten 
müssen mit denen der vom Fluglärm 
betroffenen Anwohnerinnen und An-
wohner in Einklang gebracht werden

.
ARBEITSBEDINGUNGEN IN
DER LOGISTIK VERBESSERN

Wir unterstützen die Beschäftigten im 
Versandhandel und der Logistikwirt-
schaft beim Kampf um bessere Arbeits-
bedingungen und Tarifverträge. Zum 
Schutz der Beschäftigten in der Paket- 
auslieferung vor Ausbeutung streben 
wir im Bund eine Regelung zur Nach- 
unternehmerhaftung an, die das Um-
gehen von Steuer- und Abgabenpflich-
ten durch Subunternehmer verhindert. 
Auch die Arbeitsbedingungen der Kraft-
fahrerinnen und Kraftfahrer müssen 
verbessert und das Berufsbild aufge-
wertet werden. Wir unterstützen die 
Bemühungen der EU, mit Regelungen 
zur Entsendung von Fahrern im Stra-
ßengüterverkehr und zu ausreichenden 
Lenk- und Ruhezeiten Ausbeutung und 
Dumping in der Logistik zu verhindern. 
Die Kontrollen bestehender Regelungen 
müssen häufiger und genauer erfolgen. 
Die Beratungsstelle für ausländische Be-
schäftigte in Sachsen (BABS) wollen wir 
verstetigen, damit auch ausländische 
Kraftfahrer ihre Rechte besser kennen.
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	Innen-, 
	Rechts- und 
	Finanzpolitik 

1 7 91 7 8
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Der Staat ist kein Selbstzweck. Genau-
so wenig ist er verzichtbar. Staatliche 
Strukturen sind in unserer demokrati-
schen Gesellschaft das Werkzeug, mit 
dem das Gemeinwohl umgesetzt wird. 
Sie sind das Instrument, um jene Ziele 
und Vorhaben zu verfolgen, die eine 
Mehrheit der Menschen für vernünftig 
und erstrebenswert hält. Gleichzeitig 
sorgen sie dafür, dass mehrheitlich ge-
troffene Entscheidungen nicht zu Lasten 
von Minderheiten gehen. Uns Sozialde-
mokratinnen und Sozialdemokraten ist 
es wichtig, eine sachliche, vernunftge-
leitete und abwägende Politik zu be-
treiben. Unsere Antwort auf Populismus 
ist Rechtsstaatlichkeit, unsere Antwort 
auf Empörung sind Pluralismus und 
politische Teilhabe. In unserer Demo-
kratie gehören der Staat und die Bürger-
gesellschaft zusammen. Sie brauchen 
einander. Mehr noch: Die Bürgergesell-
schaft ist Träger und Auftraggeber von 
staatlichen Strukturen. Entschließt sich 
unsere Gesellschaft, Mitverantwortung 
für das gute Aufwachsen von Kindern 
und Jugendlichen zu übernehmen, dann 
braucht es Personal in den Jugend- und 
Gesundheitsämtern, in den Kinder-
gärten und Schulen, das diese Aufgabe 
übernimmt. Wollen wir Verantwortung 
für den Schutz von Umwelt und Klima 
tragen, dann braucht es Personal in den 
Umweltämtern, Flussverwaltungen und 
Planungsbehörden, das diese Aufga-
ben wahrnimmt. Und wenn die Macht 
des Stärkeren durch die Herrschaft des 
Rechts begrenzt werden soll, dann brau-
chen wir Personal in Polizei und Justiz, in 
den Finanz- und Regulierungsbehörden, 

um Recht und Gerechtigkeit durchzu-
setzen. Die politisch Verantwortlichen 
im Freistaat Sachsen haben in der 
Vergangenheit Fehler im Umgang mit 
Staat und Bürgergesellschaft gemacht. 
Der politische Diskurs und das zivile 
Engagement wurden nach der Friedli-
chen Revolution zu wenig ermutigt und 
gefördert. Die Bürgergesellschaft – ganz 
gleich ob Sportvereine, Kirchgemeinden, 
Bürgerinitiativen, Feuerwehren, Gewerk-
schaften oder Verbände – wurde nicht 
als eigenständiger Partner des Staates 
betrachtet, sondern als funktionaler 
Unterstützer. Gleichzeitig hat die Spar-
politik der CDU/FDP-Regierung in den 
Jahren 2009 bis 2014 staatliche Struktu-
ren in Sachsen enorm geschwächt. Ohne 
auf Bedarfe und Aufgaben zu blicken, 
sollte das Personal im öffentlichen 
Dienst des Freistaates Sachsen von rund 
86.000 Stellen auf rund 70.000 Stellen 
reduziert werden. Der Lehrermangel in 
unseren Schulen zeigt heute am deut-
lichsten, wohin diese Personal- und 
Finanzpolitik geführt hat. Doch auch 
im Bereich der Polizei und der Justiz, in 
Finanzbehörden, Jugendämtern, Kul-
tureinrichtungen und selbst im Archiv-
wesen sind die Folgen dieser Politik zu 
spüren. Es war uns deshalb besonders 
wichtig, mit Übernahme der Regierungs-
verantwortung 2014 einen grundlegen-
den Kurswechsel zu erreichen. Wir haben 
den Stellenabbau in Sachsen beendet. 
Jede frei werdende Stelle wurde wieder-
besetzt, zahlreiches zusätzliches Perso-
nal in fast allen Bereichen eingestellt. 
Die Finanzausstattung der Kommunen 
haben wir deutlich verbessert, Fachför-

derprogramme gestärkt und umfangrei-
che Investitionen in Kitas und Schulen, 
in Krankenhäuser und Sportstätten, in 
Straßen und den öffentlichen Nahver-
kehr ermöglicht. Und wir haben gezeigt, 
dass ein handlungsfähiger Staat mit 
genügend Mitteln für Personal und In-
vestitionen auch Hand in Hand mit einer 
soliden Finanzpolitik gehen kann: Die 
Pro-Kopf-Verschuldung des Freistaates 
Sachsen hat sich von über 2.000 Euro im 
Jahr 2013 auf unter 1.100 Euro im Jahr 
2018 nahezu halbiert. Wir werden uns 
auch künftig an dem Leitbild des hand-
lungsfähigen Staates orientieren.

	Verwaltung 
	und 
	Rechtsstaat- 
	lichkeit 
Es ist eine wichtige Leistung des Staates, 
dass er das menschliche Grundbedürfnis 
nach Sicherheit erfüllt. Wie schnell das 
Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger 
hier gestört werden kann, hat die Kür-
zungspolitik der CDU/FDP-Regierung in 
den Jahren 2009 bis 2014 gezeigt. Wir 
haben die Landespolizei, die Gerichte, die 
Staatsanwaltschaften und die Finanzäm-
ter wieder gestärkt und auch zusätzliches 
Personal im Justizvollzug eingestellt. 
Die Integration zugewanderter Men-
schen haben wir überhaupt erst zum 

Thema und zur Aufgabe im sächsischen 
Regierungshandeln gemacht. Und 
gleichzeitig für die Städte und Gemein-
den umfangreiche Erstattungen von 
Geldern dafür bereitgestellt. In den 
kommenden Jahren gilt es einerseits, 
die vorgenommenen Kursänderungen 
dauerhaft zu sichern und die Arbeitsbe-
dingungen der Bediensteten weiter zu 
verbessern. Andererseits wollen wir nicht 
einfach Verwaltungsaufbau betreiben, 
sondern einen tatsächlichen Verwal-
tungsumbau schaffen. Die Institutionen 
des Staates dienen den Bürgerinnen und 
Bürgern in unserer Gesellschaft. Deshalb 
ist es uns wichtig, dass sie transparent 
und effizient arbeiten. Dass Verfahren 
einfach, unbürokratisch und flexibel 
sind. Die staatlichen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter sollen gerechte Ent-
scheidungen treffen und ihre Ermessens-
spielräume zugunsten der Menschen 
ausüben können, die ihre Unterstützung 
beanspruchen. Sie sollen den Men-
schen auf Augenhöhe begegnen und 
Partner der Menschen in Sachsen sein. 
Eine solche Verwaltungskultur braucht 
genügend Personal mit ausreichend 
Zeit, sich dem Einzelfall zu widmen. Sie 
braucht Vertrauen, flache Hierarchien, 
klare gesetzliche Regelungen, Entschei-
dungsspielräume und eine vernünftige 
Fehlerkultur.
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TRANSPARENTE
VERWALTUNG UND
INFORMATIONSANSPRUCH

Wir bleiben dabei: Sachsen braucht ein 
Transparenzgesetz. So wird das Recht 
der Bürgerinnen und Bürger auf einen 
freien Zugang zu amtlichen Informa-
tionen gesichert. Der Staat muss alle 
Informationen und Daten, die nicht aus 
besonderen Gründen einer Geheimhal-
tung unterliegen, von sich aus öffentlich 
zur Verfügung stellen und abrufbar 
machen.

ÜBERPRÜFBARKEIT
STAATLICHEN HANDELNS
VERBESSERN

Transparenz ist die Grundvoraussetzung 
dafür, dass staatliches Handeln über-
prüfbar ist. Zusätzlich brauchen die 
Bürgerinnen und Bürger effektive Mög-
lichkeiten zur Kontrolle. Mit der Vertrau-
ens- und Beschwerdestelle der Polizei 
Sachsen haben wir ein solches Instru-
ment geschaffen, das Petitionswesen 
ist ein weiteres. Beide Instrumente gilt 
es zu verbessern – mit der Ansiedlung 
der Vertrauens- und Beschwerdestelle 
beim Landtag und der Einführung einer 
Kennzeichnungspflicht für Polizeibeam-
te einerseits und mit einer Stärkung der 
Rolle der Petentinnen und Petenten im 
Petitionsverfahren andererseits.

VERTRAUENS- UND
VERANTWORTUNGSKULTUR
STÄRKEN

Wir wollen eine moderne Verwaltung, 
die bestmögliche Leistungen für die Bür-
gerinnen und Bürger in unserem Land 
erbringt. Deshalb ist es uns wichtig, 
althergebrachte Prozesse und Hierar-
chien zu hinterfragen und so unnötige 
Bürokratie zu reduzieren. Wir legen den 
Schwerpunkt der künftigen Verwal-
tungsorganisation auf die Reduzierung 
von Hierarchieebenen und auf die Stär-
kung von Entscheidungsspielräumen 
der einzelnen Beschäftigten. Die um-
fangreiche Vorabprüfung von Voraus-
setzungen bei Anträgen und Leistungen 
wollen wir, wo immer es geht, durch klar 
formulierte Ziele, transparente Regeln 
und Stichprobenverfahren ersetzen.

DIE DIGITALISIERTE
VERWALTUNG SCHAFFEN

Sachsen hat sein E-Government-Ange-
bot in den letzten Jahren zwar konti-
nuierlich ausgebaut. Doch im Vergleich 
zu Digitalisierungs-Spitzenländern wie 
Estland oder Finnland gibt es noch 
immer viel zu tun. Wir werden die Digi-
talisierung der öffentlichen Verwaltung 
voranbringen, die elektronische Akte 
flächendeckend einführen und Antrags- 
und Förderverfahren sowie Prozesse 
zur Dokumentation und Statistik in 
allen Bereichen digitalisieren. Mit einer 
landesweiten Verwaltungsplattform 
wollen wir die Kommunen bei ihren 

Digitalisierungsprozessen unterstüt-
zen, damit die Bürgerinnen und Bürger 
zukünftig alle Leistungen des Staates 
auch außerhalb von Öffnungszeiten und 
abseits von Verwaltungsstandorten in 
Anspruch nehmen können. Wir wollen, 
dass man für zentrale Verwaltungs-
dienstleistungen wie beispielsweise die 
Anmeldung eines Fahrzeuges keinen 
Halbtagesausflug mehr bewerkstelligen 
muss, sondern solche Prozesse komplett 
online erledigen kann.

DIGITALISIERUNG FÜR
MEHR TEILHABE NUTZEN

Um die Teilhabe der Bürger an den Be-
langen ihrer Stadt oder Kommune zu 
erleichtern, soll der Freistaat die Ent-
wicklung der digitalen Möglichkeiten 
wie Bürgerplattformen, lokale, digital 
gestützte Nachbarschaftsnetzwerke 
oder anderer, der Bürgervernetzung und 
dem besseren Austausch mit den Stadt- 
und Gemeindeverwaltungen dienlichen 
Instrumente fördern. Um die Digitalisie-
rungsprozesse auf kommunaler Ebene 
zu unterstützen, werden wir zusätzliche 
finanzielle Mittel unbürokratisch zur 
Verfügung stellen.

IT-SICHERHEIT GEWÄHRLEISTEN 
UND DATENSCHUTZ STÄRKEN

Die fortschreitende Digitalisierung er-
höht die Anforderungen an die Sicher-
heit von IT-Systemen. 

Mit dem Sächsischen Verwaltungsnetz 
steht unserem Land eine leistungsfä-
hige IT-Infrastruktur zur Verfügung, in 
der Datenintegrität und Informationssi-
cherheit gewährleistet sind. Sächsische 
Unternehmen wollen wir mit der Ein-
richtung eines Kompetenzzentrums für 
IT-Sicherheit unterstützen. Wir werden 
außerdem das am Landeskriminalamt 
Sachsen eingerichtete „Cybercrime 
Competence Center“ ausbauen und den 
Sächsischen Datenschutzbeauftragten 
mit zusätzlichen Ressourcen weiter 
stärken.

NEUES PERSONAL IN
DEN ÖFFENTLICHEN
DIENST HOLEN

Die Rekrutierung und Ausbildung von 
geeignetem Verwaltungspersonal wird 
für den Arbeitgeber Freistaat Sachsen 
eine zentrale Herausforderung der 
kommenden Jahre sein. Mit der Aus-
bildungsoffensive Sachsen haben wir 
die Zahl der Ausbildungsplätze in den 
staatseigenen Einrichtungen mehr als 
verdoppelt. Wir werden ein Personalent-
wicklungskonzept erstellen und mit der 
Stärkung von Angeboten wie Arbeits-
zeitkonten, Gesundheitsmanagement 
und Fortbildung für eine höhere Attrak-
tivität des öffentlichen Dienstes sorgen. 
Ebenso werden wir auf sachgrundlose 
Befristungen verzichten. Wir werden 
die Ausbildungsoffensive konsequent 
fortsetzen. Dabei stehen wir zur Erwei-
terung der Ausbildungsstandorte.
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Die baulichen Provisorien werden 
wir schnell durch gute Erweiterungs-
bauten ersetzen. Durch eine weitere 
Novellierung des sächsischen Perso-
nalvertretungsgesetzes werden wir 
Mitbestimmung und Beteiligung für die 
Beschäftigten und damit die Attrakti-
vität des öffentlichen Dienstes weiter 
verbessern.

VOM FRAUENFÖRDERUNGS-
GESETZ ZU EINEM
WIRKSAMEN GLEICH- 
STELLUNGSGESETZ

Das Sächsische Frauenförderungsgesetz 
muss dringend überarbeitet werden. 
Die gesetzlichen Vorgaben müssen an 
den Wandel der Arbeitswelt sowie an 
veränderte Berufsbiographien und Le-
bensentscheidungen aller Geschlechter 
und Familienformen angepasst werden. 
Damit der Gleichstellungsfortschritt in 
Sachsen wieder an Tempo gewinnt, ist 
ein Sächsisches Gleichstellungsgesetz 
unerlässlich. Mit der SPD in Regierungs-
verantwortung wird der Freistaat Sach-
sen zu einem Bundesland, das sich für 
die Gleichstellung der Geschlechter im 
öffentlichen Dienst und darüber hinaus 
verantwortlich fühlt. Dies werden wir 
zur Bedingung für eine erneute Regie-
rungsbeteiligung machen.

	Polizei und 
	Justiz 
Polizei, Staatsanwaltschaften, Gerichte 
und der Justizvollzug bilden das Funda-
ment des Vertrauens der Bürgerinnen 
und Bürger in die Handlungsfähigkeit 
unseres Rechtsstaates. Es ist uns deshalb 
besonders wichtig, die Stellenausstat-
tung für diese Bereiche anhand der zu 
erledigenden Aufgaben langfristig zu 
planen, zu erreichen und sicherzustellen. 
Den Einstellungskorridor bei der säch-
sischen Polizei von 700 Anwärterinnen 
und Anwärtern pro Jahr behalten wir 
bei. Denn unabhängig von der demogra-
fischen Entwicklung braucht die sächsi-
sche Polizei eine ausreichende Präsenz in 
der gesamten Fläche unseres Freistaates. 
Mit den ersten zusätzlichen 1 000 Stellen 
bauen wir vor allem die polizeiliche 
Präsenz in der Fläche aus und stärken 
die Kriminalpolizei, um mehr Straftaten 
aufzuklären. Wir erwarten anhand der 
Aufgaben einen höheren Stellenbedarf 
im Bereich der Verkehrspolizei, der 
polizeilichen Prävention und der Polizei-
verwaltung, der bis Ende 2019 durch die 
Fachkommission Polizei 2.0 ermittelt 
wird. Wir werden solange 700 junge 
Menschen jährlich einstellen, bis der 
Stellenbedarf gedeckt ist. Dabei setzen 
wir auf die klassische Polizeiausbildung 
und lassen die Struktur der Wachpolizei 
wie vorgesehen zum Jahresende 2020 
auslaufen.

DEMOKRATISCHE ETHIK IN
POLIZEI UND JUSTIZ

Die sächsischen Sicherheits- und Justiz-
behörden sind Träger des staatlichen 
Gewaltmonopols. Sie haben den Auf-
trag, Hüter unserer demokratischen 
Verfassungsordnung zu sein. Das Ver-
halten ihres Personals muss deshalb in 
besonderer Weise stets und zweifelsfrei 
den Geist unserer freiheitlichen demo-
kratischen Grundordnung tragen. Es ist 
uns wichtig, dieses Selbstverständnis in 
allen Ebenen und bei allen Bedienste-
ten verankert zu wissen – umso mehr, 
weil wir in den letzten Jahren klares 
Fehlverhalten in der Polizei, im Verfas-
sungsschutz und im Bereich der Justiz 
erleben mussten. Deshalb stärken wir 
die Aus- und Fortbildung sowohl der 
Führungskräfte als auch der Vollzugsbe-
amten und nehmen dabei besonders die 
Themen politische Bildung, Interkultur-
alität und Berufsethik in den Blick. Die 
Empfehlungen der Expertenkommission 
der SPD Sachsen und der Polizeiausbil-
dungskommission des Innenministeri-
ums werden wir konsequent umsetzen.

HASSGEWALT UND
GRUPPENBEZOGENER
MENSCHENFEINDLICHKEIT
WIRKSAM BEGEGNEN

Physische und psychische Gewalt gegen 
Menschen aufgrund ihrer Herkunft, Re-
ligion oder Weltanschauung, aufgrund 
ihrer politischen Orientierung, ihrer 
sexuellen Orientierung oder geschlecht-

lichen Identität gehören zum Bereich 
der politisch motivierten Kriminalität. 
Bei der Erfassung solcher Straftaten, bei 
der wirksamen Bekämpfung und Auf-
klärung sowie beim Opferschutz muss 
sich im Freistaat Sachsen noch manches 
verbessern. Wir werden die Opferbera-
tung in Sachsen stärken und durch die 
Einrichtung fester Ansprechpersonen 
bei der Polizei Sachsen eine bessere 
Kooperation ermöglichen. Im Rahmen 
der polizeilichen Aus- und Fortbildung 
soll der Umgang mit Hassgewalt und 
gruppenbezogener Menschenfeindlich-
keit größere Beachtung finden.

KENNZEICHNUNGSPFLICHT:
DIE TRANSPARENZ POLIZEILI-
CHEN HANDELNS STÄRKEN

Mit der Modernisierung des Polizei-
rechts haben wir die sächsische Polizei 
mit zusätzlichen Kompetenzen in die 
Lage versetzt, Gefahren für Ordnung 
und Sicherheit in unserem Land wirk-
sam abzuwehren und begangene 
Straftaten konsequent zu ahnden. Zu-
sätzliche Stellen, eine leistungsfähigere 
Ausrüstung, zahlreiche Investitionen in 
Polizeistandorte und das verbesserte 
Besoldungs- und Zulagensystem haben 
die Handlungsfähigkeit der sächsischen 
Polizei ebenfalls deutlich gestärkt. Das 
Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger 
in die Polizei speist sich aber nicht nur 
aus deren Handlungsfähigkeit, sondern 
ebenso aus der Transparenz polizeili-
chen Handelns. 
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Deshalb werden wir die Kennzeichnung 
für Polizeibeamtinnen und -beamte ein-
führen und die bestehende Beschwerde- 
stelle zur Sicherstellung ihrer Unabhän-
gigkeit in die Struktur des Sächsischen 
Landtags verlagern.

.
VERFASSUNGSSCHUTZ
UND DEMOKRATIE

Wir bekennen uns zur Institution des 
Verfassungsschutzes und halten am 
Trennungsgebot zwischen der polizei-
lichen und der nachrichtendienstlichen 
Arbeit fest. Auch der sächsische Ver-
fassungsschutz hat Konsequenzen 
aus dem NSU-Komplex gezogen, seine 
Zusammenarbeit mit den anderen 
Sicherheitsbehörden verbessert und die 
Qualität seiner Arbeit gestärkt. Wir wol-
len die Kontrolle des Verfassungsschut-
zes weiter verbessern und nach dem 
Vorbild Berlins die Parlamentarische 
Kontrollkommission in einen öffentlich 
tagenden Ausschuss umwandeln. Die 
derzeitige V-Leute-Praxis sollte aus 
unserer Sicht grundsätzlich hinterfragt 
und die Praxis der finanziellen Ent-
lohnung abgeschafft werden. Über-
legungen zur stärkeren institutionellen 
Trennung von Gefahrenerkennung und 
wissenschaftlich fundierter Auswertung 
verfassungsfeindlicher Bestrebungen 
begrüßen wir.

ZUSAMMENARBEIT
ZWISCHEN POLIZEI UND
JUSTIZ WEITER VERBESSERN

Wir verbessern die Zusammenarbeit 
zwischen der Polizei und den Staats-
anwaltschaften, um eine effektivere 
Strafverfolgung zu ermöglichen. Dafür 
wollen wir mehr gemeinsame Ermitt-
lungsgruppen einrichten, gegenseitige 
und gemeinsame Fortbildungen inten-
sivieren, die Richtlinien für die Strafver-
folgung verbessern und die Kooperation 
zwischen der Polizei und den Staats-
anwaltschaften mit den Jugendämtern 
stärken. Wichtig ist uns auch eine 
verbesserte Rückmeldung zum Ausgang 
von Verfahren, deshalb werden wir die 
datenschutzkonforme Verknüpfung von 
relevanten Daten in den polizeilichen 
Informationssystemen mit Verfahrens-
daten der Staatsanwaltschaften ermög-
lichen.

VERFAHRENSDAUERN
VERKÜRZEN

Im bundesweiten Vergleich ist die 
durchschnittliche Dauer von sächsi-
schen Ermittlungsverfahren ab Eingang 
bei der Staatsanwaltschaft bis zur 
Abgabe an das Gericht und die damit 
verbundene Anklage mit über neun 
Monaten deutlich zu hoch. Wir wirken 
darauf hin, dass insbesondere Jugend-
verfahren nicht nach Eingang, sondern 
bevorzugt bearbeitet werden, um den 
erzieherischen Zweck dieser Verfahren 
auch tatsächlich zu erreichen.

 Dabei ist es uns auch wichtig, die 
Jugendabteilungen der Staatsanwalt-
schaften personell zu stärken und die 
Zusammenarbeit mit Institutionen der 
Jugendhilfe zu verbessern.

DEMOGRAFIEBRÜCKEN IN
DER RICHTERSCHAFT BILDEN

Ab dem Jahr 2025 werden im Freistaat 
Sachsen die besonders starken Rich-
ter-Jahrgänge pensioniert. Deshalb 
haben wir bereits in dieser Wahlperiode 
die Studienkapazitäten in den Rechts-
wissenschaften erhöht. Eine weitere 
Erhöhung ist erforderlich, da der Ge-
nerationenwechsel auch über das Jahr 
2030 hinaus bewältigt werden muss. 
Wir werden den Eintritt in die säch-
sische Justiz attraktiver machen, zur 
Entzerrung der Altersstruktur verstärkt 
um Quereinsteiger werben und im 
Stellenplan entsprechende „Demogra-
fiebrücken“ zur rechtzeitigen Einstellung 
vor dem altersbedingten Ausscheiden 
vorsehen.

RESOZIALISIERUNG IM
JUSTIZVOLLZUG STÄRKEN

Die Ausbildung und Einstellung zu-
sätzlichen Personals ist auch im Jus-
tizvollzug die wichtigste Aufgabe der 
nächsten Jahre. Dabei geht es nicht 
nur um Vollzugsbedienstete, sondern 
auch um psychologische, medizinische 
und therapeutische Fachkräfte. Denn 

momentan sind es vor allem Personal-
engpässe, die uns im Freistaat Sachsen 
darin hemmen, der eigentlichen Aufga-
be des Strafvollzugs – Resozialisierung 
– tatsächlich wirksam und umfassend 
nachzukommen. Zur Verbesserung des 
Vollzugs bei ausländischen Inhaftierten 
brauchen unsere Justizvollzugsanstal-
ten außerdem verlässlich verfügbares 
Übersetzungspersonal.

KRIMINOLOGISCHE
FORSCHUNG

Um die Effektivität präventivpolizei-
licher Maßnahmen und des Straf-
vollzuges mit Blick auf die Ziele der 
Verhinderung von Straftaten und der 
Resozialisierung von Straftätern zu 
prüfen und zu verbessern, braucht es 
Informationen über ihre Wirksamkeit. 
Wir werden dafür und für die Erhellung 
des Dunkelfeldes der Kriminalität in 
Sachsen die kriminologische Forschung 
im Zusammenhang mit der Arbeit von 
Polizei und Justizvollzug verstärken. An 
der Hochschule der sächsischen Polizei 
(FH) werden wir ein Sächsisches Institut 
für Polizei und Sicherheitsforschung 
gründen. Wir streben zusätzlich die 
Gründung eines Kriminologischen For-
schungsinstitutes in Ostdeutschland an 
und werden in Gespräche mit den ost-
deutschen Bundesländern eintreten. Für 
die Bereiche des Strafvollzugs und des 
Jugendstrafvollzugs in Sachsen werden 
wir endlich eine Rückfallquote ermitteln 
und statistisch erfassen.
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GEMEINNÜTZIGE ARBEIT
BEI ERSATZFREIHEITSSTRAFE

Rund zehn Prozent aller Inhaftierten 
in Sachsen verbüßen eine Ersatzfrei-
heitsstrafe, das heißt: Sie wurden zur 
Zahlung einer Geldstrafe verurteilt, 
können diese aber mangels Einkommen 
nicht leisten und müssen stattdessen 
„absitzen“. Diese Praxis ist nicht nur 
umstritten, sondern auch teuer. Wir 
intensivieren das Programm „Schwitzen 
statt Sitzen“, bei dem uneinbringliche 
Geldstrafen durch gemeinnützige Arbeit 
abgeleistet werden. Unser Ziel ist es, 
alle Ersatzfreiheitsstrafen auf diesem 
Weg zu vollstrecken. So werden die 
sächsischen Haftanstalten nachhaltig 
entlastet und das Resozialisierungsziel 
der Strafe besser erreicht.

ALTERNATIVEN VOLLZUG
STÄRKEN

Viel seltener als im bundesweiten 
Durchschnitt wird in Sachsen von der 
Möglichkeit des offenen Vollzugs Ge-
brauch gemacht. Dabei erweist sich 
dieser aufgrund der besseren Wieder-
eingliederungsmöglichkeiten als beson-
ders wirksam für die Resozialisierung. 
Er ist zudem kostengünstiger als der 
geschlossene Vollzug. Wir erweitern 
deshalb die Zahl der Haftplätze im offe-
nen Vollzug an den Justizvollzugsanstal-
ten Leipzig, Chemnitz und Dresden, weil 
hier die sozialräumlichen Vorausset-
zungen besonders günstig sind. Stärken 
wollen wir außerdem den Strafvollzug 

in freien Formen, insbesondere im Be-
reich der Jugendkriminalität.

	Nichtpoli- 
	zeiliche 
	Gefahren- 
	abwehr 
Die Organisationen, die Beschäftigten 
und die ehrenamtlichen Kameradinnen 
und Kameraden im Brand- und Katast-
rophenschutz sowie im Rettungsdienst 
sind für das Funktionieren unserer 
Gesellschaft enorm wichtig. Sie retten 
Menschen, helfen in Notsituationen, 
löschen Brände, bergen Opfer und geben 
technische Hilfeleistung in Einsätzen. 
Gemeinsam bilden sie die Struktur der 
nichtpolizeilichen Gefahrenabwehr. Es 
ist uns wichtig, die Arbeit dieser so-
genannten Blaulicht-Organisationen 
weiter zu stärken und ihre Kooperation 
zu erleichtern.

GROSSE BRKG-NOVELLE
SOFORT ANGEHEN

Mit unseren Blaulicht-Konferenzen 
haben wir für einen regelmäßigen Aus-
tausch zwischen politischen Entschei-
dungsträgern, Einsatzkräften und eh-
renamtlich Tätigen im Blaulicht-Bereich 
gesorgt. Dabei ist deutlich geworden: 

Es ist an der Zeit, das Sächsische Gesetz 
über den Brandschutz, Rettungsdienst 
und Katastrophenschutz (BRKG) einer 
umfassenden Novelle zu unterziehen. 
Wir setzen den intensiven Dialog fort 
und werden dafür sorgen, dass das 
Innenministerium einen transparenten 
und strukturierten Beteiligungsprozess 
für eine große BRKG-Novelle initiiert.

DIE FREIWILLIGEN FEUER-
WEHREN WEITER STÄRKEN

Die Situation der Freiwilligen Feuer-
wehren haben wir in den letzten Jahren 
kontinuierlich verbessert: Mehr Mittel 
für Investitionen in Standorte und 
Fahrzeuge, höhere Pauschalen für die 
Förderung der Verbandsarbeit und der 
Jugendfeuerwehren und eine gesetzliche 
Stärkung der Wehrleitungen helfen, den 
Brandschutz in Sachsen flächendeckend 
zu sichern. In den kommenden Jahren 
fördern wir die Erstellung von regionalen 
Brandschutzbedarfsplänen und bauen 
die Lehrgangsangebote weiter aus. Das 
von uns geplante Bildungsfreistellungs-
gesetz ist gerade für die Kameradinnen 
und Kameraden dringend notwendig, 
um mit ausgebildeten Kräften die Ein-
satzbereitschaft zu gewährleisten.

NEUE WEGE IM BRANDSCHUTZ 
DENKEN

Der demografische Wandel stellt gerade 
die Freiwilligen Feuerwehren in den 
ländlichen Räumen vor substantielle 

Probleme. Auch wenn einige Maßnah-
men der letzten Jahre Erfolge zeigen 
und zahlreiche neue Kameradinnen und 
Kameraden in den Freiwilligen Feuer-
wehren gewonnen werden konnten, so 
bleibt es langfristig wichtig, neue Wege 
im Brandschutz zu denken. Regionale 
Brandschutzbedarfspläne können aus 
unserer Sicht dabei helfen, die gemein-
same Nutzung unterschiedlicher tech-
nischer Ressourcen der Gemeinden zu 
verbessern. Sie könnten außerdem die 
Grundlage für die Ergänzung des freiwil-
ligen Brandschutzsystems mit haupt-
amtlichem Stützpunkpersonal bilden. 
Wir wollen auch deshalb die in der AG 
„Feuerwehr.Sachsen.2020“ begonnene 
Arbeit fortsetzen und deren Impulse 
in die große BRKG-Novelle einfließen 
lassen.

HELFERGLEICHSTELLUNG
SICHERN

Mehr Aufmerksamkeit brauchen die eh-
renamtlichen Helferinnen und Helfer im 
Katastrophenschutz. Mit dem aktuellen 
Haushalt wurden bereits über drei Mil-
lionen Euro zusätzlich für den Unterhalt 
von Standorten und für Investitionen 
bereitgestellt. Wir sorgen außerdem 
dafür, dass die Helferinnen und Helfer 
im Katastrophenschutz den Angehö-
rigen der Freiwilligen Feuerwehren 
gleichgestellt werden. Den langfristigen 
Unterhalt der Einrichtungen des Katas-
trophenschutzes werden wir auf eine 
klare rechtliche Grundlage stellen.
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DEN RETTUNGSDIENST
STÄRKEN

Mit der Einführung des Notfallsanitä-
ters wurden die Ausbildungsbedingun-
gen im Rettungsdienst auf eine zeit-
gemäße Grundlage gestellt. Durch das 
Engagement der Beschäftigten konnten 
außerdem gute Tarifvereinbarungen 
erzielt und so auch die Arbeitsbedin-
gungen verbessert werden. Wir wissen 
um den großen Wert der hergestellten 
Einigkeit zwischen den Leistungser-
bringern und setzen uns deshalb weiter 
für den klaren und verbindlichen Dialog 
mit dem Freistaat Sachsen, den Kom-
munen und den Kostenträgern ein. Mit 
einer Novellierung des Gesetzes über 
den Brandschutz, Rettungsdienst und 
Katastrophenschutz werden wir diesen 
wichtigen Bereich der Daseinsvorsorge 
weiter stärken und vom wirtschaft-
lichen Druck der Vergabeverfahren 
befreien.

RAUCHMELDERPFLICHT
AUCH FÜR BESTANDS-
BAUTEN

Rauchmelder können Leben retten.  
Daher ist es ein großer Gewinn für 
unser Land gewesen, als 2016 die Rauch-
melderpflicht für Neu- und Umbauten 
beschlossen wurde. Nun ist es Zeit, 
einen Schritt weiter zu gehen. Als ein-
ziges von 16 Bundesländern hat Sachsen 
keine Rauchmelderpflicht für Bestands-
bauten. Dies ändern wir.

	Kampf 
	gegen 
	den Rechts- 
	extremismus  
Rechtsextremismus, Demokratiefeind-
lichkeit und gruppenbezogener Hass 
stellen für unser Land nach wie vor ein 
großes Problem dar. Wir werden uns 
damit nicht abfinden und betrachten es 
nicht nur als gesellschaftliche, sondern 
auch als staatliche Aufgabe, solche 
Gefahren aktiv zu bekämpfen. Die 
sächsische SPD bekennt sich zur anti-
faschistischen Tradition der deutschen 
Sozialdemokratie und sieht sich dem 
Antifaschismus verpflichtet. Sie sucht 
die Zusammenarbeit mit allen Parteien 
und zivilgesellschaftlichen Gruppen, mit 
denen sie das antifaschistische Engage-
ment gemeinsam hat. Seit 150 Jahren 
steht die SPD als ein Bollwerk gegen den 
Faschismus. Gerade in Zeiten des gesell-
schaftlichen Rechtsrucks auch in Sachsen 
halten wir dagegen!

DIE ZIVILGESELLSCHAFT
WEITER STÄRKEN

Die Bekämpfung rechtsextremistischer 
Straftaten und die Auseinandersetzung 
mit Rassismus, Antisemitismus, Natio-
nalismus, Homophobie, Islamfeindlich-
keit, Antiziganismus und anderen

 Formen gruppenbezogener Menschen-
feindlichkeit ist eine Daueraufgabe 
in unserer demokratischen Gesell-
schaft. Die Stärkung demokratischer 
Grundwerte ist nichts, das sich durch 
Projekte abschließen lässt. In einer 
offenen, demokratischen Gesellschaft 
wird es immer wieder neue und sich 
verändernde Gefährdungen der Demo-
kratie geben. Deshalb haben wir mit 
der Weiterentwicklung des Programms 
Weltoffenes Sachsen eine mehrjähri-
ge, verbindliche Demokratieförderung 
ermöglicht, um die Finanzierung einer 
aktiven und demokratischen Zivilgesell-
schaft unabhängig von Legislaturperio-
den dauerhaft abzusichern. Wir wollen 
das Landesdemokratiezentrum und das 
Programm Weltoffenes Sachsen auf 
eine stabile gesetzliche Grundlage stel-
len, um die mehrjährige Finanzierung 
und eine Mindestförderhöhe verbind-
lich festzuschreiben. In die Entwicklung 
und Fortschreibung von Programmen 
zur Demokratieförderung wollen wir 
die Erfahrungen der unterschiedlichen 
Netzwerke und Träger auch weiterhin 
einbeziehen und sie in Beiräten und Gre-
mien an der Durchführung beteiligen. 
Dabei legen wir besonderes Augenmerk 
auf schlanke Regelungen, die einen Ab-
bau von Bürokratie ermöglichen, denn 
auch hier gilt unser Grundsatz des Ver-
trauens bei der Zusammenarbeit. Die 
jährliche Mindestfördersumme für das 
Programm Weltoffenes Sachsen werden 
wir ab dem Jahr 2021 weiter erhöhen.

KONSEQUENTE STRAF-
VERFOLGUNG SICHERN

Mit der Bildung des Polizeilichen Ter-
rorismus- und Extremismusabwehr-
zentrums (PTAZ) und der staatsanwalt-
schaftlichen Zentralstelle Extremismus 
in Sachsen (ZESA) haben wir in unserem 
Land eine effektive Struktur für die 
Bekämpfung rechtsextremistischer 
Hass- und Gewaltdelikte geschaffen. 
Es muss gesichert werden, dass für die 
Verfolgung rechtsextremistisch moti-
vierter Kriminalität dauerhaft genügend 
und gut ausgebildetes Personal zur 
Verfügung steht. Ein wichtiges Ziel der 
nächsten Jahre ist darüber hinaus die 
Entwaffnung der extremen Rechten 
und der Reichsbürgerbewegung sowie 
die Verstärkung der Internetaufklärung 
im rechtsextremen Phänomenbereich.

EIN DEMOKRATIEFÖRDERGE-
SETZ AUF DEN WEG BRINGEN

Die zuletzt deutlich gewordenen 
Anstiege demokratiefeindlicher Phä-
nomene wie Rechtsextremismus und 
gruppenbezogener Menschenfeindlich-
keit sind keine lokal begrenzten und 
schon gar keine reinen Ost-Probleme. 
Rechtsradikale Strukturen sind in ganz 
Deutschland aktiv und teilweise inter-
national vernetzt. Neue Medien und 
Online-Netzwerke helfen zudem, gezielt 
falsche Meldungen grenzenlos zu ver-
breiten, die Radikalisierung zu fördern 
und die Strukturen auszudehnen.
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 Dem können wir nicht allein in Sachsen 
begegnen. Wir brauchen bundesweite 
Programme zur Extremismusprävention 
und Demokratieförderung. Als essen-
zielle Grundlage dafür fordern wir ein 
Demokratiefördergesetz, in dem die 
Unterstützung des bürgerschaftlichen 
Engagements in den Bereichen der 
Demokratieförderung und Extremis-
musprävention langfristig und verläss-
lich festgelegt wird. Sollte der Bund 
ein solches Gesetz nicht auf den Weg 
bringen oder sollte ein solches Gesetz 
keine ausreichende Wirkung in Sach-
sen erzielen, werden wir ein eigenes 
sächsisches Demokratiefördergesetz 
beschließen.

RECHTSRADIKALE NETZ-
WERKE UND STRUKTUREN
ERMITTELN UND BEKÄMPFEN

Auch der sächsische Verfassungsschutz 
muss seinen Beitrag zur Ermittlung, 
Aufdeckung und Bekämpfung rechtsra-
dikaler, rechtsterroristischer und demo-
kratiefeindlicher Netzwerke und Struk-
turen leisten. Gerade im Nachgang zum 
NSU-Komplex müssen die begangenen 
Fehler und Versäumnisse der Vergan-
genheit weiterhin schonungslos auf-
gearbeitet und in Zukunft sichergestellt 
werden, dass die sächsischen Behörden 
Rechtsterrorismus konsequent verfol-
gen und die Gefahren, die von ihm und 
weiterhin bestehenden Netzwerken 
ausgehen, bekämpfen.

Die Stärkung des bundesweiten Ver-
fassungsschutzverbundes und die 
Einrichtung der Polizeilichen und 
Nachrichtendienstlichen Informations- 
und Analysestellen PIAS und NIAS kann 
zu einer bundesländerübergreifenden 
frühzeitigen Abwehr rechtsradikaler 
Gefahren beitragen. Die Öffnung des 
Landesamts für Verfassungsschutz 
gegenüber Kommunen und Institutio-
nen der Zivilgesellschaft halten wir für 
elementar. Außerdem wollen wir mit 
der Stärkung von parlamentarischer 
Kontrolle sowie größerer Transparenz zu 
einer sinnvollen Kooperation zwischen 
Sicherheitsbehörden, Parlament und 
Zivilgesellschaft beitragen.

	Zusammen- 
	halt und 
	Beteiligung 
Unsere Demokratie lebt von der Be-
teiligung ihrer Bürgerinnen und Bürger. 
Es ist uns deshalb sehr wichtig, Kindern, 
Jugendlichen und Erwachsenen vielfälti-
ge Möglichkeiten zur Selbstbestimmung, 
zur Beteiligung an politischen Entschei-
dungen und zur Übernahme von Verant-
wortung zu geben. Aus diesem Grund 
setzen wir uns für eine Stärkung der 
Mitbestimmung in Betrieben und Unter-
nehmen, für die Beteiligung von Kindern 
und Jugendlichen, für die Stärkung der 
kommunalen Selbstverwaltung und für 
die Förderung mithilfe pauschaler Mittel 

und Budgets ein. Wir wollen einen 
Aufbruch in der Demokratie. Dies geht 
unserer Meinung nach nur von unten. 
Wir wollen ein sinnvolles Gleichgewicht 
zwischen repräsentativer Demokratie 
und Partizipation der Bürgerinnen und 
Bürger erreichen. Gesellschaftliche 
Vielfalt und politischer Pluralismus 
bringen unser Land voran – wenn sie auf 
einem gemeinsam geteilten Fundament 
gründen. Es ist uns deshalb ein großes 
Anliegen, den gesellschaftlichen Zu-
sammenhalt weiter zu stärken und den 
Dialog zwischen den Menschen in allen 
Bereichen zu fördern.

DIE BÜRGERINNEN
UND BÜRGER BESSER
EINBEZIEHEN

Wir werden erlebbare Demokratie und 
Mitbestimmung weiter stärken. Neben 
einer Vereinfachung der Elemente der 
Volksgesetzgebung wollen wir vor allem 
die Einbeziehung von Bürgerinnen und 
Bürgern in Planungsverfahren und 
lokale Projekte stärken – durch Bürger-
haushalte, Bürgerforen, Zielkonferenzen, 
Projektbeiräte und Konsultationsverfah-
ren. So werden Bürgerinnen und Bürger 
in einem regionalen Partizipationspro-
zess gehört und nehmen Einfluss auf die 
Gestaltung ihrer Lebensbedingungen 
vor Ort, so wie es beispielsweise in der 
Zukunftswerkstatt Lausitz heute ge-
schieht.

DIE HÜRDEN FÜR DIREKTE
DEMOKRATIE SENKEN

Direktdemokratische Verfahren – also 
Volksabstimmungen – sind eine wichti-
ge Ergänzung unserer repräsentativen 
Demokratie. Dass in ihnen allein aber 
kein Allheilmittel für Politikmüdigkeit 
zu sehen ist und ihre Anwendung bei 
konkreten Problemstellungen wohlüber-
legt sein will, zeigen die Erfahrungen 
und Schwierigkeiten rund um das Bre-
xit-Votum. Wir wollen das erforderliche 
Quorum für einen Volksantrag, also für 
einen Gesetzentwurf der Bevölkerung 
an den Landtag, auf ein Prozent der 
stimmberechtigten Bürgerinnen und 
Bürger senken. Das Quorum für Volks-
begehren, also die Zahl der Unterschrif-
ten, die nötig sind, um eine Volksab-
stimmung herbeizuführen, soll auf fünf 
Prozent abgesenkt werden.

BÜRGERBETEILIGUNGS-
UND PARLAMENTSVERFAHREN
BESSER VERKNÜPFEN

Wir wollen die Beteiligungsrechte der 
Bürgerinnen und Bürger stärker mit 
parlamentarischen Verfahren verbinden 
und verschränken. Dazu gehört für uns 
eine Verbesserung des Petitionswesens, 
so dass Petentinnen und Petenten in 
einen direkten Austausch mit den Ab-
geordneten kommen, Vor-Ort-Termine 
vereinbart und gemeinsame Anhörun-
gen durchgeführt werden. 
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Ein mit dem erforderlichen Quorum 
ausgestatteter Volksantrag soll ge-
meinsam mit den Antragstellern im 
Parlament verbessert und weiterentwi-
ckelt werden können, wie jeder Antrag 
der Regierung oder einer Fraktion. Wir 
wollen eine echte Verzahnung der 
parlamentarischen Gesetzgebung mit 
Prozessen der direkten Demokratie. So 
werden die erfolgreichen parlamentari-
schen Diskussions-, Verhandlungs- und 
Kompromisspotentiale auch bei direkt-
demokratischen Gesetzgebungsver-
fahren nutzbar. Durch die Verkoppelung 
kann besser garantiert werden, dass 
nicht das Einzelinteresse oder die größte 
Empörung Gehör findet, sondern auch 
das Gemeinwohl im Blick behalten wird.

.
DAS KAPERN VON DEMO-
KRATIEPROZESSEN DURCH
EINZELINTERESSEN
ABWEHREN

Sämtliche Offenlegungspflichten, die 
für Parteien gelten, sollen auch für die 
Initiatoren von Volksentscheiden gelten. 
Die Beeinflussung von Abstimmungen 
durch Einzelinteressen von Konzernen, 
besonders zahlungskräftigen Lobby-
gruppen oder die Steuerung aus dem 
Ausland müssen verhindert werden. 
Damit die Bürgerinnen und Bürger 
sich bei Volksgesetzgebungsverfahren 
umfassend informieren können, wer-
den wir nach dem Vorbild der Schweiz 
gesetzliche Regelungen zur Information 
im Verfahren treffen und so z.B. Abstim-
mungsbüchlein ermöglichen.

Die Einführung von Volksabstimmun-
gen, welche die Regierung selbst einlei-
tet, lehnen wir ab. Solche Referenden 
dienen vor allem der Selbstdarstellung 
und Machtausweitung der Herrschen-
den. In illiberalen Demokratien wie 
in Ungarn oder der Türkei können wir 
sehen, wie Referenden missbraucht 
werden können.

DEMOKRATIE IN STÄDTEN
UND GEMEINDEN STÄRKEN

Für die direkte Einflussmöglichkeit bei 
grundlegenden Fragen zur Entwicklung 
der Kommune sollten Bürgerforen 
mit einer Mindestbeteiligung von fünf 
Prozent  der Wahlberechtigten möglich 
sein. Wir ermutigen alle Kommunen 
nachdrücklich dazu, einmal im Jahr eine 
öffentliche und thematisch offene Ein-
wohnerversammlung durchzuführen. 
Dazu wollen wir gemeinsam mit den 
Städten und Gemeinden Strategien ent-
wickeln, welche die politischen Verant-
wortungsträger dabei unterstützen.

DEN ZUSAMMENHALT IN
DER GESELLSCHAFT STÄRKEN

Das Engagement bei der Flut und die 
Unterstützung für Geflüchtete in Sach-
sen haben gezeigt, dass sich viele für 
die Allgemeinheit handfest engagieren 
wollen und Solidarität zeigen. Deshalb 
wollen wir Programme für konkrete 
Hilfen ausbauen: 

Die unbürokratische Finanzierung und 
Unterstützung kleiner Bürgerprojekte 
werden wir ausweiten. Das Ministeri-
um für Gleichstellung und Integration 
wollen wir ausbauen. Hierzu sollen 
die Erfahrungen aus den Program-
men „Weltoffenes Sachsen“ und „Wir 
für Sachsen“ gebündelt werden, um 
eine Netzwerkstruktur für innovative 
Projekte des Zusammenlebens und 
gesellschaftlicher Solidarität in unseren 
Stadtteilen, kleinen Städten und Dör-
fern zu entwickeln und finanziell sowie 
organisatorisch zu unterstützen. 
Zudem sollen Ursachen, die zu einer 
gesellschaftlichen Spaltung führen 
können, untersucht und adäquate 
Lösungen entwickelt werden. So soll 
das Ministerium sich ganz konkret dafür 
einsetzen, das Zusammenleben von 
Menschen zu verbessern, Kümmerer-
strukturen aufzubauen und zu stärken 
sowie Räume für Begegnung zu schaf-
fen. Zudem sollen vergangene Unge-
rechtigkeiten systematisch aufgearbei-
tet werden. Dazu zählen insbesondere 
Probleme der Nachwendezeit, die auch 
30 Jahre nach der Friedlichen Revolution 
nicht vollständig geklärt sind. Wir haben 
uns schon in den vergangenen Jahren 
für eine Aufarbeitung stark gemacht 
und die Nachwendezeit wieder auf 
die aktuelle Tagesordnung gehoben. 
Nun werden wir lokale und regionale 
Projekte zur Dokumentation der jünge-
ren Geschichte vor Ort, beispielsweise 
Geschichtswerkstätten und Ehemali-
gen-Initiativen, stärker unterstützen ge-
nauso wie Aufarbeitungskommissionen 
auf lokaler Ebene, wenn dies Bürgerin-

nen und Bürger vor Ort wünschen. Wir 
werden eine landesweite Dialogreihe 
zwischen den Generationen ins Leben 
rufen, um über die Vergangenheit und 
Zukunft in Ostdeutschland zu reden. 
Dazu zählen unter anderem Probleme 
bei der Rentenüberführung und Renten-
anrechnung. Betroffen sind davon ver-
schiedene Berufs- und Personengrup-
pen wie beispielsweise die ehemaligen 
Angestellten der Reichsbahn, Kranken-
schwestern, in der DDR geschiedene 
Frauen oder angestellte Professoren. 
Wir setzen uns auf Bundesebene für 
einen Ausgleich ein, der entstandene 
Härten auffängt. So wollen wir ganz 
konkret das Leben von zehntausenden 
Menschen verbessern. Auch wenn 
wir Unrecht nicht rückgängig machen 
können, wollen wir es zumindest ab-
mildern und derart reparieren, dass sich 
die Betroffenen als gleichwertiger Teil 
dieser Gesellschaft fühlen. Nicht zuletzt 
werden wir ein Integrations- und Teilha-
begesetz auf den Weg bringen, welches 
die guten bestehenden Maßnahmen 
wie das Landessprachprogramm und 
die  Geflüchtetensozialarbeit verstetigt, 
klare Erwartungen an eine gelingende 
Integration festschreibt und eine deut-
liche Aufgabenverteilung zwischen dem 
Freistaat und seinen Kommunen regelt.
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DISKRIMINIERUNG
KONSEQUENT
ENTGEGENTRETEN

Wir setzen uns für die Erarbeitung eines 
Landesantidiskriminierungsgesetzes 
ein, durch das die Lücken im bisherigen 
rechtlichen Diskriminierungsschutz ge-
schlossen werden. Die Lücken bestehen 
durch den begrenzten Geltungsrahmen 
des Bundesgesetzes „Allgemeines 
Gleichbehandlungsgesetz“, vor allem 
im Bildungssektor und dem öffent-
lich-rechtlichen Bereich. Zugleich muss 
die sächsische Antidiskriminierungs-
arbeit gestärkt werden. Dafür wird die 
Geschäftsstelle Antidiskriminierung 
zu einer Landesantidiskriminierungs-
stelle für Sachsen ausgebaut. Zugleich 
werden bestehende Maßnahmen-
pakete wie die „Strategie zum Schutz 
vor Diskriminierung und zur Förderung 
von Vielfalt in Sachsen“ umgesetzt, 
evaluiert und weiterentwickelt. Auch 
die zivilgesellschaftlich geleistete Arbeit 
muss finanziell gesichert, die Charta 
der Vielfalt konsequent umgesetzt und 
eine unabhängige Beauftragtenstelle 
für Antidiskriminierung am Landtag mit 
kostenfreiem Angebot von Rechtsbera-
tung bei Diskriminierungsfällen einge-
richtet werden.

	Finanzpolitik 
Die Institutionen des Rechtsstaates 
sind auf eine gute Personalausstattung 
angewiesen. Aber auch in Schulen und 
Kindergärten, Umwelt- und Finanz-
ämtern oder in Behörden, die Pflege-
einrichtungen kontrollieren oder die 
Lebensmittelsicherheit überwachen, gilt: 
Die wichtigste Basis eines handlungs-
fähigen Staates sind gut qualifizierte 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in 
ausreichender Zahl. Solide Finanzpolitik 
heißt für uns Sozialdemokratinnen und 
Sozialdemokraten deshalb, eine Politik 
zu betreiben, welche die Finanzierung 
öffentlicher Ausgaben langfristig und 
nachhaltig ermöglicht. Für uns ist klar, 
dass seriöse Finanzpolitik öffentliche 
Infrastruktur in öffentlicher Hand behält 
und damit eine demokratische Kontrolle 
über wichtige Lebensbereiche sichert. 
Der Freistaat Sachsen hat bei finanzpoli-
tischen Debatten auf Bundesebene stets 
darauf gedrungen, langfristige zukünf-
tige Entwicklungen mit in den Blick zu 
nehmen. In Zeiten der CDU/FDP-Regie-
rung verengte sich dieser Beitrag leider 
auf eine sehr kurzsichtige und schädliche 
Kürzungspolitik. Dabei muss eine kluge 
Finanzpolitik viel einfallsreicher sein, 
um die Handlungsfähigkeit des Staa-
tes wirklich nachhaltig zu sichern. Die 
bundesdeutsche und auch die sächsische 
Tagespolitik verdrängen aus unserer 
Sicht noch zu oft die wichtigen Zu-
kunftsfragen: Wir leben in einer Zeit, in 
der nicht mehr nur menschliche Arbeit, 
sondern immer stärker Robotisierung 

und künstliche Intelligenz für enorme 
Wertschöpfung und Unternehmens-
gewinne sorgen. Doch nach wie vor ist 
es vor allem menschliche Arbeit und der 
Konsum, die besteuert werden. Nach 
wie vor ist es ausschließlich der Faktor 
Arbeit, der unsere solidarischen sozialen 
Sicherungssysteme trägt. Deutschland 
erwirtschaftet eines der höchsten Brut-
toinlandsprodukte weltweit, obwohl 
die Erwerbsbeteiligung stagniert. Doch 
es überlässt die Finanzierung sozialer 
und öffentlicher Leistungen zu einem 
großen Teil den Erwerbstätigen. Das ist 
nicht nachhaltig – das zeigen die Ren-
tenbescheide der vielen Menschen, die 
fast fünfzig Jahre lang hart gearbeitet 
haben und dennoch nicht über Grund-
sicherungsniveau kommen. Der Freistaat 
Sachsen muss in steuer- und finanz-
politischen Fragen auf Bundesebene 
seine Stimme nicht nur wieder erheben. 
Er muss sie vor allem ausrichten an den 
Interessen derer, die den handlungsfähi-
gen Staat brauchen. Unser Anspruch ist 
es deshalb, die Besteuerung leistungs-
fähiger Einkommen zu sichern und 
erkämpfte Errungenschaften wie die 
Rückkehr zur paritätischen Finanzierung 
der Sozialversicherung zu verteidigen. 
Einen schwachen Staat können sich 
nur Reiche leisten. Wie sehr dieser Satz 
stimmt, hat die Kürzungspolitik der 
CDU/FDP-Regierung in den Jahren 2009 
bis 2014 gezeigt. Getroffen hat sie zuerst 
jene Institutionen und Einrichtungen, 
die Menschen in Schwierigkeiten brau-
chen: Suchtberatung und Jugendhilfe 
wurden gekürzt, der Kommunal-Kombi 
für Langzeitarbeitslose gestrichen, die 

Förderung für Selbsthilfegruppen ab-
geschafft. Getroffen wurden aber auch 
die Bereiche, die für die breite Gesell-
schaft wichtig sind. 30 von 70 Polizeire-
vieren wurden geschlossen. Die Zahl der 
Lehrkräfte wurde weiter reduziert, die 
Mittel für Ganztagsangebote an Schulen 
zusammengestrichen. Die Kinder- und 
Jugendpauschale wurde abgesenkt, 
das Landeserziehungsgeld gekürzt, das 
beitragsfreie Vorschuljahr abgeschafft. 
Massive Kürzungen im Öffentlichen 
Personennahverkehr führten zur Stillle-
gung ganzer Strecken, Streichungen bei 
den Kulturraummitteln zur Schließung 
von Angeboten, das Stellenabbauziel im 
öffentlichen Dienst zu Personalmangel 
in allen Ämtern. Heute, nur fünf Jahre 
später, sind diese Schäden nicht nur 
repariert. In fast allen Bereichen leistet 
der Freistaat Sachsen mehr als je zuvor. 
Zum ersten Mal seit dem Bestehen des 
Freistaates wurde der Betreuungsschlüs-
sel in den Kinderkrippen und Kinder-
gärten verbessert – und das gleich in 
vier aufeinander folgenden Schritten. 
Mehr als 2.800 zusätzliche Erzieherinnen 
und Erzieher sind nun in Sachsens Kitas 
beschäftigt. Gleichzeitig wurden 1.000 
neue Polizeistellen geschaffen, 5.000 
neue Lehrerstellen, die Mittel für Ganz-
tagsangebote wurden verdoppelt, die 
Jugendpauschale erhöht, Schulsozialar-
beit an jeder Oberschule finanziert, der 
ÖPNV ausgebaut und die Kulturraum-
mittel aufgestockt. Inzwischen sind über 
90.000 Beschäftigte in Sachsens Ämtern 
und Behörden, in Justiz und Straßen-
meistereien, in Schulen, Universitäten 
und im Forst tätig. 
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Bei alledem bleibt der sächsische Haus-
halt solide aufgestellt und leistungsfä-
hig. Der Staat trifft umfassend Vorsorge. 
Mit dem Generationenfonds sparen wir 
Mittel für die Pensionslasten der Beam-
tinnen und Beamten. Mit dem Zukunfts-
sicherungsfonds sichern wir Gelder für 
langfristig notwendige Investitionen. 
Und mit der Tilgung von Schulden sor-
gen wir für die langfristige Tragfähigkeit 
der Haushalte kommender Wahlperio-
den. Diese erfolgreiche und nachhaltige 
Finanzpolitik setzen wir fort, ohne das 
Sparen zum Selbstzweck zu erheben. 
Unser besonderes Augenmerk gilt dabei 
den sächsischen Kommunen. Mit den 
Haushalten der vergangenen Jahre 
haben wir ihre Finanzkraft gestärkt, 
Förderprogramme erweitert und Pau-
schalen erhöht.

DIE FINANZKRAFT DER
KOMMUNEN WEITER
STÄRKEN

Den Erfolg des Investitionsprogramms 
„Brücken in die Zukunft“ und des Kom-
munalen Investitions- und Finanzkraft-
stärkungsgesetzes führen wir fort: Die 
sächsischen Kommunen sollen in weit 
höherem Maße als bisher pauschale 
Mittel erhalten, über deren Verwen-
dung sie frei entscheiden könnenWir 
wollen die kommunale Selbstverwal-
tung stärken, indem wir Städte und 
Gemeinden eine stabile, planbare und 
deutlich bessere finanzielle Grundaus-
stattung geben.

Auch künftig werden wir auf die ange-
messene Ausstattung der Kommunen 
mit Eigenmitteln achten, damit sie in 
der Lage sind, auch in Zukunft über frei-
willige Aufgaben selbst zu bestimmen 
oder die Kofinanzierung von Förderpro-
grammen sicherzustellen. Wir stehen 
zu den Grundsätzen des sächsischen Fi-
nanzausgleichs (FAG), der anerkannt ist 
und sich bewährt hat. Auch in Zukunft 
muss damit der angemessene Ausgleich 
zwischen ländlichen und städtischen 
Räumen sichergestellt werden. Auch 
innerhalb der kreisangehörigen Räu-
me sind die Ziele einer gleichmäßigen 
Entwicklung und eines Ausgleichs 
unterschiedlicher Steuerkraft weiter zu 
verfolgen. Speziell mit Blick auf die Ent-
wicklung der kommunalen Soziallasten 
können wir uns eine Weiterentwick-
lung des FAG vorstellen. Eine wichtige 
eigene Einnahmequelle der sächsischen 
Kommunen ist die Grundsteuer. Wir 
halten weiterhin – auch bei eigenem 
Gestaltungsspielraum durch die Bun-
desländer – an der wertabhängigen 
Bemessung fest, bei der Eigentümer mit 
wertvolleren Grundstücken mehr zum 
Steueraufkommen beitragen. Die Städte 
und Gemeinden wollen wir bei der Neu-
gestaltung der Hebesätze unterstützen, 
sodass die Reform zu keiner generellen 
Mehrbelastung der Steuerzahlerinnen 
und Steuerzahler führt.

SÄCHSISCHE AUFBAUBANK
WEITERENTWICKELN

Wir stehen zur Sächsischen Aufbau-
bank (SAB) als landeseigene Förderbank 
des Freistaats. Mit der Verlagerung 
des Unternehmenssitzes nach Leipzig, 
die wir vor allem für die Beschäftigten 
sozialverträglich gestalten wollen, muss 
auch eine strategische Neuausrichtung 
der SAB einhergehen. Neben der drin-
gend notwendigen Digitalisierung der 
Prozesse sollte auch die Abwicklung von 
Förderprogrammen weiter verbessert 
werden. Wir streben außerdem eine en-
gere Kooperation der mitteldeutschen 
Förderbanken an.

PAUSCHALENPROGRAMME
MIT KLAREN ZIELEN
SCHAFFEN

Wir werden die Anzahl der Förderricht-
linien weiter reduzieren und Förderthe-
men zu Pauschalenprogrammen mit 
klaren Zielstellungen zusammenfassen. 
Die Anzahl von Förderprogrammen, 
die durch die sächsische Aufbaubank 
ausgereicht werden, wollen wir überdies 
senken. Anstelle der bisherigen Praxis 
umfangreicher Vorabprüfungen und 
detaillierter Kontrollen von Verwen-
dungsnachweisen wollen wir verstärkt 
auf Zielvereinbarungen und Stichpro-
benprüfungen setzen. So stärken wir die 
Selbstverwaltung der Kommunen und 
reduzieren den bürokratischen Aufwand 
sowohl für die kommunale Seite als 
auch die Staatsverwaltung.

DEN SÄCHSISCHEN
HAUSHALT GESCHLECHTER-
GERECHT GESTALTEN

Wir verstehen Gleichstellung als Quer-
schnittsaufgabe, die auch in den finanz-
politischen Entscheidungen und bei 
der Haushaltsaufstellung und Haus-
haltsdurchführung verankert werden 
muss. Daher setzen wir uns dafür ein, 
dass mit dem Gender Budgeting die 
geeignete Implementierungsstrategie 
umgesetzt wird, die den sächsischen 
Haushalt künftig geschlechtergerecht 
gestalten wird. In allen Förderrichtlinien 
des Freistaats ist ein Engagement für 
Geschlechtergerechtigkeit, zum Beispiel 
ein gleicher Anteil von Frauen in Füh-
rungspositionen und Entscheidungsgre-
mien und die Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf, positiv zu berücksichtigen 
und wo möglich zur Bedingung zu 
machen.

DIE INSTITUTIONELLE
FÖRDERUNG STÄRKEN

Fördermittel an Dritte wie freie Träger 
im Jugend-, Sozial- und Kulturbereich 
werden wir verstetigen. Wir beenden 
die Praxis der kurzfristigen Projektför-
derung für langfristige Aufgaben. Sie 
führt zu „Projektitis“, prekären Arbeits-
verhältnissen, großer Bürokratie und 
eingeschränkter Wirksamkeit. 
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Gemeinsam mit den Verbänden und 
unter Beteiligung des Sächsischen Rech-
nungshofes entwickeln wir ein Verfahren, 
das finanzielle Stabilität und inhaltliche 
Flexibilität gleichermaßen ermöglicht.

SANIERUNGSSTAU
WEITER ABBAUEN

Sachsen ist mit Abstand das Bundesland 
mit der niedrigsten Pro-Kopf-Verschul-
dung in Deutschland. Das ist gut und soll 
so bleiben. Doch manche Schulden blei-
ben unsichtbar: Der Sanierungsstau in 
sächsischen Schulen und Kindergärten, 
bei öffentlichen Straßen und Brücken-
bauwerken kommt versteckten Schulden 
gleich. Deshalb halten wir an einer hohen 
Investitionsquote fest und stärken den 
klaren Vorrang von Sanierung und In-
standsetzung vor Neubau weiter.

STÄRKUNG DES PARLAMENTS 
IN HAUSHALTS- UND FINANZ-
FRAGEN

Wir setzen unseren Weg der Stärkung 
des Parlaments in Haushalts- und Fi-
nanzfragen fort. Dazu verringern wir die 
Wertgrenzen für eine Beteiligung des 
Haushalts- und Finanzausschusses bei 
außerplanmäßigen und überplanmä-
ßigen Ausgaben. Die Bewirtschaftung 
von Sondervermögen und Fonds wird 
ebenso Gegenstand regelmäßiger parla-
mentarischer Arbeit wie die Befassung 
mit landeseigenen Unternehmen und 
Beteiligungen.

EIN GERECHTES STEUER-
UND FINANZSYSTEM

Wir sind der Meinung, dass starke Schul-
tern mehr tragen sollen als schwache. 
Das gilt besonders für riesige Vermögen 
und Erbschaften in Deutschland. In den 
vergangenen Jahrzehnten hat sich die 
Schere bei den verfügbaren Haushalts-
einkommen und in der Vermögens-
verteilung insgesamt weiter geöffnet. 
Dieser Entwicklung wollen wir ent-
gegentreten. Die Privilegierung von Ka-
pitaleinkommen durch die aktuelle Ab-
geltungssteuer lehnen wir ab, da in den 
vergangenen zehn Jahren die Gründe 
für die pauschale Einführung entfallen 
sind. Wir setzen uns deshalb im Bund 
dafür ein, die Besteuerung von Kapital- 
und Erwerbseinkommen mindestens zu 
vereinheitlichen. Außerdem setzen wir 
uns auf Bundesebene für eine transpa-
rente und klar strukturierte Erbschafts-
steuer als Bundessteuer ein, denn bei 
Erbschaften handelt es sich um leis-
tungsloses Einkommen. Im Rahmen von 
Unternehmenserbschaften sind auch 
staatliche Beteiligungen möglich. Die 
immer größere Ungleichverteilung von 
Vermögen innerhalb Deutschlands kann 
durch die in sehr großen Abständen er-
hobene Erbschaftssteuer alleine jedoch 
nicht ausgeglichen werden. Nicht das 
eigene Wirken, sondern vielmehr das 
Vermögen der eigenen Vorfahren be-
stimmt mittlerweile maßgeblich die 
gesellschaftliche Stellung. Nicht nur 
aus finanzpolitischen, sondern auch 
aus gesellschaftspolitischen Gründen 
sprechen wir uns daher für eine neue 

Vermögenssteuer als Bundessteuer aus. 
Dabei muss die Bewertung mit einem 
vertretbaren Aufwand geschehen und 
Immobilien- und Betriebsvermögen fair 
beurteilt werden. Unser Steuer- und Ab-
gabensystem darf kleine und mittlere 
Einkommen ohne Vermögensrückhalt 
– und damit vor allem die Menschen in 
den ostdeutschen Ländern – nicht über 
Gebühr belasten. Wir Sozialdemokratin-
nen und Sozialdemokraten im Freistaat 
Sachsen setzen uns entschieden für 
die Herstellung gleichwertiger Lebens-
verhältnisse im Bundesgebiet ein. Dies 
betrifft nicht nur, aber auch die Förde-
rung der ostdeutschen Länder. Sachsen 
bleibt trotz seiner soliden Haushaltslage 
ein finanzschwaches Bundesland und 
setzt sich daher weiterhin für eine aus-
gleichende Politik des Bundes ein. Und 
noch immer gibt es vereinigungsbe-
dingte Lasten, beispielsweise aus dem 
Anspruchs- und Anwartschaftsüberfüh-
rungsgesetz (AAÜG), bei denen die Ost-
länder mehr Unterstützung benötigen.

TRANSPARENZ BEI DER
STEUERERKLÄRUNG

Um die individuelle Leistung der Bürge-
rinnen und Bürger besser zu honorieren, 
soll zukünftig aus dem Steuerbescheid 
abzulesen sein, wie hoch der individuel-
le, tatsächlich geleistete Steuersatz pro 
Jahr ist. Neben den bisherigen Bestand-
teilen wird die zu zahlende Steuerbe-
lastung ins Verhältnis zum Bruttoein-
kommen gesetzt und ein Prozentsatz 
errechnet. Außerdem soll aus dem 

Bescheid hervorgehen, welche Abzüge 
zu dem ermittelten Nettoeinkommen 
geführt haben. Wir wollen uns an ande-
ren Bundesländern orientieren und mit 
dem Bescheid darüber informieren, wie 
die Einnahmen beispielhaft eingesetzt 
wurden. Verbunden damit ist ein Dank 
für den wichtigen Beitrag zur Finanzie-
rung unseres Gemeinwesens.

STEUERGERECHTIGKEIT DURCH 
INTENSIVERE STEUERFAHN-
DUNG VERBESSERN

Wer ehrlich seinen Beitrag zur Finan-
zierung der Gesellschaft leistet, muss 
die Gewissheit haben, dass Betrüger 
zur Rechenschaft gezogen werden. Die 
Steuerfahndung in Sachsen wollen wir 
stärken, so dass der Fahndungsdruck 
hoch bleibt. Der Ankauf von Steuer-CDs 
und die Veröffentlichung der Panama 
Papers sind Instrumente, die die Hand-
lungsfähigkeit des Staates gestärkt und 
für mehr Gerechtigkeit gesorgt haben.

GESETZLICHE KRANKEN-
VERSICHERUNG FÜR BEAMTE

Wir wollen auch im Freistaat Sachsen 
den Beamtinnen und Beamten die Mög-
lichkeit geben, freiwilliges Mitglied in 
der Gesetzlichen Krankenversicherung 
zu sein. Bisher ist eine solche Mitglied-
schaft für viele Bedienstete weniger 
attraktiv als die staatliche Beihilfe. 
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Deshalb werden wir wie das Land 
Hamburg den Bediensteten im Freistaat 
Sachsen ein pauschales Beihilfemodell 
anbieten, das ihnen Wahlfreiheit ge-
währt. Von einer solchen Einbeziehung 
der verbeamteten Beschäftigten pro-
fitiert gleichzeitig auch unser solidari-
sches Krankenversicherungssystem.

EINS-ZU-EINS-UMSETZUNG 
VON FÖRDERPROGRAMMEN

Fördermittel des Bundes und der Euro-
päischen Union nimmt der Freistaat 
Sachsen weiterhin vollständig in An-
spruch. Wir legen größeres Augenmerk 
darauf, sie im sächsischen Haushalt 
auch in voller Höhe ihrem eigentlichen 
Zweck entsprechend einzusetzen, 
anstatt damit Landesmittel zu kom-
pensieren. Hier sehen wir insbesondere 
im Wohnungsbau und im Öffentlichen 
Personennahverkehr noch Verbesse-
rungspotential. Wichtig ist es uns, auch 
weiterhin für eine 1:1-Umsetzung der 
Fördermittelvorgaben zu sorgen und 
die Verfahren nicht mit zusätzlichen 
Bedingungen zu beschweren.

DIE EUROPÄISCHE REGION
SACHSEN STÄRKEN

Wir wollen die Europapolitik des Frei-
staates Sachsen weiter stärken und 
dabei insbesondere die Kooperation mit 
unseren Nachbarländern Tschechien 
und Polen vertiefen. 

Die Zusammenarbeit über die Landes-
grenzen hinweg pflegen wir intensiv 
durch zivilgesellschaftliche Bündnisse, 
kommunale Partnerschaften, Unter-
nehmenskooperationen vor allem 
im Bereich der kleinen und mittleren 
Unternehmen und parlamentarische 
Kooperationen. Mit länderübergreifen-
den Einrichtungen und binationalen 
Bildungsgängen werden wir besonders 
in der Lausitz und im Erzgebirge das Zu-
sammenwachsen der Regionen voran-
bringen. Die Weiterführung grenzüber-
schreitender Streifen soll die Sicherheit 
an den Grenzen stärken. Die Förderung 
der europapolitischen Bildungsarbeit 
und des Europagedankens an sächsi-
schen Schulen und Volkshochschulen 
wollen wir unterstützen und dafür 
dauerhaft Mittel bereitstellen. Organi-
sationen der politischen Bildung wie der 
Sächsischen Landeszentrale oder den 
Europe Direct Informationszentren soll 
dabei eine wichtige Rolle zukommen. 
Europa hat für Sachsen eine enorme 
Bedeutung. Sachsen kann als Region 
auch direkt mitbestimmen oder Kritik 
anzeigen, wenn die EU ungerechtfertigt 
in die Angelegenheiten des Freistaats 
hineinregiert. Diese gestiegene Verant-
wortung muss sich weiterhin in einem 
eigenständigen Europaausschuss des 
Sächsischen Landtages ausdrücken.
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	Es ist dein 
	Land. 

2 0 52 0 4
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Sachsen ist ein reiches Land – reich an 
anmutigen Landschaften, an wertvol-
len Kulturschätzen, reich an leistungs-
fähigen Unternehmen, exzellenten 
Hochschulen und gut ausgebildeten 
Fachkräften. Es ist reich an Angeboten 
für Sport, Kultur und Freizeit und reich 
an vielfältigen Menschen, die ganz 
eigene Geschichten zu erzählen haben, 
die miteinander leben, arbeiten und 
sich engagieren und die füreinander 
sorgen. Bei allem, was es im Großen wie 
im Kleinen noch zu regeln und zu ver-
bessern gilt: Wir alle tun gut daran, uns 
hin und wieder bewusst zu machen, wo 
wir miteinander heute stehen. Wir sind 
nicht bereit, unser Land der Schwarz-
malerei und der Gleichgültigkeit, der 
Kälte und dem Hass, dem Egoismus und 
dem Neid zu überlassen. Wir wissen, wie 
viel wir in Sachsen gemeinsam geschafft 
haben und was wir bewahren wollen. 
Andere schlecht behandeln müssen wir 
dafür nicht. 

Wir wollen, dass das Soziale, was die die 
Menschen zusammenhält, die Schlag-
zeilen unseres Landes bestimmt. Unsere 
Werte sind Anstand und Menschlichkeit. 
Wir verteidigen das anständige Sachsen. 
Wir wollen in Sachsen anständig leben, 
eine anständige Arbeit haben, anständig 
miteinander umgehen – und wir wollen, 
dass mit Sachsen anständig umgegan-
gen wird. Unser Wahlprogramm ist eine 
Einladung. Eine Einladung an alle, den 
Freistaat Sachsen mit uns gemeinsam 
besser, sozialer, weltoffener, leistungs-
fähiger, nachhaltiger und schöner zu 
machen. Unser Wahlprogramm ist ein 
Versprechen. Ein Versprechen, dass wir 
uns weiter um dieses Land kümmern 
werden, gemeinsam mit allen, die dazu 
beitragen können und wollen. Und unser 
Wahlprogramm ist eine Entscheidung. 
Eine Entscheidung für die Ziele, die wir 
verfolgen, für die Ideen, die wir haben 
und für die Werte, für die wir einstehen. 
Entscheide mit, es ist dein Land.
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